
DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2025/322 DER KOMMISSION 

vom 18. Februar 2025

zur Änderung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2016/2323 zur Aufstellung der europäischen 
Liste von Abwrackeinrichtungen gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1257/2013 des Europäischen 

Parlaments und des Rates über das Recycling von Schiffen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1257/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. November 2013
über das Recycling von Schiffen und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 und der 
Richtlinie 2009/16/EG (1), insbesondere auf Artikel 16 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1257/2013 stellen die Schiffseigner sicher, dass zum 
Recycling bestimmte Schiffe nur in Abwrackeinrichtungen recycelt werden, die in der gemäß Artikel 16 Absatz 2 der 
genannten Verordnung veröffentlichten europäischen Liste der Abwrackeinrichtungen (im Folgenden „europäische 
Liste“) aufgeführt sind.

(2) Die europäische Liste ist im Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2323 der Kommission (2) festgelegt.

(3) Die Zulassung der in Belgien ansässigen Abwrackeinrichtung NV Galloo Recycling Ghent läuft am 31. März 2025
ab. Die zuständigen Behörden Belgiens haben der Kommission mitgeteilt, dass die dieser Einrichtung erteilte 
Zulassung zum Recycling von Schiffen gemäß Artikel 14 der Verordnung (EU) Nr. 1257/2013 vor ihrem Ablauf 
um einen Zeitraum von fünf Jahren erneuert wurde. Darüber hinaus teilten die zuständigen Behörden Belgiens der 
Kommission mit, dass die Einrichtung NV Galloo Recycling Ghent ihren Namen in NV Galloo geändert und neue 
Höchstmaße von Schiffen mitgeteilt hat, die in der Einrichtung angenommen werden können. Die europäische Liste 
sollte daher aktualisiert werden, um diesen Änderungen Rechnung zu tragen.

(4) Die Zulassung der in Dänemark ansässigen Abwrackeinrichtung Jatob Frederikshavn ApS läuft am 9. März 2025 ab. 
Die zuständigen Behörden Dänemarks haben der Kommission mitgeteilt, dass die dieser Einrichtung erteilte 
Zulassung zum Recycling von Schiffen gemäß Artikel 14 der Verordnung (EU) Nr. 1257/2013 vor ihrem Ablauf 
um einen Zeitraum von fünf Jahren erneuert wurde. Sie teilten außerdem eine Änderung der jährlichen Schiffsrecyc­
linghöchstkapazität mit. Die europäische Liste sollte daher aktualisiert werden, um diesen Änderungen Rechnung zu 
tragen.

(5) Die Zulassung der in Frankreich ansässigen Abwrackeinrichtung Les Recycleurs Bretons-Navaléo läuft am 19. Juni 
2025 ab. Die zuständigen Behörden Frankreichs haben der Kommission mitgeteilt, dass die dieser Einrichtung 
erteilte Zulassung zum Recycling von Schiffen gemäß Artikel 14 der Verordnung (EU) Nr. 1257/2013 vor ihrem 
Ablauf um einen Zeitraum von fünf Jahren erneuert wurde. Darüber hinaus teilten die zuständigen Behörden 
Frankreichs der Kommission Änderungen der Kontaktdaten der Abwrackeinrichtung Les Recycleurs 
Bretons-Navaléo und neue Höchstmaße von Schiffen mit, die in der Einrichtung angenommen werden können. Die 
europäische Liste sollte daher aktualisiert werden, um diesen Änderungen Rechnung zu tragen.

(6) Die zuständigen Behörden der Niederlande haben der Kommission mitgeteilt, dass die in den Niederlanden ansässige 
Abwrackeinrichtung Sagro Aannemingsmaatschappij Zeeland B.V. gemäß Artikel 14 der Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013 zugelassen wurde. Die Niederlande haben der Kommission alle Informationen zur Verfügung 
gestellt, die zur Aufnahme dieser Einrichtung in die europäische Liste erforderlich sind. Diese Abwrackeinrichtung 
sollte daher in die europäische Liste aufgenommen werden.
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(7) Die Aufnahme der in Lettland ansässigen Abwrackeinrichtung Galaksis N. in die europäische Liste lief am 17. Juli 
2024 ab. Die zuständigen Behörden Lettlands haben die Kommission über den Wechsel des Betreibers der 
Abwrackeinrichtung informiert und gebeten, der Änderung des Namens der Einrichtung entsprechend Rechnung 
zu tragen, wobei die übrigen Bedingungen der Genehmigung unverändert bleiben. Da die Zulassung zum Recycling 
von Schiffen jedoch unbefristet gewährt wurde, wurde sie nicht gemäß Artikel 14 der Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013 erteilt. Daher sollten die beantragten Änderungen nicht aufgenommen und Galaksis N. von der 
europäischen Liste gestrichen werden.

(8) Die Zulassung der in Litauen ansässigen Abwrackeinrichtung UAB Vakarų refonda läuft am 30. April 2025 ab, und 
die zuständige Behörde Litauens hat der Kommission mitgeteilt, dass die Genehmigung auf Antrag der Einrichtung 
entzogen wurde. Daher sollte diese Abwrackeinrichtung von der europäischen Liste gestrichen werden.

(9) Die Aufnahme der in der Estland ansässigen Abwrackeinrichtung BLRT Refonda Baltic OÜ in die europäische Liste 
läuft am 15. Februar 2026 ab. Die zuständigen Behörden Estlands haben die Kommission über den Wechsel des 
Betreibers der Abwrackeinrichtung informiert und gebeten, der Änderung des Namens der Einrichtung zu Metruna 
OÜ entsprechend Rechnung zu tragen, wobei die übrigen Bedingungen der Genehmigung unverändert bleiben. Die 
europäische Liste sollte daher aktualisiert werden, um dieser Änderung Rechnung zu tragen.

(10) Die Kommission hat einen Antrag gemäß Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1257/2013 auf Aufnahme 
der in der Türkei ansässigen Abwrackeinrichtung Temurtaşlar Gemi Söküm İthalat İhracat San. Ve Tic. A.Ş. erhalten. 
Nach Bewertung der Informationen und Belege, die gemäß Artikel 15 der genannten Verordnung beigebracht und 
eingeholt wurden, ist die Kommission der Auffassung, dass die Einrichtung die in Artikel 13 der Verordnung 
festgelegten Anforderungen erfüllt, um das Recycling von Schiffen durchzuführen und in die europäische Liste 
aufgenommen zu werden. Temurtaşlar Gemi Söküm İthalat İhracat San. Ve Tic. A.Ş. sollte daher in die europäische 
Liste aufgenommen werden.

(11) Die Aufnahme der in der Türkei ansässigen Abwrackeinrichtungen Sök Denizcilik Tic. Ltd. Şti. und Öge Gemi 
Söküm İth. İhr.Tİc. San. A.Ş. in die europäische Liste läuft am 12. Februar 2025 ab. Diese Einrichtungen haben der 
Kommission mitgeteilt, dass sie ihre Aufnahme in die europäische Liste gemäß Artikel 15 der Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013 erneuern möchte. Nach Bewertung der Informationen und Belege, die gemäß Artikel 15 der 
Verordnung (EU) Nr. 1257/2013 auch im Rahmen von Kontrollen beigebracht und eingeholt wurden, ist die 
Kommission der Auffassung, dass die Einrichtungen die in Artikel 13 der Verordnung festgelegten Anforderungen 
erfüllen, um das Recycling von Schiffen durchzuführen und in die europäische Liste aufgenommen zu werden. Die 
Aufnahme dieser Abwrackeinrichtungen in die europäische Liste sollte daher erneuert werden.

(12) Die Aufnahme der in der Türkei ansässigen Abwrackeinrichtung Ege Celik San. Ve Tic A.Ş. in die europäische Liste 
läuft am 12. Februar 2025 ab. Diese Einrichtung hat der Kommission mitgeteilt, dass sie ihre Aufnahme in die 
europäische Liste gemäß Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 1257/2013 erneuern möchte. Nach Bewertung der 
Informationen und Belege, die gemäß Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 1257/2013 auch im Rahmen von 
Kontrollen beigebracht und eingeholt wurden, ist die Kommission der Auffassung, dass die Einrichtung bestimmte 
in Artikel 13 Absatz 1 festgelegte Anforderungen, nämlich die gemäß den Buchstaben e, f, g und i, nicht erfüllt. Die 
Einrichtung hat es versäumt, angemessene Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der Schiffskörperdichtigkeit zu 
ergreifen, um etwaige Leckagen in der Gezeitenzone zu verhindern. In der Einrichtung wurde der Hauptschiffskörper 
ohne Einsatz eines Schlackensammlers unterhalb der Abwasserleitung zerschnitten und Abfälle wurden am Ufer 
behandelt, an dem kein undurchlässiger Boden vorhanden war. Die Einrichtung hat darüber hinaus ihre eigenen 
Verfahren nicht eingehalten, mit denen sichergestellt werden sollte, dass mögliche brennbare Materialien vor dem 
Schneiden entfernt werden, wodurch ein hohes Risiko für die Sicherheit der Arbeitnehmer bestand. Ege Celik San. 
Ve Tic A.Ş. sollte daher von der europäischen Liste gestrichen werden.

(13) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2323 sollte daher entsprechend geändert werden.

(14) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des gemäß Artikel 25 der 
Verordnung (EU) Nr. 1257/2013 eingesetzten Ausschusses —
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang des Durchführungsbeschlusses (EU) 2016/2323 erhält die Fassung des Anhangs des vorliegenden Beschlusses.

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am dritten Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Brüssel, den 18. Februar 2025

Für die Kommission
Die Präsidentin

Ursula VON DER LEYEN
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ANHANG 

„ANHANG

Europäische Liste von Abwrackeinrichtungen gemäß Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1257/2013 

Teil A

In einem Mitgliedstaat ansässige Abwrackeinrichtungen

Name der Einrichtung Recycling-Methode Art und Größe der Schiffe, die 
abgewrackt werden können

Einschränkungen und Bedingungen für 
den Betrieb der Abwrackeinrichtung, 

einschließlich solcher in Bezug auf die 
Bewirtschaftung von gefährlichem Abfall

Einzelheiten zum Verfahren der 
ausdrücklichen oder stillschweigenden 

Zulassung des Schiffsrecyclingplans 
durch die zuständige Behörde (1)

Jährliche 
Schiffsrecyclinghöchstka-

pazität, berechnet als 
Summe des Gewichts der 

Schiffe in LDT, die in einem 
bestimmten Jahr in der 
Einrichtung abgewrackt 

wurden (2)

Zeitpunkt des Ablaufs der 
Aufnahme in die 

europäische Liste (3)

BELGIEN

NV Galloo

Scheepszatestraat 9
9000 Gent
Belgien

Tel.: +32 92512521

E-Mail: 
peter.wyntin@galloo.com

Längsseits 
(Wasserliegeplatz), 
Rampe

Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013

Höchstmaße von Schiffen:
Länge: 366 Meter
Breite: 49 Meter
Tiefgang: 14,5 Meter

Stillschweigende Zulassung mit 
maximaler Überprüfungsfrist von 
30 Tagen

34 000 (4) 31. März 2030

DÄNEMARK

FAYARD A/S

Kystvejen 100
5330 Munkebo
Dänemark

www.fayard.dk

Tel.: +45 75920000

E-Mail: fayard@fayard.dk

Trockendock Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013

Höchstmaße von Schiffen:
Länge: 415 Meter
Breite: 90 Meter
Tiefgang: 7,8 Meter

Die Abwrackeinrichtung wird im 
Einklang mit den geltenden 
Rechtsvorschriften und den 
Bedingungen gemäß der von der 
Gemeinde Kerteminde erteilten 
Umweltgenehmigung vom 
7. November 2018 geregelt. Die 
Umweltgenehmigung umfasst 
Bedingungen für die Betriebszeiten, 
spezielle Betriebsbedingungen, die 
Handhabung und Lagerung von 
Abfällen sowie die Bedingung, dass 
die Arbeiten im Trockendock 
durchgeführt werden müssen.

Stillschweigende Zulassung mit 
maximaler Überprüfungsfrist von 
14 Tagen

916,34 (5) 22. Mai 2028
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Name der Einrichtung Recycling-Methode Art und Größe der Schiffe, die 
abgewrackt werden können

Einschränkungen und Bedingungen für 
den Betrieb der Abwrackeinrichtung, 

einschließlich solcher in Bezug auf die 
Bewirtschaftung von gefährlichem Abfall

Einzelheiten zum Verfahren der 
ausdrücklichen oder stillschweigenden 

Zulassung des Schiffsrecyclingplans 
durch die zuständige Behörde (1)

Jährliche 
Schiffsrecyclinghöchstka-

pazität, berechnet als 
Summe des Gewichts der 

Schiffe in LDT, die in einem 
bestimmten Jahr in der 
Einrichtung abgewrackt 

wurden (2)

Zeitpunkt des Ablaufs der 
Aufnahme in die 

europäische Liste (3)

Fornæs ApS

Rolshøjvej 12–16
8500 Grenaa
Dänemark

www.fornaes.com

Tel.: +45 86326393

E-Mail: recycling@fornaes.dk

Längsseits, 
Trockendock

Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013

Höchstmaße von Schiffen:
Länge: 150 Meter
Breite: 25 Meter
Tiefgang: 7 Meter
BRZ: 10 000

Die Gemeinde Norddjurs ist 
berechtigt, gefährlichen Abfall 
umweltgeprüften 
Auffangeinrichtungen zuzuweisen.

Stillschweigende Zulassung mit 
maximaler Überprüfungsfrist von 
14 Tagen

30 000 (6) 12. Mai 2026

Jatob Frederikshavn ApS

Langerak 12
9900 Frederikshavn
Dänemark

www.jatob.dk

Tel.: +45 86681689

E-Mail: post@jatob.dk
mathias@jatob.dk

Längsseits, 
Slipanlage

Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013

Höchstmaße von Schiffen:
Länge: 150 Meter
Breite: 30 Meter
Tiefgang: 6 Meter

Handhabung und Lagerung von 
Abfallfraktionen erfolgen mit 
Umweltgenehmigung. Gefährlicher 
Abfall darf bis zu einem Jahr in der 
Anlage zwischengelagert werden.

Stillschweigende Zulassung mit 
maximaler Überprüfungsfrist von 
14 Tagen

20 000 (7) 16. September 2029

Modern American Recycling 
Services Europe (M.A.R.S.)

Sandholm 60
9900 Frederikshavn
Dänemark

www.modernamericanrecyc 
lingservices.com/

Tel.: +45 30307763

E-Mail: kim@mars-eu.dk

Slipanlage Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013

Höchstmaße von Schiffen:
Länge: 400 Meter Breite: 
90 Meter Tiefgang: 14 
Meter

Die Bedingungen für den Betrieb der 
Abwrackeinrichtung sind in der von 
der Gemeinde Frederikshavn 
erteilten Umweltgenehmigung vom 
9. März 2018 und dem Addendum 
zur Umweltgenehmigung vom 
12. Juli 2022 festgelegt.

Die Gemeinde Frederikshavn ist 
berechtigt, gefährlichen Abfall 
umweltgeprüften 
Auffangeinrichtungen zuzuweisen.

Die Abwrackeinrichtung darf 
gefährlichen Abfall nicht länger als 
ein Jahr lagern.

Stillschweigende Zulassung mit 
Überprüfungsfrist von 14 Tagen

60 000 (8) 27. Januar 2028
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Name der Einrichtung Recycling-Methode Art und Größe der Schiffe, die 
abgewrackt werden können

Einschränkungen und Bedingungen für 
den Betrieb der Abwrackeinrichtung, 

einschließlich solcher in Bezug auf die 
Bewirtschaftung von gefährlichem Abfall

Einzelheiten zum Verfahren der 
ausdrücklichen oder stillschweigenden 

Zulassung des Schiffsrecyclingplans 
durch die zuständige Behörde (1)

Jährliche 
Schiffsrecyclinghöchstka-

pazität, berechnet als 
Summe des Gewichts der 

Schiffe in LDT, die in einem 
bestimmten Jahr in der 
Einrichtung abgewrackt 

wurden (2)

Zeitpunkt des Ablaufs der 
Aufnahme in die 

europäische Liste (3)

Smedegaarden A/S

Vikingkaj 5
6700 Esbjerg
Dänemark

www.smedegaarden.net

Tel.: +45 75128888

E-Mail:
m@smedegaarden.net

Längsseits, 
Slipanlage

Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013

Höchstmaße von Schiffen:
Länge: 200 Meter*
Breite: 48 Meter
Tiefgang: 7,5 Meter
(* Bei Länge > 170 Meter 
Genehmigung von der 
Gemeinde Esbjerg 
erforderlich)

Die Bedingungen für den Betrieb der 
Abwrackeinrichtung sind in der von 
der Gemeinde Esbjerg erteilten 
Umweltgenehmigung vom 4. Juni 
2015 festgelegt.

Die Gemeinde Esbjerg ist berechtigt, 
gefährlichen Abfall umweltgeprüften 
Auffangeinrichtungen zuzuweisen.

Stillschweigende Zulassung mit 
maximaler Überprüfungsfrist von 
14 Tagen

20 000 (9) 11. März 2026

ESTLAND
Metruna OÜ

Kopli 103, 11712 Tallinn, 
Estland

Tel.: +372 6102933

Fax +372 6102444

E-Mail: info@metruna.ee

www.metruna.ee

Schwimmend am 
Kai und im 
Schwimmdock

Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013

Höchstmaße von Schiffen:
Länge: 197 Meter
Breite: 32 Meter
Tiefgang: 9,6 Meter

Abfallgenehmigung Nr. KL-511809. 
Genehmigung zur Bewirtschaftung 
von gefährlichem Abfall Nr. 0546. 
Vorschriften des Hafens Vene-Balti, 
Manual on Ships Recycling 
MSR-Refonda. 
Umweltmanagementsystem, 
Abfallbewirtschaftung EP 4.4.6-1-13

Die Einrichtung darf nur die 
gefährlichen Materialien recyceln, für 
die ihr eine Genehmigung erteilt 
wurde.

Stillschweigende Zulassung mit 
maximaler Überprüfungsfrist von 
30 Tagen

0 (10) 15. Februar 2026
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Name der Einrichtung Recycling-Methode Art und Größe der Schiffe, die 
abgewrackt werden können

Einschränkungen und Bedingungen für 
den Betrieb der Abwrackeinrichtung, 

einschließlich solcher in Bezug auf die 
Bewirtschaftung von gefährlichem Abfall

Einzelheiten zum Verfahren der 
ausdrücklichen oder stillschweigenden 

Zulassung des Schiffsrecyclingplans 
durch die zuständige Behörde (1)

Jährliche 
Schiffsrecyclinghöchstka-

pazität, berechnet als 
Summe des Gewichts der 

Schiffe in LDT, die in einem 
bestimmten Jahr in der 
Einrichtung abgewrackt 

wurden (2)

Zeitpunkt des Ablaufs der 
Aufnahme in die 

europäische Liste (3)

SPANIEN
DESGUACE INDUSTRIAL Y 
NAVAL, S.L.U. (DINA)

Vega de Tapia, s/n
48903 Barakaldo-Bizkaia
Spanien

Tel.: +34 944971552

E-Mail: 
dina@dinascrapping.com

www.redena.es

Längsseits, 
Abwrackrampe

Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013

Höchstmaße von Schiffen:
Länge: 120 Meter
Breite: 20 Meter
Tiefgang: 6 Meter

Die Auflagen sind in der integrierten 
Umweltgenehmigung vorgegeben.

Stillschweigende Zulassung. 
Zuständig für die Zulassung ist die 
Umweltbehörde der autonomen 
Gemeinschaft, in der sich die 
Einrichtung befindet.

2 086 (11) 3. März 2026

DDR VESSELS XXI, S.L.

Hafen „El Musel“
Gijón
Spanien

Tel.: +34 630144416
E-Mail: 
abarredo@ddr-vessels.com

Längsseits, 
Abwrackrampe

Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013

Höchstmaße von Schiffen:

Länge: 169,9 Meter
(Schiffe mit einer Länge 
von mehr als 169,9 
Metern, die auf der Rampe 
ein Null- oder negatives 
Kippmoment 
gewährleisten, können je 
nach Ergebnis einer 
ausführlichen 
Machbarkeitsstudie 
akzeptiert werden)
Breite: 25 Meter

Die Auflagen sind in der integrierten 
Umweltgenehmigung vorgegeben.

Stillschweigende Zulassung. 
Zuständig für die Zulassung ist die 
Umweltbehörde der autonomen 
Gemeinschaft, in der sich die 
Einrichtung befindet.

3 600 (12) 28. Juli 2025
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Name der Einrichtung Recycling-Methode Art und Größe der Schiffe, die 
abgewrackt werden können

Einschränkungen und Bedingungen für 
den Betrieb der Abwrackeinrichtung, 

einschließlich solcher in Bezug auf die 
Bewirtschaftung von gefährlichem Abfall

Einzelheiten zum Verfahren der 
ausdrücklichen oder stillschweigenden 

Zulassung des Schiffsrecyclingplans 
durch die zuständige Behörde (1)

Jährliche 
Schiffsrecyclinghöchstka-

pazität, berechnet als 
Summe des Gewichts der 

Schiffe in LDT, die in einem 
bestimmten Jahr in der 
Einrichtung abgewrackt 

wurden (2)

Zeitpunkt des Ablaufs der 
Aufnahme in die 

europäische Liste (3)

FRANKREICH

Démonaval Recycling

ZI du Malaquis
Rue François Arago
76580 LE TRAIT
Frankreich

Tel.: +33 769791280

E-Mail:
patrick@demonaval-recyc-
ling.fr

Längsseits, 
Trockendock

Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013

Höchstmaße von Schiffen:
Länge: 140 Meter
Breite: 25 Meter
Tiefe: 5 Meter

Die Umweltauflagen sind in der 
Zulassung der Präfektur vorgegeben.

Ausdrückliche Zulassung — 
zuständig für die 
Zulassungsentscheidung ist der 
Minister für Umwelt.

1 500 (13) 21. September 2027

GARDET & DE BEZENAC 
Recycling
/ Groupe BAUDELET 
ENVIRONNEMENT — GIE 
MUG

616, Boulevard Jules Durand
76600 Le Havre
Frankreich

Tel.: +33 235951634

E-Mail: normandie@baudelet.fr

Schwimmanleger 
und Slipanlage

Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013

Höchstmaße von Schiffen:
Länge: 150 Meter
Breite: 18 Meter
Tiefe: 7 Meter
LDT: 7 000

Die Umweltauflagen sind in der 
Zulassung der Präfektur vorgegeben.

Ausdrückliche Zulassung — 
zuständig für die 
Zulassungsentscheidung ist der 
Minister für Umwelt.

7 730 (14) 29. Dezember 2026

Grand Port Maritime de 
Bordeaux
152, Quai de Bacalan — CS 
41320-33082 Bordeaux Cedex
Frankreich
Tel.: +33 556905800

E-Mail: 
maintenance@bor-
deaux-port.fr

Längsseits, 
Trockendock

Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013

Höchstmaße von Schiffen:
Länge: 240 Meter
Breite: 37 Meter
Tiefe: 17 Meter

Die Umweltauflagen sind in der 
Zulassung der Präfektur vorgegeben.

Ausdrückliche Zulassung — 
zuständig für die 
Zulassungsentscheidung ist der 
Minister für Umwelt.

9 000 (15) 27. September 2026

D
E 

A
Bl. L vom

 19.2.2025 

8/23 
ELI: http://data.europa.eu/eli/dec_im

pl/2025/322/oj

mailto:patrick@demonaval-recycling.fr
mailto:patrick@demonaval-recycling.fr
mailto:normandie@baudelet.fr
mailto:maintenance@bordeaux-port.fr
mailto:maintenance@bordeaux-port.fr


Name der Einrichtung Recycling-Methode Art und Größe der Schiffe, die 
abgewrackt werden können

Einschränkungen und Bedingungen für 
den Betrieb der Abwrackeinrichtung, 

einschließlich solcher in Bezug auf die 
Bewirtschaftung von gefährlichem Abfall

Einzelheiten zum Verfahren der 
ausdrücklichen oder stillschweigenden 

Zulassung des Schiffsrecyclingplans 
durch die zuständige Behörde (1)

Jährliche 
Schiffsrecyclinghöchstka-

pazität, berechnet als 
Summe des Gewichts der 

Schiffe in LDT, die in einem 
bestimmten Jahr in der 
Einrichtung abgewrackt 

wurden (2)

Zeitpunkt des Ablaufs der 
Aufnahme in die 

europäische Liste (3)

Recycleurs Bretons — 
Navaléo

170, rue Jacqueline Auriol
29470 Guipavas
Frankreich

Tel.: +33 298032998

E-Mail: navaleo@navaleo.fr

Längsseits, 
Trockendock

Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013

Höchstmaße von Schiffen:
Länge: 220 Meter
Breite: 24 Meter
Tiefe: 10 Meter

Die Umweltauflagen sind in der 
Zulassung der Präfektur vorgegeben.

Ausdrückliche Zulassung — 
zuständig für die 
Zulassungsentscheidung ist der 
Minister für Umwelt.

15 000 (16) 24. Mai 2026

ITALIEN

San Giorgio del Porto S.p.A.

Calata Boccardo 8
16128 Genova
Italien

Tel.: +39 10251561

E-Mail:
segreteria@sgdp.it;
sangiorgiodelporto@legalmai-
l.it
www.sgdp.it

Längsseits, 
Trockendock

Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013

Höchstmaße von Schiffen:
Länge: 350 Meter
Breite: 75 Meter
Tiefe: 16 Meter
BRZ: 130 000

Die Auflagen und Einschränkungen 
sind in der integrierten 
Umweltgenehmigung vorgegeben.

Ausdrückliche Zulassung 38 564 (17) 6. Juni 2028

LITAUEN

UAB APK

Minijos 180 (Liegeplatz 133A) 
LT 93269, Klaipėda,
Litauen

Tel.: +370 46365776

Fax +370 46365776

E-Mail: uab.apk@gmail.com

Längsseits 
(Wasserliegeplatz)

Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013

Höchstmaße von Schiffen:
Länge: 130 Meter
Breite: 35 Meter
Tiefe: 10 Meter
BRZ: 3 500

Siehe nationale Genehmigung Nr. 
TL-KL.1-15/2015

Ausdrückliche Zulassung — 
schriftliche Mitteilung innerhalb 
von 30 Arbeitstagen

1 500 (18) 12. März 2025
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Name der Einrichtung Recycling-Methode Art und Größe der Schiffe, die 
abgewrackt werden können

Einschränkungen und Bedingungen für 
den Betrieb der Abwrackeinrichtung, 

einschließlich solcher in Bezug auf die 
Bewirtschaftung von gefährlichem Abfall

Einzelheiten zum Verfahren der 
ausdrücklichen oder stillschweigenden 

Zulassung des Schiffsrecyclingplans 
durch die zuständige Behörde (1)

Jährliche 
Schiffsrecyclinghöchstka-

pazität, berechnet als 
Summe des Gewichts der 

Schiffe in LDT, die in einem 
bestimmten Jahr in der 
Einrichtung abgewrackt 

wurden (2)

Zeitpunkt des Ablaufs der 
Aufnahme in die 

europäische Liste (3)

UAB Armar

Minijos 180 (Liegeplatz 131A) 
LT 93269, Klaipėda
Litauen

Tel.: +370 68532607

E-Mail: armar.uab@gmail.com

Längsseits 
(Wasserliegeplatz)

Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013

Höchstmaße von Schiffen:
Länge: 80 Meter
Breite: 16 Meter
Tiefe: 5 Meter
BRZ: 1 500

Siehe nationale Genehmigung Nr. 
TL-KL.1-51/2017

Ausdrückliche Zulassung — 
schriftliche Mitteilung innerhalb 
von 30 Arbeitstagen

3 910 (19) 12. April 2027

NIEDERLANDE
Damen Verolme Rotterdam 
B.V.

Prof. Gerbrandyweg 25
3197 KK Rotterdam
Niederlande

Tel.: +31 181234353

E-Mail: 
hein.mangroe@damen.com

Vorbereitende 
Arbeiten am Kai, zur 
Verschrottung ins 
Trockendock verlegt

Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013

Höchstmaße von Schiffen:
Länge: 400 Meter
Breite: 90 Meter
Tiefe: 12 Meter
Höhe: 90 Meter

Die Anlage verfügt über eine 
Betriebsgenehmigung; diese 
Betriebsgenehmigung enthält 
Einschränkungen und Bedingungen 
für einen umweltgerechten Betrieb.

Ausdrückliche Zulassung 0 (20) 21. Mai 2026

DECOM Amsterdam B.V.

Siciliëweg 10, 1045 AS 
Amsterdam
Niederlande

Tel.: +31 235581937

E-Mail: 
info@decomamsterdam.nl

Vorbereitende 
Arbeiten am Kai, zur 
Verschrottung an 
Land gehoben

Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013

Höchstmaße von Schiffen:
Länge: 240 Meter
Breite: 50 Meter
Tiefgang: 9 Meter

Die Anlage verfügt über eine 
Betriebsgenehmigung; diese 
Betriebsgenehmigung enthält 
Einschränkungen und Bedingungen 
für einen umweltgerechten Betrieb.

Ausdrückliche Zulassung 17 500 (21) 5. Oktober 2026
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Name der Einrichtung Recycling-Methode Art und Größe der Schiffe, die 
abgewrackt werden können

Einschränkungen und Bedingungen für 
den Betrieb der Abwrackeinrichtung, 

einschließlich solcher in Bezug auf die 
Bewirtschaftung von gefährlichem Abfall

Einzelheiten zum Verfahren der 
ausdrücklichen oder stillschweigenden 

Zulassung des Schiffsrecyclingplans 
durch die zuständige Behörde (1)

Jährliche 
Schiffsrecyclinghöchstka-

pazität, berechnet als 
Summe des Gewichts der 

Schiffe in LDT, die in einem 
bestimmten Jahr in der 
Einrichtung abgewrackt 

wurden (2)

Zeitpunkt des Ablaufs der 
Aufnahme in die 

europäische Liste (3)

Hoondert Services & 
Decommissioning B.V.

Spanjeweg 4
4455 TW Nieuwdorp
Niederlande

Tel.: +31 113352510

E-Mail: info@hsd.nl

Vorbereitende 
Arbeiten am Kai, zur 
Verschrottung an 
Land gehoben

Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013

Höchstmaße von Schiffen:
Länge: 175 Meter
Breite: 40 Meter
Tiefe: 10 Meter

Die Anlage verfügt über eine 
Betriebsgenehmigung; diese 
Betriebsgenehmigung enthält 
Einschränkungen und Bedingungen 
für einen umweltgerechten Betrieb.

Ausdrückliche Zulassung 30 000 (22) 26. Januar 2026

Sagro 
Aannemingsmaatschappij 
Zeeland B.V.

Estlandweg 10 4455 SV 
Nieuwdorp Niederlande

Tel. +31 113351710

E-Mail: info@sagro.nl

Vorbereitende 
Arbeiten am Kai, zur 
Verschrottung an 
Land gehoben

Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013

Höchstmaße von Schiffen:
Länge: 120 Meter
Breite: 20 Meter
Tiefe: 6 Meter

Die Anlage verfügt über eine 
Betriebsgenehmigung; diese 
Betriebsgenehmigung enthält 
Einschränkungen und Bedingungen 
für einen umweltgerechten Betrieb.

Ausdrückliche Zulassung 15 000 (23) 27. September 2029

NORWEGEN

Arise Recycling AS (ehemals 
ADRS Decom Gulen)

Anschrift der Einrichtung:

Sløvågen 2
5960 Dalsøyra
Norwegen

Büroanschrift:

Statsminister Michelsens vei 38
5230 Paradis
Norwegen

https://adrs.no/

Längsseits, 
Slipanlage, 
Trockendock/ 
Hafenbecken

Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013

Höchstmaße von Schiffen:
Länge: 360 Meter
Breite: keine 
Beschränkung
Tiefe: keine Beschränkung

Siehe nationale Genehmigung 
Nr. 2019.0501.T

Ausdrückliche Zulassung 0 (24) 20. Juli 2029
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Name der Einrichtung Recycling-Methode Art und Größe der Schiffe, die 
abgewrackt werden können

Einschränkungen und Bedingungen für 
den Betrieb der Abwrackeinrichtung, 

einschließlich solcher in Bezug auf die 
Bewirtschaftung von gefährlichem Abfall

Einzelheiten zum Verfahren der 
ausdrücklichen oder stillschweigenden 

Zulassung des Schiffsrecyclingplans 
durch die zuständige Behörde (1)

Jährliche 
Schiffsrecyclinghöchstka-

pazität, berechnet als 
Summe des Gewichts der 

Schiffe in LDT, die in einem 
bestimmten Jahr in der 
Einrichtung abgewrackt 

wurden (2)

Zeitpunkt des Ablaufs der 
Aufnahme in die 

europäische Liste (3)

AF Offshore Decom

Raunesvegen 597
5578 Nedre Vats
Norwegen

https://afgruppen.com/Decom 
missioning

Längsseits, am Kai Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013

Höchstmaße von Schiffen:
Länge: 500 Meter
Breite: keine 
Beschränkung
Tiefe: keine Beschränkung

Siehe nationale Genehmigung 
Nr. 2005.0038.T

Ausdrückliche Zulassung 31 000 (25) 10. Dezember 2028 (26)

Green Yard AS

Angholmsveien 304
4485 Feda
Norwegen

Tel.: +4790098185

www.greenyard.no

Trockendock (in 
einer Halle), 
Slipanlage

Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013

Höchstmaße von Schiffen:
Länge: 230 Meter
Breite: 25 Meter
Tiefe: 20 Meter

Siehe nationale Genehmigung 
Nr. 2018.0833.T

Größere Demontagearbeiten sind in 
Innenräumen durchzuführen.
Die einzigen Demontage- und 
Schneidearbeiten, die im 
Außenbereich stattfinden dürfen, 
sind kleinere Arbeiten, die notwendig 
sind, damit die Schiffe in die Halle 
passen. Weitere Einzelheiten sind der 
Genehmigung zu entnehmen.

Ausdrückliche Zulassung 30 000 (27) 10. Dezember 2028 (28)

Green Yard Kleven AS

6065 Ulsteinvik
Norwegen

www.kleven.no

Längsseits, 
Slipanlage

Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013

Höchstmaße von Schiffen:
Länge: 170 Meter
Breite: 35 Meter
Tiefe: keine Beschränkung

Siehe nationale Genehmigung 
Nr. 2021.0011.T

Ausdrückliche Zulassung 0 (29) 9. April 2026
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Name der Einrichtung Recycling-Methode Art und Größe der Schiffe, die 
abgewrackt werden können

Einschränkungen und Bedingungen für 
den Betrieb der Abwrackeinrichtung, 

einschließlich solcher in Bezug auf die 
Bewirtschaftung von gefährlichem Abfall

Einzelheiten zum Verfahren der 
ausdrücklichen oder stillschweigenden 

Zulassung des Schiffsrecyclingplans 
durch die zuständige Behörde (1)

Jährliche 
Schiffsrecyclinghöchstka-

pazität, berechnet als 
Summe des Gewichts der 

Schiffe in LDT, die in einem 
bestimmten Jahr in der 
Einrichtung abgewrackt 

wurden (2)

Zeitpunkt des Ablaufs der 
Aufnahme in die 

europäische Liste (3)

Fosen Gjenvinning AS

Stokksundveien 1432
7177 Revsnes
Norwegen

Tel.: +47 40039479, E-Mail: 
knut@fosengjenvinning.no

Längsseits Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013, mit 
Ausnahme von Bohrinseln 
oder Schiffen zur 
Gewinnung von 
Kohlenwasserstoffen

Höchstmaße von Schiffen:
Länge: 150 Meter
Breite: 20 Meter
Tiefe: 7 Meter

Siehe nationale Genehmigung 
Nr. 2006.0250.T

Ausdrückliche Zulassung 8 000 (30) 10. Dezember 2028 (31)

Aker Solutions AS (Stord)

Eldøyane 59
5411 Stord
Norwegen

www.kvaerner.com

Längsseits 
(Wasserliegeplatz), 
Slipanlage

Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013

Höchstmaße von Schiffen:
Länge: 230 Meter
Breite: keine 
Beschränkung
Tiefe: keine Beschränkung

Siehe nationale Genehmigung 
Nr. 2013.0111.T

Ausdrückliche Zulassung 60 000 (32) 10. Dezember 2028 (33)

Norscrap West AS

Hanøytangen 122
5310 Hauglandhella
Norwegen

www.norscrap.no

Schwimmende 
Slipanlage; 
zusätzliche 
Optionen je nach 
Komplexität: 1. 
Demontage am Kai 
und anschließende 
Verschrottung auf 
undurchlässigen 
Böden mit 
wirksamen 
Drainagesystemen 
2. Trockendock

Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013

Höchstmaße von Schiffen:
Länge: 150 Meter
Breite: 34 Meter
Tiefgang: 5 Meter/je nach 
Recyclingmethode 
größere Abmessungen 
möglich

Siehe nationale Genehmigung 
Nr. 2017.0864.T
Höchstens 8 000 LDT auf 
schwimmender Slipanlage. Schiffe 
mit über 8 000 LDT müssen nach 
einem anderen Recyclingverfahren 
demontiert werden.

Ausdrückliche Zulassung 25 000 (34) 10. Dezember 2028 (35)
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Name der Einrichtung Recycling-Methode Art und Größe der Schiffe, die 
abgewrackt werden können

Einschränkungen und Bedingungen für 
den Betrieb der Abwrackeinrichtung, 

einschließlich solcher in Bezug auf die 
Bewirtschaftung von gefährlichem Abfall

Einzelheiten zum Verfahren der 
ausdrücklichen oder stillschweigenden 

Zulassung des Schiffsrecyclingplans 
durch die zuständige Behörde (1)

Jährliche 
Schiffsrecyclinghöchstka-

pazität, berechnet als 
Summe des Gewichts der 

Schiffe in LDT, die in einem 
bestimmten Jahr in der 
Einrichtung abgewrackt 

wurden (2)

Zeitpunkt des Ablaufs der 
Aufnahme in die 

europäische Liste (3)

FINNLAND
Turun Korjaustelakka Oy 
(Turku Repair Yard Ltd)

Navirentie, 21100 Naantali
Finnland

Tel.: +358 244511

E-Mail: 
try@turkurepairyard.com

Längsseits, 
Trockendock

Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013

Höchstmaße von Schiffen:
Länge: 250 Meter
Breite: 40 Meter
Tiefgang: 7,9 Meter

Die Auflagen sind in der nationalen 
Umweltgenehmigung vorgegeben.

Ausdrückliche Zulassung 20 000 (36) 14. Dezember 2025

VEREINIGTES KÖNIGREICH — NORDIRLAND
Harland and Wolff (Belfast) 
Ltd

Queen’s Island
Belfast
BT3 9DU
Nordirland

Tel.: +44 2890534189, Fax 
+44 2890458515

E-Mail: 
Eoghan.Rainey@har-
land-wolff.com

Trockendock und 
Wasserliegeplatz

Schiffe nach der Definition 
in Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013

Höchstmaße von Schiffen:
Länge: 556 Meter
Breite: 93 Meter
Tiefgang: 7,5 Meter
DWT: 550 000

Zulassung der Anlage durch eine 
Genehmigung zur Bewirtschaftung 
von Abfällen (Az.: LN/20/11), die 
Auflagen für die Tätigkeit und 
Vorgaben für den Betreiber der 
Einrichtung enthält.

Ausdrückliche Zulassung 12 000 (37) 16. Juni 2025
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(1) Gemäß Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1257/2013.
(2) Gemäß Artikel 32 Absatz 1 Buchstabe a Satz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1257/2013.
(3) Der Zeitpunkt des Ablaufs der Aufnahme in die europäische Liste entspricht dem Zeitpunkt, zu dem die Genehmigung oder Zulassung der Einrichtung in dem Mitgliedstaat abläuft.
(4) Nach den übermittelten Angaben beträgt die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung 50 000 LDT pro Jahr.
(5) Nach den übermittelten Angaben beträgt die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung 30 000 LDT pro Jahr.
(6) Nach den übermittelten Angaben beträgt die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung 50 000 LDT pro Jahr.
(7) Nach den übermittelten Angaben beträgt die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung 30 000 LDT pro Jahr.
(8) Nach den übermittelten Angaben beträgt die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung 200 000 LDT pro Jahr.
(9) Nach den übermittelten Angaben beträgt die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung 50 000 LDT pro Jahr.
(10) Nach den übermittelten Angaben beträgt die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung 36 000 LDT pro Jahr.
(11) Nach den übermittelten Angaben beträgt die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung 6 000 LDT pro Jahr.
(12) Nach den übermittelten Angaben beträgt die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung 60 000 LDT pro Jahr.
(13) Nach den übermittelten Angaben beträgt die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung 15 000 LDT pro Jahr.
(14) Nach den übermittelten Angaben beträgt die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung 12 000 LDT pro Jahr.
(15) Nach den übermittelten Angaben beträgt die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung 23 000 LDT pro Jahr.
(16) Nach den übermittelten Angaben beträgt die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung 25 000 LDT pro Jahr.
(17) Nach den übermittelten Angaben beträgt die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung 60 000 LDT pro Jahr.
(18) Laut Genehmigung ist die Einrichtung für die Abwrackung von bis zu 30 000 LDT pro Jahr zugelassen.
(19) Laut Genehmigung ist die Einrichtung für die Abwrackung von bis zu 6 000 LDT pro Jahr zugelassen.
(20) Laut Genehmigung beträgt die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung 100 000 LDT pro Jahr.
(21) Laut Genehmigung beträgt die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung 47 500 LDT pro Jahr.
(22) Laut Genehmigung beträgt die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung 100 000 LDT pro Jahr.
(23) Laut Genehmigung beträgt die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung 100 000 LDT pro Jahr.
(24) Laut Genehmigung ist die Einrichtung für die Abwrackung von bis zu 75 000 LDT pro Jahr zugelassen.
(25) Laut Genehmigung ist die Einrichtung für die Abwrackung von bis zu 75 000 LDT pro Jahr zugelassen.
(26) Dieses Ablaufdatum wird auf einen Gültigkeitszeitraum von fünf Jahren ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Beschlusses festgesetzt.
(27) Laut Genehmigung ist die Einrichtung für die Abwrackung von bis zu 30 000 LDT pro Jahr zugelassen.
(28) Dieses Ablaufdatum wird auf einen Gültigkeitszeitraum von fünf Jahren ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Beschlusses festgesetzt.
(29) Laut Genehmigung ist die Einrichtung für die Abwrackung von bis zu 30 000 LDT pro Jahr zugelassen.
(30) Laut Genehmigung ist die Einrichtung für die Abwrackung von bis zu 10 000 LDT pro Jahr zugelassen.
(31) Dieses Ablaufdatum wird auf einen Gültigkeitszeitraum von fünf Jahren ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Beschlusses festgesetzt.
(32) Laut Genehmigung ist die Einrichtung für die Abwrackung von bis zu 85 000 LDT pro Jahr zugelassen.
(33) Dieses Ablaufdatum wird auf einen Gültigkeitszeitraum von fünf Jahren ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Beschlusses festgesetzt.
(34) Laut Genehmigung ist die Einrichtung für die Abwrackung von bis zu 85 000 LDT pro Jahr zugelassen.
(35) Dieses Ablaufdatum wird auf einen Gültigkeitszeitraum von fünf Jahren ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Beschlusses festgesetzt.
(36) Nach den übermittelten Angaben beträgt die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung 40 000 LDT pro Jahr.
(37) Laut Genehmigung ist die Einrichtung für die Abwrackung von bis zu 300 000 LDT pro Jahr zugelassen.
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Teil B

In einem Drittstaat ansässige Abwrackeinrichtungen

Name der Einrichtung Recycling-Methode
Art und Größe der Schiffe, 

die abgewrackt werden 
können

Einschränkungen und Bedingungen für 
den Betrieb der Abwrackeinrichtung, 

einschließlich solcher in Bezug auf die 
Bewirtschaftung von gefährlichem 

Abfall

Einzelheiten zum Verfahren der 
ausdrücklichen oder 

stillschweigenden Zulassung des 
Schiffsrecyclingplans durch die 

zuständige Behörde (1)

Jährliche 
Schiffsrecycling-
höchstkapazität, 

berechnet als 
Summe des 

Gewichts der Schiffe 
in LDT, die in einem 
bestimmten Jahr in 

der Einrichtung 
abgewrackt 
wurden (2)

Zeitpunkt des Ablaufs der 
Aufnahme in die 

europäische Liste (3)

TÜRKEI

Anadolu Gemi Söküm Orman 
Ürn. Gida Tur. Nak. San. Ve Tic. 
A.Ş.

Gemi Söküm Tesisleri Parsel No:16 
Aliağa
İzmir 35800
Türkei

Tel.: +90 2326182102

E-Mail: info@anadolugs.com

Anlandung Schiffe nach der 
Definition in Artikel 3 
Absatz 1 Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013.

Höchstmaße von 
Schiffen:

Länge: keine 
Beschränkung
Breite: 50 Meter
Tiefgang: 12 Meter

Die Anlage verfügt über eine vom 
Ministerium für Umwelt, Städtebau 
und Klimawandel erteilte 
Genehmigung zur Demontage von 
Schiffen und eine vom Ministerium 
für Verkehr und Infrastruktur 
ausgestellte 
Autorisierungsbescheinigung zur 
Demontage von Schiffen, in denen 
Einschränkungen und Bedingungen 
für den Betrieb der Einrichtung 
festgelegt sind.

Stillschweigende Zulassung 
mit maximaler 
Überprüfungsfrist von 
15 Tagen

Der Schiffsrecyclingplan (SRP) 
ist Teil einer Reihe von 
Dokumenten, Erhebungen und 
Genehmigungen, die den 
zuständigen Behörden zur 
Genehmigung der Demontage 
eines Schiffes vorgelegt 
werden. Daher wird der SRP als 
eigenständiges Dokument 
weder ausdrücklich zugelassen 
noch abgelehnt.

111 823 (4) 17. August 2028

Avsar Gemi Sokum San. Dis Tic. 
Ltd. Şti.

Gemi Söküm Tesisleri,
Parcel 5 Aliağa
İzmir 35800,
Türkei

Tel.: +90 2326182107-08-09

E-Mail: info@avsargemiltd.com

Anlandung Schiffe nach der 
Definition in Artikel 3 
Absatz 1 Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013, mit 
Ausnahme von 
schwimmenden 
Plattformen

Höchstmaße von 
Schiffen:

Länge: keine 
Beschränkung
Breite: 50 Meter
Tiefgang: 15 Meter

Die Anlage verfügt über eine vom 
Ministerium für Umwelt, Städtebau 
und Klimawandel erteilte 
Genehmigung zur Demontage von 
Schiffen und eine vom Ministerium 
für Verkehr und Infrastruktur 
ausgestellte 
Autorisierungsbescheinigung zur 
Demontage von Schiffen, in denen 
Einschränkungen und Bedingungen 
für den Betrieb der Einrichtung 
festgelegt sind.

Stillschweigende Zulassung 
mit maximaler 
Überprüfungsfrist von 
15 Tagen

Der Schiffsrecyclingplan (SRP) 
ist Teil einer Reihe von 
Dokumenten, Erhebungen und 
Genehmigungen, die den 
zuständigen Behörden zur 
Genehmigung der Demontage 
eines Schiffes vorgelegt 
werden. Daher wird der SRP als 
eigenständiges Dokument 
weder ausdrücklich zugelassen 
noch abgelehnt.

54 224 (5) 2. Dezember 2025
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Name der Einrichtung Recycling-Methode
Art und Größe der Schiffe, 

die abgewrackt werden 
können

Einschränkungen und Bedingungen für 
den Betrieb der Abwrackeinrichtung, 

einschließlich solcher in Bezug auf die 
Bewirtschaftung von gefährlichem 

Abfall

Einzelheiten zum Verfahren der 
ausdrücklichen oder 

stillschweigenden Zulassung des 
Schiffsrecyclingplans durch die 

zuständige Behörde (1)

Jährliche 
Schiffsrecycling-
höchstkapazität, 

berechnet als 
Summe des 

Gewichts der Schiffe 
in LDT, die in einem 
bestimmten Jahr in 

der Einrichtung 
abgewrackt 
wurden (2)

Zeitpunkt des Ablaufs der 
Aufnahme in die 

europäische Liste (3)

BMS GEMİ GERİ DÖNÜŞÜM 
SAN. VE TİC. A.Ş.

Atatürk Mah. Aygaz Cad. No:27 
Aliaga, İzmir 35800
Türkei

Tel.: +90 2326182220

E-Mail: bms@bmsgemi.com

Anlandung Schiffe nach der 
Definition in Artikel 3 
Absatz 1 Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013, mit 
Ausnahme von 
schwimmenden 
Plattformen

Höchstmaße von 
Schiffen:

Länge: keine 
Beschränkung
Breite: 49 Meter
Tiefgang: 10 Meter

Die Anlage verfügt über eine vom 
Ministerium für Umwelt, Städtebau 
und Klimawandel erteilte 
Genehmigung zur Demontage von 
Schiffen und eine vom Ministerium 
für Verkehr und Infrastruktur 
ausgestellte 
Autorisierungsbescheinigung zur 
Demontage von Schiffen, in denen 
Einschränkungen und Bedingungen 
für den Betrieb der Einrichtung 
festgelegt sind.

Stillschweigende Zulassung 
mit maximaler 
Überprüfungsfrist von 
15 Tagen

Der Schiffsrecyclingplan (SRP) 
ist Teil einer Reihe von 
Dokumenten, Erhebungen und 
Genehmigungen, die den 
zuständigen Behörden zur 
Genehmigung der Demontage 
eines Schiffes vorgelegt 
werden. Daher wird der SRP als 
eigenständiges Dokument 
weder ausdrücklich zugelassen 
noch abgelehnt.

37 132 (6) 17. August 2028

DORTEL GEMI SOKUM DEMIR 
CELİK SANAYİ VE TIC.LTD. Şti.

Gemi Söküm Tesisleri Parsel No:45 
Aliağa
İzmir 35800
Türkei

Tel.: +90 2326182118

E-Mail: info@dortelgemi.com

Anlandung Schiffe nach der 
Definition in Artikel 3 
Absatz 1 Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013, mit 
Ausnahme von 
schwimmenden 
Plattformen

Höchstmaße von 
Schiffen:

Länge: keine 
Beschränkung
Breite: 49 Meter
Tiefgang: 25 Meter

Die Anlage verfügt über eine vom 
Ministerium für Umwelt, Städtebau 
und Klimawandel erteilte 
Genehmigung zur Demontage von 
Schiffen und eine vom Ministerium 
für Verkehr und Infrastruktur 
ausgestellte 
Autorisierungsbescheinigung zur 
Demontage von Schiffen, in denen 
Einschränkungen und Bedingungen 
für den Betrieb der Einrichtung 
festgelegt sind.

Stillschweigende Zulassung 
mit maximaler 
Überprüfungsfrist von 
15 Tagen

Der Schiffsrecyclingplan (SRP) 
ist Teil einer Reihe von 
Dokumenten, Erhebungen und 
Genehmigungen, die den 
zuständigen Behörden zur 
Genehmigung der Demontage 
eines Schiffes vorgelegt 
werden. Daher wird der SRP als 
eigenständiges Dokument 
weder ausdrücklich zugelassen 
noch abgelehnt.

41 268 (7) 20. Juli 2029
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Name der Einrichtung Recycling-Methode
Art und Größe der Schiffe, 

die abgewrackt werden 
können

Einschränkungen und Bedingungen für 
den Betrieb der Abwrackeinrichtung, 

einschließlich solcher in Bezug auf die 
Bewirtschaftung von gefährlichem 

Abfall

Einzelheiten zum Verfahren der 
ausdrücklichen oder 

stillschweigenden Zulassung des 
Schiffsrecyclingplans durch die 

zuständige Behörde (1)

Jährliche 
Schiffsrecycling-
höchstkapazität, 

berechnet als 
Summe des 

Gewichts der Schiffe 
in LDT, die in einem 
bestimmten Jahr in 

der Einrichtung 
abgewrackt 
wurden (2)

Zeitpunkt des Ablaufs der 
Aufnahme in die 

europäische Liste (3)

EGE GEMI SÖKÜM SAN. VE TIC. 
A.Ş.

Gemi Söküm Tesisleri
Parcel 17 Aliağa
İzmir 35800
Türkei

Tel.: +90 2326182011

E-Mail: info@egegemi.com.tr

Anlandung Schiffe nach der 
Definition in Artikel 3 
Absatz 1 Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013, mit 
Ausnahme von 
schwimmenden 
Plattformen

Höchstmaße von 
Schiffen:

Länge: keine 
Beschränkung
Breite: 49 Meter
Tiefgang: 25 Meter

Die Anlage verfügt über eine vom 
Ministerium für Umwelt, Städtebau 
und Klimawandel erteilte 
Genehmigung zur Demontage von 
Schiffen und eine vom Ministerium 
für Verkehr und Infrastruktur 
ausgestellte 
Autorisierungsbescheinigung zur 
Demontage von Schiffen, in denen 
Einschränkungen und Bedingungen 
für den Betrieb der Einrichtung 
festgelegt sind.

Stillschweigende Zulassung 
mit maximaler 
Überprüfungsfrist von 
15 Tagen

Der Schiffsrecyclingplan (SRP) 
ist Teil einer Reihe von 
Dokumenten, Erhebungen und 
Genehmigungen, die den 
zuständigen Behörden zur 
Genehmigung der Demontage 
eines Schiffes vorgelegt 
werden. Daher wird der SRP als 
eigenständiges Dokument 
weder ausdrücklich zugelassen 
noch abgelehnt.

34 986 (8) 20. Juli 2029

LEYAL GEMİ SÖKÜM SANAYİ 
ve TİCARET LTD.

Gemi Söküm Tesisleri
Parcel 3-4 Aliağa
İzmir 35800
Türkei

Tel.: +90 2326182030

E-Mail: info@leyal.com.tr

Anlandung Schiffe nach der 
Definition in Artikel 3 
Absatz 1 Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013.

Höchstmaße von 
Schiffen:

Länge: keine 
Beschränkung
Breite: 100 Meter
Tiefgang: 15 Meter

Die Anlage verfügt über eine vom 
Ministerium für Umwelt, Städtebau 
und Klimawandel erteilte 
Genehmigung zur Demontage von 
Schiffen und eine vom Ministerium 
für Verkehr und Infrastruktur 
ausgestellte 
Autorisierungsbescheinigung zur 
Demontage von Schiffen, in denen 
Einschränkungen und Bedingungen 
für den Betrieb der Einrichtung 
festgelegt sind.

Stillschweigende Zulassung 
mit maximaler 
Überprüfungsfrist von 
15 Tagen

Der Schiffsrecyclingplan (SRP) 
ist Teil einer Reihe von 
Dokumenten, Erhebungen und 
Genehmigungen, die den 
zuständigen Behörden zur 
Genehmigung der Demontage 
eines Schiffes vorgelegt 
werden. Daher wird der SRP als 
eigenständiges Dokument 
weder ausdrücklich zugelassen 
noch abgelehnt.

64 815 (9) 10. Dezember 2028
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Name der Einrichtung Recycling-Methode
Art und Größe der Schiffe, 

die abgewrackt werden 
können

Einschränkungen und Bedingungen für 
den Betrieb der Abwrackeinrichtung, 

einschließlich solcher in Bezug auf die 
Bewirtschaftung von gefährlichem 

Abfall

Einzelheiten zum Verfahren der 
ausdrücklichen oder 

stillschweigenden Zulassung des 
Schiffsrecyclingplans durch die 

zuständige Behörde (1)

Jährliche 
Schiffsrecycling-
höchstkapazität, 

berechnet als 
Summe des 

Gewichts der Schiffe 
in LDT, die in einem 
bestimmten Jahr in 

der Einrichtung 
abgewrackt 
wurden (2)

Zeitpunkt des Ablaufs der 
Aufnahme in die 

europäische Liste (3)

LEYAL-DEMTAŞ GEMİ SÖKÜM 
SANAYİ ve TİCARET A.Ş.

Gemi Söküm Tesisleri
Parcel 25 Aliağa
İzmir 35800
Türkei

Tel.: +90 2326182065

E-Mail: demtas@leyal.com.tr

Anlandung Schiffe nach der 
Definition in Artikel 3 
Absatz 1 Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013.

Höchstmaße von 
Schiffen:

Länge: keine 
Beschränkung
Breite: 63 Meter
Tiefgang: 15 Meter

Die Anlage verfügt über eine vom 
Ministerium für Umwelt, Städtebau 
und Klimawandel erteilte 
Genehmigung zur Demontage von 
Schiffen und eine vom Ministerium 
für Verkehr und Infrastruktur 
ausgestellte 
Autorisierungsbescheinigung zur 
Demontage von Schiffen, in denen 
Einschränkungen und Bedingungen 
für den Betrieb der Einrichtung 
festgelegt sind.

Stillschweigende Zulassung 
mit maximaler 
Überprüfungsfrist von 
15 Tagen

Der Schiffsrecyclingplan (SRP) 
ist Teil einer Reihe von 
Dokumenten, Erhebungen und 
Genehmigungen, die den 
zuständigen Behörden zur 
Genehmigung der Demontage 
eines Schiffes vorgelegt 
werden. Daher wird der SRP als 
eigenständiges Dokument 
weder ausdrücklich zugelassen 
noch abgelehnt.

57 275 (10) 10. Dezember 2028

KILIÇLAR GERİ DÖNÜŞÜMLÜ 
MADDELER VE METAL SAN. 
TİC A.Ş.

Atatürk Mahallesi, Aygaz Caddesi 
Nr.: 57 20 nolu parsel Aliağa, İzmir 
35800, Türkei

Tel.: +90 2326182217

E-Mail: gemisokum@kiliclar.com.tr
www.kiliclarshiprecycling.com

Anlandung Schiffe nach der 
Definition in Artikel 3 
Absatz 1 Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013, mit 
Ausnahme von 
schwimmenden 
Plattformen

Höchstmaße von 
Schiffen:

Länge: keine 
Beschränkung
Breite: 49 Meter
Tiefgang: 15 Meter

Die Anlage verfügt über eine vom 
Ministerium für Umwelt, Städtebau 
und Klimawandel erteilte 
Genehmigung zur Demontage von 
Schiffen und eine vom Ministerium 
für Verkehr und Infrastruktur 
ausgestellte 
Autorisierungsbescheinigung zur 
Demontage von Schiffen, in denen 
Einschränkungen und Bedingungen 
für den Betrieb der Einrichtung 
festgelegt sind.

Stillschweigende Zulassung 
mit maximaler 
Überprüfungsfrist von 
15 Tagen

Der Schiffsrecyclingplan (SRP) 
ist Teil einer Reihe von 
Dokumenten, Erhebungen und 
Genehmigungen, die den 
zuständigen Behörden zur 
Genehmigung der Demontage 
eines Schiffes vorgelegt 
werden. Daher wird der SRP als 
eigenständiges Dokument 
weder ausdrücklich zugelassen 
noch abgelehnt.

16 711 (11) 17. August 2028
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Name der Einrichtung Recycling-Methode
Art und Größe der Schiffe, 

die abgewrackt werden 
können

Einschränkungen und Bedingungen für 
den Betrieb der Abwrackeinrichtung, 

einschließlich solcher in Bezug auf die 
Bewirtschaftung von gefährlichem 

Abfall

Einzelheiten zum Verfahren der 
ausdrücklichen oder 

stillschweigenden Zulassung des 
Schiffsrecyclingplans durch die 

zuständige Behörde (1)

Jährliche 
Schiffsrecycling-
höchstkapazität, 

berechnet als 
Summe des 

Gewichts der Schiffe 
in LDT, die in einem 
bestimmten Jahr in 

der Einrichtung 
abgewrackt 
wurden (2)

Zeitpunkt des Ablaufs der 
Aufnahme in die 

europäische Liste (3)

ÖGE GEMİ SÖKÜM İTH. İHR. 
TİC. SAN. A.Ş.

Gemi Söküm Tesisleri
Parcel 23 Aliağa
İzmir 35800
Türkei

Tel.: +90 2326182105

E-Mail: oge@ogegemi.com
www.ogegemi.com

Anlandung Schiffe nach der 
Definition in Artikel 3 
Absatz 1 Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013.

Höchstmaße von 
Schiffen:

Länge: keine 
Beschränkung
Breite: 70 Meter
Tiefgang: 15 Meter

Die Anlage verfügt über eine vom 
Ministerium für Umwelt, Städtebau 
und Klimawandel erteilte 
Genehmigung zur Demontage von 
Schiffen und eine vom Ministerium 
für Verkehr und Infrastruktur 
ausgestellte 
Autorisierungsbescheinigung zur 
Demontage von Schiffen, in denen 
Einschränkungen und Bedingungen 
für den Betrieb der Einrichtung 
festgelegt sind.

Stillschweigende Zulassung 
mit maximaler 
Überprüfungsfrist von 
15 Tagen

Der Schiffsrecyclingplan (SRP) 
ist Teil einer Reihe von 
Dokumenten, Erhebungen und 
Genehmigungen, die den 
zuständigen Behörden zur 
Genehmigung der Demontage 
eines Schiffes vorgelegt 
werden. Daher wird der SRP als 
eigenständiges Dokument 
weder ausdrücklich zugelassen 
noch abgelehnt.

62 471 (12) 22. Februar 2030

Sök Denizcilik Tic. Ltd. Şti.

Gemi Söküm Tesisleri
Parcel 8–9 Aliağa
İzmir 35800
Türkei

Tel.: +90 2326182092

E-Mail: info@sokship.com

Anlandung Schiffe nach der 
Definition in Artikel 3 
Absatz 1 Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013.

Höchstmaße von 
Schiffen:

Länge: keine 
Beschränkung
Breite: 90 Meter
Tiefgang: 15 Meter

Die Anlage verfügt über eine vom 
Ministerium für Umwelt, Städtebau 
und Klimawandel erteilte 
Genehmigung zur Demontage von 
Schiffen und eine vom Ministerium 
für Verkehr und Infrastruktur 
ausgestellte 
Autorisierungsbescheinigung zur 
Demontage von Schiffen, in denen 
Einschränkungen und Bedingungen 
für den Betrieb der Einrichtung 
festgelegt sind.

Stillschweigende Zulassung 
mit maximaler 
Überprüfungsfrist von 
15 Tagen

Der Schiffsrecyclingplan (SRP) 
ist Teil einer Reihe von 
Dokumenten, Erhebungen und 
Genehmigungen, die den 
zuständigen Behörden zur 
Genehmigung der Demontage 
eines Schiffes vorgelegt 
werden. Daher wird der SRP als 
eigenständiges Dokument 
weder ausdrücklich zugelassen 
noch abgelehnt.

74 996 (13) 22. Februar 2030
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Name der Einrichtung Recycling-Methode
Art und Größe der Schiffe, 

die abgewrackt werden 
können

Einschränkungen und Bedingungen für 
den Betrieb der Abwrackeinrichtung, 

einschließlich solcher in Bezug auf die 
Bewirtschaftung von gefährlichem 

Abfall

Einzelheiten zum Verfahren der 
ausdrücklichen oder 

stillschweigenden Zulassung des 
Schiffsrecyclingplans durch die 

zuständige Behörde (1)

Jährliche 
Schiffsrecycling-
höchstkapazität, 

berechnet als 
Summe des 

Gewichts der Schiffe 
in LDT, die in einem 
bestimmten Jahr in 

der Einrichtung 
abgewrackt 
wurden (2)

Zeitpunkt des Ablaufs der 
Aufnahme in die 

europäische Liste (3)

TEMURTAŞLAR GEMİ SÖKÜM 
İTHALAT ve İHRACAAT SAN. 
ve TİC. A.Ş.

Atatürk Mahallesi Aygaz Caddesi Nr: 
55 19 Nolu Parsel Aliağa-İZMİR 
35800
Türkei

Tel.: +90 2326182113

E-Mail: info@aliagagemi.com

Anlandung Schiffe nach der 
Definition in Artikel 3 
Absatz 1 Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013.

Höchstmaße von 
Schiffen:

Länge: keine 
Beschränkung
Breite: 49 Meter
Tiefgang: 12 Meter

Die Anlage verfügt über eine vom 
Ministerium für Umwelt, Städtebau 
und Klimawandel erteilte 
Genehmigung zur Demontage von 
Schiffen und eine vom Ministerium 
für Verkehr und Infrastruktur 
ausgestellte 
Autorisierungsbescheinigung zur 
Demontage von Schiffen, in denen 
Einschränkungen und Bedingungen 
für den Betrieb der Einrichtung 
festgelegt sind.

Stillschweigende Zulassung 
mit maximaler 
Überprüfungsfrist von 
15 Tagen

Der Schiffsrecyclingplan (SRP) 
ist Teil einer Reihe von 
Dokumenten, Erhebungen und 
Genehmigungen, die den 
zuständigen Behörden zur 
Genehmigung der Demontage 
eines Schiffes vorgelegt 
werden. Daher wird der SRP als 
eigenständiges Dokument 
weder ausdrücklich zugelassen 
noch abgelehnt.

12 340 (14) 22. Februar 2030

VEREINIGTES KÖNIGREICH

Dales Marine Services Ltd

Imperial Dry Dock
Leith
Edinburgh
EH6 7DR
Vereinigtes Königreich

Tel.: +44 1314543380; 
+44 7834658588

E-Mail: Phil@dalesmarine.co.uk

Trockendock und 
Wasserliegeplatz

Schiffe nach der 
Definition in Artikel 3 
Absatz 1 Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013, mit 
Ausnahme von 
Bohrinseln

Höchstmaße von 
Schiffen:

Länge: 165 Meter
Breite: 20 Meter
Tiefgang: 7,7 Meter

Zulassung der Anlage durch eine 
Genehmigung zur Bewirtschaftung 
von Abfällen (Az.: 
WML/L/1157331), die Auflagen für 
die Tätigkeit und Vorgaben für den 
Betreiber der Einrichtung enthält.

Ausdrückliche Zulassung 5 019 (15) 22. Mai 2027
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Name der Einrichtung Recycling-Methode
Art und Größe der Schiffe, 

die abgewrackt werden 
können

Einschränkungen und Bedingungen für 
den Betrieb der Abwrackeinrichtung, 

einschließlich solcher in Bezug auf die 
Bewirtschaftung von gefährlichem 

Abfall

Einzelheiten zum Verfahren der 
ausdrücklichen oder 

stillschweigenden Zulassung des 
Schiffsrecyclingplans durch die 

zuständige Behörde (1)

Jährliche 
Schiffsrecycling-
höchstkapazität, 

berechnet als 
Summe des 

Gewichts der Schiffe 
in LDT, die in einem 
bestimmten Jahr in 

der Einrichtung 
abgewrackt 
wurden (2)

Zeitpunkt des Ablaufs der 
Aufnahme in die 

europäische Liste (3)

Kishorn Port Ltd

Kishorn Base
Kishorn
Strathcarron
IV54 8XA
Vereinigtes Königreich

Tel.: +44 1397773840

E-Mail: 
enquiries@kishornportltd.com
alasdair@kishornportltd.com
frank@fergusontransport.co.uk

Trockendock Schiffe nach der 
Definition in Artikel 3 
Absatz 1 Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013.

Höchstmaße von 
Schiffen:

Länge: 160 Meter
Breite: 160 Meter
Tiefgang: 13,8 Meter
LDT: 26 448

Zulassung der Anlage durch eine 
Genehmigung zur Bewirtschaftung 
von Abfällen (Az.: 
WML/L/1175043 Modification 01 
und WML/L/1175043 
Modification 02), die Auflagen für 
die Tätigkeit und Vorgaben für den 
Betreiber der Einrichtung enthält.

Ausdrückliche Zulassung 38 148 (16) 22. Mai 2027

VEREINIGTE STAATEN VON AMERIKA

International Shipbreaking 
Limited L.L.C

18601 R.L Ostos Road Brownsville 
TX, 78521
Vereinigte Staaten

Tel.: +1 9568312299

E-Mail: 
chris.green@internationalshipbrea-
king.com
robert.berry@internationalship-
breaking.com

Längsseits 
(Wasserliegeplatz), 
Rampe

Schiffe nach der 
Definition in Artikel 3 
Absatz 1 Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 
Nr. 1257/2013.

Höchstmaße von 
Schiffen:

Länge: 366 Meter Breite: 
48 Meter Tiefgang: 9 
Meter

Die Bedingungen für den Betrieb der 
Einrichtung sind in 
Genehmigungen, Bescheinigungen 
und Bewilligungen festgelegt, die 
der Einrichtung von der 
Umweltschutzbehörde 
(Environmental Protection 
Agency), der Kommission für 
Umweltqualität Texas (Texas 
Commission on Environmental 
Quality), dem Liegenschaftsamt 
Texas (Texas General Land Office) 
und der US-Küstenwache erteilt 
werden.

Das amerikanische Gesetz über die 
Kontrolle giftiger chemischer Stoffe 
(U.S. Toxic Substances Control Act) 
verbietet es, Schiffe unter 
ausländischer Flagge, die einen 
PCB-Gehalt von mehr als 50 ppm 
aufweisen, in die USA einzuführen.

Derzeit gibt es nach 
US-amerikanischem Recht 
kein Verfahren für die 
Zulassung von 
Schiffsrecyclingplänen.

120 000 (17) 10. Dezember 2028“
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Name der Einrichtung Recycling-Methode
Art und Größe der Schiffe, 

die abgewrackt werden 
können

Einschränkungen und Bedingungen für 
den Betrieb der Abwrackeinrichtung, 

einschließlich solcher in Bezug auf die 
Bewirtschaftung von gefährlichem 

Abfall

Einzelheiten zum Verfahren der 
ausdrücklichen oder 

stillschweigenden Zulassung des 
Schiffsrecyclingplans durch die 

zuständige Behörde (1)

Jährliche 
Schiffsrecycling-
höchstkapazität, 

berechnet als 
Summe des 

Gewichts der Schiffe 
in LDT, die in einem 
bestimmten Jahr in 

der Einrichtung 
abgewrackt 
wurden (2)

Zeitpunkt des Ablaufs der 
Aufnahme in die 

europäische Liste (3)

Die Einrichtung hat zwei 
Anlegestellen mit Rampen für das 
endgültige Schiffsrecycling 
(Ostanleger und Westanleger). 
Schiffe unter der Flagge von 
EU-Mitgliedstaaten werden 
ausschließlich auf der Rampe des 
Ostanlegers recycelt.

(1) Gemäß Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1257/2013.
(2) Gemäß Artikel 32 Absatz 1 Buchstabe a Satz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1257/2013.
(3) Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen gilt die Aufnahme einer in einem Drittland ansässigen Abwrackeinrichtung für Schiffe in die europäische Liste für einen Zeitraum von fünf Jahren ab dem Datum des Inkrafttretens des 

Durchführungsbeschlusses der Kommission, der die Aufnahme dieser Einrichtung vorsieht.
(4) Die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung beträgt 120 000 LDT pro Jahr.
(5) Die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung beträgt 60 000 LDT pro Jahr.
(6) Die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung beträgt 75 000 LDT pro Jahr.
(7) Die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung beträgt 75 000 LDT pro Jahr.
(8) Die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung beträgt 70 000 LDT pro Jahr.
(9) Die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung beträgt 80 000 LDT pro Jahr.
(10) Die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung beträgt 70 000 LDT pro Jahr.
(11) Die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung beträgt 30 000 LDT pro Jahr.
(12) Die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung beträgt 90 000 LDT pro Jahr.
(13) Die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung beträgt 150 000 LDT pro Jahr.
(14) Die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung beträgt 70 000 LDT pro Jahr.
(15) Laut Genehmigung ist die Einrichtung für die Abwrackung von bis zu 7 275 LDT pro Jahr zugelassen.
(16) Laut Genehmigung ist die Einrichtung für die Abwrackung von bis zu 38 148 LDT pro Jahr zugelassen.
(17) Die theoretische jährliche Schiffsrecyclinghöchstkapazität der Einrichtung beträgt 120 000 LDT pro Jahr.
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2025/325 DER KOMMISSION 

vom 18. Februar 2025

zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 2023/1776 zur Einführung eines endgültigen 
Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Melamin mit Ursprung in der Volksrepublik China im 

Anschluss an eine teilweise Interimsüberprüfung nach Artikel 11 Absatz 3 der Verordnung 
(EU) 2016/1036 des Europäischen Parlaments und des Rates 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) 2016/1036 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 über den 
Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Union gehörenden Ländern (1) (im Folgenden 
„Grundverordnung“), insbesondere auf Artikel 11 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

1. VERFAHREN

1.1. Frühere Untersuchungen und geltende Maßnahmen

(1) Nach einer Untersuchung (im Folgenden „Ausgangsuntersuchung“) wurden mit der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 457/2011 des Rates (2) (im Folgenden „ursprüngliche Verordnung“) endgültige Antidumpingmaßnahmen 
gegenüber Einfuhren von Melamin mit Ursprung in der Volksrepublik China (im Folgenden „VR China“ oder 
„China“) eingeführt. Die Maßnahmen wurden in Form eines festen Zolls in Höhe von 415 EUR/Tonne auf alle 
Einfuhren aus der VR China eingeführt, mit Ausnahme der von den drei mitarbeitenden chinesischen ausführenden 
Herstellern Sichuan Golden-Elephant Sincerity Chemical Co. Ltd (im Folgenden „Sichuan“), Shandong Holitech 
Chemical Industry Co. Ltd (im Folgenden „Shandong“) und Henan Junhua Development Company Ltd (im 
Folgenden „Henan“) stammenden Einfuhren, für die ein Mindesteinfuhrpreis in Höhe von 1 153 EUR/Tonne gilt.

(2) Mit der Durchführungsverordnung (EU) 2017/1171 der Kommission (3) wurden diese Maßnahmen im Anschluss an 
eine Auslaufüberprüfung (im Folgenden „erste Auslaufüberprüfung“) wieder eingeführt. Nach einer zweiten 
Auslaufüberprüfung (im Folgenden „zweite Auslaufüberprüfung“) wurden diese Maßnahmen mit der 
Durchführungsverordnung (EU) 2023/1776 der Kommission (4) erneut eingeführt.

(3) Mit der Durchführungsverordnung (EU) 2023/2653 der Kommission (5) und im Anschluss an eine Neuausführer­
überprüfung nach Artikel 11 Absatz 4 der Grundverordnung änderte die Kommission die in Erwägungsgrund 2 
genannten Maßnahmen und führte einen Mindesteinfuhrpreis von 1 346 EUR/Tonne auf die Einfuhren des von 
Xinjiang Xinlianxin Energy Chemical Co. Ltd. (im Folgenden „Xinjiang“) hergestellten Melamins mit Ursprung in der 
Volksrepublik China ein.
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(1) ABl. L 176 vom 30.6.2016, S. 21, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2016/1036/oj.
(2) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 457/2011 des Rates vom 10. Mai 2011 zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls und 

zur endgültigen Vereinnahmung des vorläufigen Zolls auf die Einfuhren von Melamin mit Ursprung in der Volksrepublik China 
(ABl. L 124 vom 13.5.2011, S. 2, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg_impl/2011/457/oj).

(3) Durchführungsverordnung (EU) 2017/1171 der Kommission vom 30. Juni 2017 zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls 
auf die Einfuhren von Melamin mit Ursprung in der Volksrepublik China (ABl. L 170 vom 1.7.2017, S. 62, ELI: http://data.europa.eu/ 
eli/reg_impl/2017/1171/oj.

(4) Durchführungsverordnung (EU) 2023/1776 der Kommission vom 15. September 2023 zur Einführung eines endgültigen 
Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Melamin mit Ursprung in der Volksrepublik China (ABl. L 228 vom 15.9.2023, S. 199, ELI: 
http://data.europa.eu/eli/reg_impl/2023/1776/oj).

(5) Durchführungsverordnung (EU) 2023/2653 der Kommission vom 27. November 2023 zur Änderung der Durchführungsverordnung 
(EU) 2023/1776 zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Melamin mit Ursprung in der 
Volksrepublik China im Anschluss an eine Neuausführerüberprüfung nach Artikel 11 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2016/1036 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L, 2023/2653, 28.11.2023, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg_impl/2023/2653/oj).

http://data.europa.eu/eli/reg/2016/1036/oj
http://data.europa.eu/eli/reg_impl/2011/457/oj
http://data.europa.eu/eli/reg_impl/2017/1171/oj
http://data.europa.eu/eli/reg_impl/2017/1171/oj
http://data.europa.eu/eli/reg_impl/2023/1776/oj
http://data.europa.eu/eli/reg_impl/2023/2653/oj


1.2. Antrag auf eine teilweise Interimsüberprüfung

(4) Am 13. November 2023 reichten die LAT Nitrogen Linz GmbH und die LAT Nitrogen Piesteritz GmbH (zusammen 
„LAT Nitrogen“ (6)), OCI Nitrogen BV und Grupa Azoty Zakłady Azotowe Puławy S.A. (im Folgenden zusammen die 
„Antragsteller“) im Sinne des Artikels 5 Absatz 4 der Grundverordnung im Namen des Wirtschaftszweigs der Union 
für Melamin einen Antrag auf Einleitung einer auf die Form der Maßnahmen beschränkten teilweisen 
Interimsüberprüfung der Antidumpingmaßnahmen gegenüber den Einfuhren von Melamin mit Ursprung in der VR 
China ein.

(5) Insbesondere beantragten die Antragsteller, dass die Form der derzeitigen Maßnahmen geändert wird und diese nicht 
in Form eines festen Zolls und eines Mindesteinfuhrpreises, sondern in Form eines Wertzolls eingeführt werden, da 
sich die Umstände, die der Form der ursprünglichen Zölle zugrunde gelegen hätten, erheblich und dauerhaft 
verändert hätten; da andere dauerhaft veränderte Umstände bedeuteten, dass der feste Zoll und der Mindestein­
fuhrpreis nicht mehr zweckmäßig seien, und schließlich, da mit der Anwendung eines festen Zolls und eines 
Mindesteinfuhrpreises eine ernstzunehmende Schädigung für die Antragsteller einhergehe.

1.3. Einleitung einer Interimsüberprüfung

(6) Am 20. Dezember 2023 leitete die Kommission im Wege einer im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichten 
Bekanntmachung (im Folgenden „Einleitungsbekanntmachung“) (7) eine teilweise Interimsüberprüfung der geltenden 
Antidumpingmaßnahmen gegenüber den Einfuhren von Melamin mit Ursprung in der VR China nach Artikel 11 
Absatz 3 der Grundverordnung ein.

(7) Die teilweise Interimsüberprüfung beschränkte sich auf die Form der Maßnahmen, insbesondere auf die Frage, ob es 
im Interesse der Union liegt, die derzeit geltenden Maßnahmen in Form von Mindesteinfuhrpreisen und festen Zöllen 
aufrechtzuerhalten.

1.4. Untersuchungszeitraum der Überprüfung und Bezugszeitraum

(8) Die Untersuchung betraf den Zeitraum vom 1. Oktober 2022 bis zum 30. September 2023 (im Folgenden 
„Untersuchungszeitraum der Überprüfung“ oder „UZÜ“). Der Bezugszeitraum erstreckte sich vom 1. Januar 2020
bis zum Ende des Untersuchungszeitraums der Überprüfung.

1.5. Interessierte Parteien

(9) In der Einleitungsbekanntmachung wurden die interessierten Parteien aufgefordert, mit der Kommission Kontakt 
aufzunehmen, um an der Untersuchung mitzuarbeiten. Ferner unterrichtete die Kommission gezielt die 
Antragsteller, andere ihr bekannte Unionshersteller, die ihr bekannten ausführenden Hersteller und die Behörden in 
der VR China, die ihr bekannten Einführer, Verwender, Händler sowie die bekanntermaßen betroffenen Verbände 
über die Einleitung und bat sie um ihre Mitarbeit.

(10) Die interessierten Parteien hatten Gelegenheit, zur Einleitung der teilweisen Interimsüberprüfung Stellung zu 
nehmen und eine Anhörung durch die Kommission und/oder die Anhörungsbeauftragte für Handelsverfahren zu 
beantragen.

(11) Mehrere Parteien beantragten Anhörungen und übermittelten Stellungnahme zur Einleitung der Überprüfung. Die 
Kommission führte Anhörungen mit dem Europäischen Verband für Holzwerkstoffplatten (European Panel 
Federation — im Folgenden „EPF“), dem Verband der Europäischen Laminatfußbodenhersteller (European Producers 
of Laminate Flooring — im Folgenden „EPLF“) und der Chinesischen Handelskammer der Einführer und Ausführer 
von Metallen, Mineralien und Chemikalien (China Chamber of Commerce for Metals, Minerals and Chemicals 
Importers & Exporters — im Folgenden „CCCMC“) durch. Die Stellungnahmen bei der Anhörung spiegelten die 
schriftlichen Stellungnahmen dieser Parteien nach der Einleitung der Überprüfung wider und werden in Abschnitt 3 
behandelt.

1.6. Stichprobenverfahren

(12) In der Einleitungsbekanntmachung wies die Kommission darauf hin, dass die Unionshersteller und die unabhängigen 
Einführer möglicherweise nach Artikel 17 der Grundverordnung für die Stichprobe ausgewählt werden.

DE ABl. L vom 19.2.2025 
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(6) LAT Nitrogen entstand durch die Übernahme der Geschäftsbereiche Fertilizer, Technical Nitrogen und Melamin von Borealis durch 
AGROFERT im Jahr 2023. Quelle: Unternehmen (lat-nitrogen.com).

(7) Bekanntmachung der Einleitung einer teilweisen Interimsüberprüfung der Antidumpingmaßnahmen gegenüber den Einfuhren von 
Melamin mit Ursprung in der Volksrepublik China (ABl. C, C/2023/1595, 20.12.2023).

https://www.lat-nitrogen.com/
http://data.europa.eu/eli/C/2023/1595/oj


1.6.1. Bildung einer Stichprobe der Unionshersteller

(13) In der Einleitungsbekanntmachung teilte die Kommission mit, dass sie eine vorläufige Stichprobe gebildet hatte, die 
drei Unionshersteller mit Sitz in drei verschiedenen Mitgliedstaaten umfasste. Die Kommission wählte die 
Stichprobe auf der Grundlage der größten Produktionsmenge in der Union im Zeitraum vom 1. Oktober 2022 bis 
zum 30. September 2023 aus, die von den Unionsherstellern im Rahmen der Analyse zur Prüfung der 
Repräsentativität vor der Einleitung der Untersuchung gemeldet wurden. Auf die Stichprobe entfielen 83 % der 
geschätzten Produktion der gleichartigen Ware in der Union. Die Kommission forderte die interessierten Parteien 
auf, zu ihrer vorläufigen Stichprobe Stellung zu nehmen. Es gingen keine Stellungnahmen ein, und die Stichprobe 
wurde als repräsentativ für den Wirtschaftszweig der Union angesehen.

1.6.2. Bildung einer Stichprobe der unabhängigen Einführer

(14) Um über die Notwendigkeit eines Stichprobenverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine Stichprobe bilden zu 
können, bat die Kommission unabhängige Einführer um Übermittlung der in der Einleitungsbekanntmachung 
aufgeführten Informationen. Es meldete sich nur ein unabhängiger Einführer, nämlich Borghi SpA 
aus Grandate/Italien. Daher befand die Kommission, dass sich die Bildung einer Stichprobe erübrigte, und forderte 
Borghi SpA auf, den Fragebogen für unabhängige Einführer zu beantworten.

1.7. Beantwortung des Fragebogens

(15) Die Kommission übersandte Fragebogen an die in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller, den einzigen 
unabhängigen Einführer, der sich im Stichprobenverfahren gemeldet hatte, und an alle bekannten Verwender von 
Melamin. Darüber hinaus wurden alle relevanten Fragebogen am Tag der Einleitung der Überprüfung auf der 
Website der GD Handel (8) zur Verfügung gestellt. Während der Untersuchung übermittelte die Kommission den 
Antragstellern einen Fragebogen, in dem sie makroökonomische Daten über den Wirtschaftszweig der Union 
anforderte.

(16) Es gingen Fragebogenantworten von den drei in die Stichprobe einbezogenen Unionsherstellern, dem unabhängigen 
Einführer und fünf Verwendern, von denen zwei miteinander verbunden sind, ein.

1.8. Überprüfung

(17) Die Kommission holte alle Informationen ein, die sie benötigte, um festzustellen, ob es im Interesse der Union liegt, 
die Form der geltenden Antidumpingmaßnahmen zu ändern, und überprüfte sie.

(18) Bei folgenden Unternehmen wurden Kontrollbesuche nach Artikel 16 der Grundverordnung durchgeführt:

Unionshersteller:

— LAT Nitrogen Linz GmbH, Linz, Österreich

— Grupa Azoty Zakłady Azotowe, Puławy, Polen

— OCI Nitrogen B.V., Sittard, Niederlande

Verwender:

— Unilin B.V. und Unilin Resins B.V. (im Folgenden „Unilin Group“), Wielsbeke, Belgien

1.9. Weiteres Verfahren

(19) Am 19. Dezember 2024 erfolgte seitens der Kommission die Unterrichtung über die wesentlichen Tatsachen und 
Erwägungen, aufgrund derer die geltenden Antidumpingzölle aufrechterhalten werden sollten. Allen Parteien wurde 
eine Frist gesetzt, innerhalb derer sie zur Unterrichtung Stellung nehmen und eine Anhörung beantragen konnten.

(20) Stellungnahmen gingen von den Antragstellern, Sichuan Golden-Elephant Sincerity Chemical Co., Ltd (im Folgenden 
„SGE“), Kronospan Polska Sp.z.o.o. (im Folgenden „KRP“), der Unilin Group, der CCCMC und dem EPF ein. SGE, die 
Unilin Group und der EPF beantragten eine Anhörung.

ABl. L vom 19.2.2025 DE 

ELI: http://data.europa.eu/eli/reg_impl/2025/325/oj 3/27

(8) https://tron.trade.ec.europa.eu/investigations/case-view?caseId=2609.

https://tron.trade.ec.europa.eu/investigations/case-view?caseId=2609


2. ÜBERPRÜFTE WARE UND GLEICHARTIGE WARE

2.1. Überprüfte Ware

(21) Die Überprüfung betrifft Melamin (im Folgenden „überprüfte Ware“), das derzeit unter dem KN-Code 
2933 61 00 eingereiht wird.

(22) Melamin ist ein weißes kristallines Pulver, das in erster Linie aus Harnstoff hergestellt und vor allem für die 
Herstellung von Laminaten, Harzen, Holzleim, Formmassen und zur Behandlung von Papier und Spinnstoffen 
verwendet wird.

2.2. Betroffene Ware

(23) Bei der von dieser Untersuchung betroffenen Ware handelt es sich um die überprüfte Ware mit Ursprung in China.

2.3. Gleichartige Ware

(24) Wie die Ausgangsuntersuchung, die die Einführung der geltenden Maßnahmen zur Folge hatte (9), ergab, haben die 
folgenden Waren dieselben grundlegenden materiellen und technischen Eigenschaften und dieselben grundlegenden 
Verwendungen:

— die betroffene Ware bei der Ausfuhr in die Union,

— die im betroffenen Land (China) hergestellte und auf dessen Inlandsmarkt verkaufte überprüfte Ware und

— die in der Union vom Wirtschaftszweig der Union hergestellte und verkaufte überprüfte Ware.

(25) Sie werden daher als gleichartige Waren im Sinne des Artikels 1 Absatz 4 der Grundverordnung betrachtet.

3. UNIONSINTERESSE

3.1. Vorbemerkungen

(26) Nach Artikel 21 der Grundverordnung prüfte die Kommission, ob eine Änderung der Form der Maßnahmen dem 
Interesse der Union insgesamt zuwiderliefe. Dabei wurden alle auf dem Spiel stehenden Interessen berücksichtigt, 
d. h. die des Wirtschaftszweigs der Union, die der unabhängigen Einführer und die der Verwender.

(27) Insbesondere prüfte die Kommission, ob sich die Umstände, die der Anwendung eines festen Zolls und eines 
Mindesteinfuhrpreises zugrunde lagen, dauerhaft erheblich verändert haben und ob der feste Zoll und der 
Mindesteinfuhrpreis zu einer ernstzunehmenden und anhaltenden Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union 
führen.

(28) Alle interessierten Parteien erhielten nach Artikel 21 Absatz 2 der Grundverordnung Gelegenheit, ihren Standpunkt 
darzulegen.

3.2. Veränderung der Umstände und dauerhafte Veränderung

3.2.1. Hintergrund

(29) Wie in den Erwägungsgründen 1 und 3 dargelegt, wurden die Antidumpingmaßnahmen, die Gegenstand dieser 
Überprüfung sind, in der Form eines Mindesteinfuhrpreises von 1 153 EUR/Tonne für drei chinesische ausführende 
Hersteller, eines Mindesteinfuhrpreises von 1 346 EUR/Tonne für einen vierten chinesischen ausführenden 
Hersteller und eines festen Zolls von 415 EUR/Tonne für alle anderen chinesischen ausführenden Hersteller 
eingeführt. Diese Zölle beruhten auf Daten zum Normalwert, die für den damals geltenden Untersuchungszeitraum 
(1. Januar 2009 bis 31. Dezember 2009) im damals herangezogenen Vergleichsland Indonesien überprüft wurden 
(siehe Erwägungsgründe 78 und 79 der ursprünglichen Verordnung).
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(30) Die Gründe für diese Form der Maßnahmen wurden in Abschnitt 3.3 der ursprünglichen Verordnung dargelegt. 
Insbesondere wurde festgestellt, dass die Verkaufspreise für Melamin nach dem Untersuchungszeitraum zwischen 
1 200 EUR und 1 500 EUR pro Tonne und damit zwischen 300 EUR und 600 EUR über dem durchschnittlichen 
Verkaufspreis im Untersuchungszeitraum dieser Untersuchung lagen. Ein spezifischer Zoll auf der Grundlage der in 
jenem Untersuchungszeitraum geltenden Preise würde „weitere Preissteigerungen bei Melamin, von denen die 
Geschäftstätigkeit der Verwender insgesamt stark betroffen wäre“, begrenzen (10).

(31) Im Einklang mit den unter Nummer 4 der Einleitungsbekanntmachung genannten Gründen für die Überprüfung 
untersuchte die Kommission daher, ob die Umstände, die die Einführung der Antidumpingmaßnahme in ihrer 
derzeitigen Form (Mindesteinfuhrpreis und spezifischer Zoll) rechtfertigten, nach wie vor gegeben sind. Die 
Kommission untersuchte ebenfalls, ob diese Form der Antidumpingmaßnahme die Auswirkungen des in früheren 
Untersuchungen festgestellten Dumpings weiterhin ausgleicht und somit eine Schädigung des Wirtschaftszweigs der 
Union verhindert.

3.2.2. Veränderung der Umstände

3.2.2.1. Erhebliche Veränderungen der Herstellkosten nach oben

3.2.2.1.1. Starker Anstieg der Gaspreise

(32) Die Kosten für Melamin werden weitgehend durch den Gaspreis bestimmt. Melamin kann entweder aus Harnstoff 
oder Ammoniak hergestellt werden. In der Ausgangsuntersuchung, aus der sich die geltenden Maßnahmen ergaben, 
wurde festgestellt, dass Gas fast 50 % der Herstellkosten für Melamin ausmachte (11).

(33) In der gegenwärtigen Untersuchung stellte die Kommission fest, dass sich seit der Einführung der Maßnahmen durch 
die ursprüngliche Verordnung strukturelle Veränderungen auf den europäischen Gasmärkten vollzogen haben. 
Angesichts des Gasanteils an den Melaminkosten hatten diese Veränderungen schwerwiegende Auswirkungen auf 
die Herstellkosten von Melamin.

(34) Bis 2021 entfiel ein erheblicher Teil der Gaslieferungen in die Union auf Russland. Der Anteil des russischen 
Pipelinegases an den EU-Einfuhren, der im Jahr 2021 bei über 40 % lag, ging auf etwa 8 % im Jahr 2023 zurück (12). 
In dem vorausgegangenen langen Zeitraum von 2010 bis 2021 lag der Anteil von russischem Gas an den 
Gaseinfuhren der EU zwischen 30 % und 45,5 % (13). Infolgedessen konnten sich die Gasverbraucher in der EU auf 
relativ stabile Preise verlassen. Die Kommission stellte fest, dass in den neun Monaten von April 2010 bis Dezember 
2010, die dem Abschluss der Ausgangsuntersuchung vorausgingen, Gas an der niederländischen TTF-Börse (im 
Folgenden „TTF“) durchschnittlich zu 19,08 EUR/MWh gehandelt wurde (14). Zwischen 2011 und 2020 schwankten 
die Gaspreise zwischen 6 EUR/MWh und 28 EUR/MWh. Ab der zweiten Hälfte des Jahres 2021 stiegen die Gaspreise 
in der EU auf ein viel höheres, noch nie da gewesenes Niveau. Diese Entwicklung wurde durch die grundlose 
militärische Aggression der Russischen Föderation gegen die Ukraine im März 2022 verschärft. Seitdem wurden die 
Einfuhren von Erdgas aus Russland, die über Pipelines transportiert werden, weitgehend durch Einfuhren von Gas in 
Form von LNG aus anderen Herkunftsländern und insbesondere durch Erdgaseinfuhren aus Norwegen ersetzt (15). 
Diese Veränderung der Gasversorgungsinfrastruktur war ein weiterer Faktor, der zum raschen Anstieg der Gaspreise 
beitrug. Am 22. August 2022 stiegen die Gaspreise für an der TTF gehandeltes Gas auf einen Höchststand von 
339,20 EUR/MWh (16). Darüber hinaus werden die Investitionen in die LNG-Infrastruktur angesichts ihres Umfangs 
als unumkehrbar angesehen. Daher ist davon auszugehen, dass die meisten Mitgliedstaaten selbst nach Beendigung 
der militärischen Aggression Gas wahrscheinlich nicht wieder zu so niedrigen Preisen werden kaufen können wie 
zum Zeitpunkt der Ausgangsuntersuchung und der Festsetzung des Mindesteinfuhrpreises bis einschließlich 2020.
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(10) Erwägungsgründe 63 und 65 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 457/2011.
(11) Erwägungsgrund 22 der Verordnung (EU) Nr. 1035/2010 der Kommission vom 15. November 2010 zur Einführung eines vorläufigen 

Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Melamin mit Ursprung in der Volksrepublik China (ABl. L 298 vom 16.11.2010, S. 10, ELI: 
http://data.europa.eu/eli/reg/2010/1035/oj).

(12) https://www.consilium.europa.eu/de/infographics/eu-gas-supply/.
(13) https://www.statista.com/statistics/1021735/share-russian-gas-imports-eu/.
(14) Siehe https://tradingeconomics.com/commodity/eu-natural-gas. Die Kommission hat den Zeitraum von April bis Dezember 2010 als 

Bezugspunkt herangezogen, da dies der früheste in dem öffentlich zugänglichen Diagramm auf dieser Website dargestellte Zeitraum ist.
(15) https://www.consilium.europa.eu/de/infographics/eu-gas-supply/.
(16) https://tradingeconomics.com/commodity/eu-natural-gas.

http://data.europa.eu/eli/reg/2010/1035/oj
https://www.consilium.europa.eu/de/infographics/eu-gas-supply/
https://www.statista.com/statistics/1021735/share-russian-gas-imports-eu/
https://tradingeconomics.com/commodity/eu-natural-gas
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(35) Darüber hinaus waren die durchschnittlichen Gaspreise auch nach dem Beginn ihrer Stabilisierung Anfang 2023 
immer noch höher als vor 2021. Im Untersuchungszeitraum der Überprüfung wurde Gas im Durchschnitt zu 
[50-60] EUR/MWh gehandelt (17), was etwa dem Dreifachen des Durchschnittspreises von April bis Dezember 2010 
entspricht. Am 29. September 2023, dem letzten Handelstag des Untersuchungszeitraums der Überprüfung, wurde 
Erdgas an der TTF zu 41,86 EUR/MWh gehandelt (18). Dieser Wert liegt deutlich unter dem im August 2022 
verzeichneten hohen Wert, aber immer noch beträchtlich über dem Niveau, das bis zum Ende des ersten Halbjahrs 
2021 verzeichnet wurde.

(36) Im Bezugszeitraum der Ausgangsuntersuchung, d. h. vom 1. Januar 2006 bis zum 31. Dezember 2009, lagen die 
Herstellkosten des Wirtschaftszweigs der Union zwischen 1 054 EUR und 1 229 EUR pro Tonne (19). Vom 1. Januar 
016 bis zum 31. März 2016, dem Bezugszeitraum der ersten Auslaufüberprüfung, lagen sie zwischen 1 036 EUR 
und 1 144 EUR pro Tonne (20). Im Jahr 2019 beliefen sich die Herstellkosten des Wirtschaftszweigs der Union auf 
980 EUR/Tonne (21). Somit sind die Herstellkosten des Wirtschaftszweigs der Union je Tonne Melamin in allen von 
der Kommission untersuchten Zeiträumen zwischen 2006 und 2019 bemerkenswert stabil geblieben, und die 
Differenz zwischen den niedrigsten Kosten (980 EUR) und den höchsten Kosten (1 229 EUR) betrug lediglich 25,4 %.

(37) Während des größten Teils des Bezugszeitraums (vom 1. Januar 2021 bis zum 30. September 2023) lagen die dem 
Wirtschaftszweig der Union entstandenen Herstellkosten zwischen 1 611 EUR und 3 132 EUR pro Tonne. Bei 
dieser Betrachtungsweise wird das Jahr 2020, das erste Jahr des Bezugszeitraums, ausgeklammert, da die relativ 
niedrigen Kosten in diesem Jahr unter dem Einfluss des wirtschaftlichen Abschwungs im Zusammenhang mit der 
COVID-19-Pandemie erreicht wurden. Dies macht deutlich, wie stark sich die schnell gestiegenen Gaskosten (siehe 
Erwägungsgrund 34) auf die Gesamtherstellkosten des Wirtschaftszweigs der Union ausgewirkt haben.

(38) Die Antragsteller brachten vor, dass Erdgas, auf Erdgas basierende wichtige Input-Materialien und Dampf unter 
Berücksichtigung der derzeit geltenden Gaspreise zusammen 80 % bis 90 % der geschätzten Gesamtproduk­
tionskosten der Unionshersteller ausmachten. Die CCCMC hat dies nicht bestritten (22).

(39) Auf der Grundlage der vorstehenden Ausführungen gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass die Gaskosten 
seit der Ausgangsuntersuchung in absoluten Zahlen und folglich in relativen Zahlen erheblich gestiegen sind, was 
als relevante Veränderung der Umstände im Sinne des Artikels 11 Absatz 3 der Grundverordnung zu betrachten ist.

3.2.2.1.2. Andere Faktoren, die die Herstellkosten erheblich erhöhen

(40) Die Antragsteller brachten vor, dass die Kosten für die Einhaltung der europäischen Klimaschutzvorschriften seit der 
Ausgangsuntersuchung gestiegen seien. Das wichtigste Instrument der europäischen Klimapolitik, an das der 
Wirtschaftszweig der Union gebunden ist, ist das EU-Emissionshandelssystem (EHS). Das EHS wurde ursprünglich 
2005 eingeführt. Das bedeutet, dass das EHS bereits zum Zeitpunkt der Ausgangsuntersuchung bestand. Seitdem 
hat sich das EHS jedoch erheblich geändert, was sich unmittelbar in deutlich höheren Herstellkosten für die 
Unionsherstellern niedergeschlagen hat.

(41) Die CCCMC brachte vor, dass aus dem Antrag der Anteil dieser Kosten für die Einhaltung der Klimaschutzvor­
schriften an den Gesamtherstellkosten nicht hervorgehe, und stellte grundsätzlich die Bedeutung dieser Kosten 
infrage. In diesem Zusammenhang wies die CCCMC auf die Verfügbarkeit kostenloser Zertifikate im Rahmen des 
EHS hin. Darüber hinaus trug die CCCMC vor, dass alle Kosten, die sich aus der Einhaltung des EHS ergeben, durch 
das neu eingeführte CO2-Grenzausgleichssystem (im Folgenden „CBAM“) ausgeglichen werden dürften (23).
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(17) Angabe einer Spanne zum Schutz urheberrechtlich geschützter Daten.
(18) https://tradingeconomics.com/commodity/eu-natural-gas.
(19) Siehe Tabelle 7b der Verordnung (EU) Nr. 1035/2010.
(20) Siehe Tabelle 11 der Durchführungsverordnung (EU) 2017/1171.
(21) Siehe Tabelle 8 der Durchführungsverordnung (EU) 2023/1776.
(22) t24.001030, S. 9, Absätze 22 und 23.
(23) Verordnung (EU) 2023/956 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. Mai 2023 zur Schaffung eines CO2-Grenzausg­

leichssystems (ABl. L 130 vom 16.5.2023, S. 52, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2023/956/oj.
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(42) Den von den Antragstellern vorgelegten Nachweisen und Prognosen zufolge werden die Kosten für CO2-Rechte im 
Jahr 2026 höher sein als der Nutzen aus den verfügbaren kostenlosen Zertifikaten für die Emissionen, die durch die 
Erzeugung der für die Herstellung von Melamin erforderlichen Inputs verursacht werden. An den im Antrag 
angegebenen Daten ist abzulesen, dass die Preisprojektionen für die Schadstoffemissionen aller Unternehmen 
zwischen 2021 und 2026 um [55 % bis 135 %] (24) steigen werden.

(43) In Bezug auf Umweltkosten brachte die CCCMC vor, dass die Unterrichtung der Kommission bedeutungslos sei, da 
lediglich auf eine prozentuale Veränderung verwiesen worden sei, ohne Angabe eines relevanten Bezugswerts oder 
des Kostenkontexts.

(44) Die Kommission wies erneut darauf hin, dass die angegebene Spanne den niedrigsten und den höchsten geschätzten 
Anstieg der Umweltkosten bei den in die Stichprobe einbezogenen Unionsherstellern umfasste. Es ist nicht 
ungewöhnlich, dass sich die Steigerungsraten zwischen Unternehmen mit unterschiedlichen Richtlinien für den 
Erwerb von Emissionszertifikaten erheblich unterscheiden. Darüber hinaus wurden die genauen Zahlen der 
einzelnen Unternehmen als vertrauliche Geschäftsinformationen betrachtet.

(45) Hinsichtlich eines etwaigen Ausgleichs der Kosten, die dem Wirtschaftszweig der Union im Rahmen des CBAM 
entstehen, stimmte die Kommission den Antragstellern zu und bestätigte, dass Melamin tatsächlich nicht für einen 
Schutz im Rahmen des CBAM in Betracht kommt.

(46) Die Antragsteller wiesen ferner darauf hin, dass seit der Ausgangsuntersuchung eine allgemeine Preisinflation 
festzustellen sei. Zu den Inflationsfaktoren gehörten vor allem die in Erwägungsgrund 34 erläuterten strukturellen 
Veränderungen auf den Gasmärkten, aber auch Engpässe in den Lieferketten und die steigende Nachfrage. Wäre der 
in der Ausgangsuntersuchung festgesetzte Mindesteinfuhrpreis von 1 153 EUR/Tonne um die von Eurostat 
veröffentlichten jährlichen Inflationsraten bereinigt worden, hätte sich für das Jahr 2022 ein Mindesteinfuhrpreis 
von mindestens 1 474 EUR ergeben. Die Kommission stellte fest, dass die Verkaufspreise des Wirtschaftszweigs der 
Union für Melamin auf 3 196 EUR/Tonne gestiegen waren (Durchschnitt 2022, siehe Tabelle 7) und die Preise der 
Einfuhren aus der VR China auf 1 990 EUR/Tonne gesunken waren (Durchschnitt 2022, siehe Tabelle 3). 
Wenngleich die Preise im Untersuchungszeitraum der Überprüfung wieder sanken, lagen die Herstellkosten des 
Wirtschaftszweigs der Union im Untersuchungszeitraum der Überprüfung immer noch bei 3 069 EUR (siehe 
Tabelle 7).

(47) Die CCCMC vertrat die Auffassung, dass die Inflationsrate der Union im Jahr 2022 ihren Höchststand erreicht habe, 
anschließend jedoch gesunken sei, da die zugrunde liegenden Ursachen der Inflation, wie der Anstieg der Gaspreise 
und die Melaminnachfrage nach der COVID-19-Pandemie, nicht mehr vorhanden gewesen seien. Die Kommission 
stimmte zu, dass die Gesamtpreisinflation 2022 ihren Höchststand erreichte und die Inflationsraten seither 
gesunken sind. Die Preise und damit die Kosten liegen jedoch immer noch deutlich über dem Niveau von 2009, 
dem Untersuchungszeitraum der Ausgangsuntersuchung. Es gibt keine Anhaltspunkte dafür, dass es wahrscheinlich 
ist, dass sich die Auswirkungen der Inflation auf die Preise seit 2009 insgesamt umkehren.

3.2.2.2. Versorgungslage auf dem Unionsmarkt

(48) In der Ausgangsuntersuchung äußerten die Verwender Bedenken hinsichtlich der Sicherheit einer ausreichenden 
Melaminversorgung zu erschwinglichen Preisen (25).

3.2.2.2.1. Produktionskapazität des Wirtschaftszweigs der Union

(49) In dem Antrag brachten die Antragsteller vor, dass die Produktionskapazität des Wirtschaftszweigs der Union rund 
60 % über dem Unionsverbrauch liege und seit 2009 erheblich gestiegen sei. Außerdem werde den Verkäufen auf 
dem Unionsmarkt Vorrang vor den Ausfuhrmärkten eingeräumt, daher seien sie in der Lage, erforderlichenfalls den 
gesamten EU-Markt zu beliefern.

(50) Die Untersuchung ergab, dass die Produktionskapazität des Wirtschaftszweigs der Union zwischen dem Jahr 2009 
(d. h. dem Untersuchungszeitraum der Ausgangsuntersuchung) und dem jetzigen Untersuchungszeitraum der 
Überprüfung um mehr als 20 % gestiegen ist. Wie aus Tabelle 5 hervorgeht, belief sich die Produktionskapazität des 
Wirtschaftszweigs der Union im Untersuchungszeitraum der Überprüfung auf 
476 874 Tonnen, während der Verbrauch 339 676 Tonnen betrug (siehe Tabelle 1). Der Wirtschaftszweig der 
Union ist somit in der Lage, erforderlichenfalls den gesamten Unionsmarkt zu beliefern.
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(24) Zum Schutz sensibler Daten ist eine breitere Spanne angegeben.
(25) Erwägungsgründe 62 und 67 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 457/2011.



(51) Die CCCMC brachte vor, dass die Produktionskapazität des Wirtschaftszweigs der Union seit 2006 kontinuierlich 
über dem Unionsverbrauch liege und sich daher die Umstände im Zusammenhang mit der Fähigkeit des 
Wirtschaftszweigs der Union, den Unionsmarkt zu beliefern, nicht verändert hätten (26).

(52) Die Kommission wies das Argument der CCCMC und die Vorgehensweise, die gesamten Kapazitätsreserven des 
Wirtschaftszweigs der Union seit 2009 getrennt von anderen relevanten Faktoren zu berücksichtigen, zurück. Wie 
in Erwägungsgrund 57 dargelegt, hat sich die Versorgungslage auf dem Unionsmarkt angesichts der Zunahme der 
Kapazität des Wirtschaftszweigs der Union in Verbindung mit größeren Einfuhren zu fairen Preisen aus 
Drittländern insgesamt verbessert.

3.2.2.2.2. Marktanteil des Wirtschaftszweigs der Union

(53) Von 2006 bis 2009, dem Bezugszeitraum der Ausgangsuntersuchung, lag der Marktanteil des Wirtschaftszweigs der 
Union bei durchschnittlich 80 % und nie unter 74 %. Vom 1. Januar 2012 bis zum 31. März 2016 lag dieser 
Marktanteil bei durchschnittlich 77 % (siehe Tabelle 6 der Durchführungsverordnung (EU) 2017/1171), während er 
im Jahr 2019, d. h. dem Jahr, das vor Beginn des Bezugszeitraums der gegenwärtigen Untersuchung endete, bei 73 % 
lag (siehe Tabelle 7 der Durchführungsverordnung (EU) 2023/2653).

(54) In dem Antrag brachten die Antragsteller vor, dass der Marktanteil des Wirtschaftszweigs der Union infolge der 
aggressiven Preisgestaltung der chinesischen ausführenden Hersteller zurückgegangen sei. Während der Marktanteil 
des Wirtschaftszweigs der Union über einen langen Zeitraum zwischen 73 % und 80 % gelegen habe (siehe 
Erwägungsgrund 53), belaufe er sich im Untersuchungszeitraum der Überprüfung auf nur 48,6 % (siehe Tabelle 6), 
was eine erhebliche Veränderung der Umstände darstelle. Die Kommission stellte fest, dass der Marktanteil der 
Einfuhren aus der VR China dagegen von nur 6,5 % im Jahr 2009 auf 29,2 % im Untersuchungszeitraum dieser 
Überprüfung gestiegen ist. Wie in Erwägungsgrund 56 dargelegt, nahmen die Einfuhren aus anderen Drittländern 
ebenfalls zu und trugen somit zum Verlust von Marktanteilen des Wirtschaftszweigs der Union bei, allerdings in 
geringerem Maße als die Einfuhren aus der VR China.

3.2.2.2.3. Einfuhren aus Drittländern

(55) Die Antragsteller brachten in ihrem Antrag vor, dass die Einfuhren aus Drittländern im Falle eines Versorgungs­
engpasses etwaige Lücken infolge eines steigenden Verbrauchs schließen könnten.

(56) Die Kommission stellte fest, dass der Gesamtmarktanteil der Einfuhren aus anderen Drittländern als der VR China im 
Jahr 2009 6,2 % betrug (siehe Tabelle 12 der Verordnung (EU) Nr. 1035/2010) und dass die Höhe dieses Marktanteils 
zusammen mit dem damaligen Marktanteil des Wirtschaftszweigs der Union von 85 % einer der Hauptgründe dafür 
war, die Form des Zolls in einen festen Zollsatz zu ändern (27). Der Marktanteil der Einfuhren aus Drittländern ist 
seitdem erheblich gestiegen und belief sich im Untersuchungszeitraum der Überprüfung auf 22,3 %, woraus 
ersichtlich wird, dass Hersteller aus Drittländern Kapazitäten aufgebaut haben, die zur Deckung des Verbrauchs auf 
dem Unionsmarkt und zur Sicherstellung einer gesunden Wettbewerbssituation unter gleichen Wettbewerbsbe­
dingungen beitragen können.

3.2.2.2.4. Schlussfolgerung zur Versorgungslage

(57) Auf der Grundlage der vorstehenden Ausführungen gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass sich die 
Versorgungslage auf dem Unionsmarkt seit der Ausgangsuntersuchung erheblich verändert hat. Während im Jahr 
2009 China die einzige bedeutende Einfuhrquelle war und eine Verknappung von Melamin auf dem Unionsmarkt 
nach Einführung der vorläufigen Maßnahmen zu erheblichen Preiserhöhungen hätte führen können (siehe 
Erwägungsgrund 63 der ursprünglichen Verordnung), war diese Situation im Untersuchungszeitraum der 
Überprüfung eindeutig anders, da zahlreiche wichtige Einfuhrquellen (die einen fairen Wettbewerbsdruck ausübten) 
und darüber hinaus eine wesentlich größere Produktionskapazität des Wirtschaftszweigs der Union zu verzeichnen 
waren.
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3.2.2.3. Schlussfolgerung

(58) Im Rahmen der gegenwärtigen Untersuchung stellte die Kommission fest, dass sich seit der Ausgangsuntersuchung 
mehrere Umstände verändert haben, insbesondere in Bezug auf die dem Wirtschaftszweig der Union entstandenen 
Herstellkosten, aber auch auf der Angebotsseite. Seit 2021 ist ein starker Anstieg der Herstellkosten in der Union zu 
verzeichnen, sodass die Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union durch die gedumpten Einfuhren aus der VR 
China durch die Mindesteinfuhrpreise und den für alle übrigen Unternehmen geltenden spezifischen Zoll (denen die 
Kosten und Preise von 2009 zugrunde liegen) nicht mehr wirksam verhindert werden kann. Folglich erlitt der 
Wirtschaftszweig der Union, wie in Erwägungsgrund 134 festgestellt, eine Schädigung. Gleichzeitig waren die 
Bedenken hinsichtlich der Verfügbarkeit einer ausreichenden Melaminversorgung der Verwender in der Ausgangsun­
tersuchung indes der Hauptgrund für die Einführung der Maßnahmen in ihrer derzeitigen Form, jedoch hat sich die 
Versorgungssicherheit für die Verwenderindustrie seit 2009 erheblich verbessert.

3.2.3. Dauerhafte Veränderung

3.2.3.1. Vorbemerkungen

(59) Nach Artikel 11 Absatz 3 der Grundverordnung prüfte die Kommission ferner, ob davon ausgegangen werden kann, 
dass die unter Abschnitt 3.5.2 festgestellte Veränderung der Umstände dauerhaft ist.

(60) Mehrere Parteien stellten in ihren Stellungnahmen infrage, dass die veränderten Umstände als dauerhaft anzusehen 
sind. Einige der Stellungnahmen wurden vor der Unterrichtung über die wesentlichen Tatsachen eingereicht. Alle 
diese Vorbringen sind in diesem Abschnitt zusammengefasst.

3.2.3.2. Einstufung der veränderten Umstände als dauerhaft

3.2.3.2.1. Erheblicher Anstieg der Herstellkosten

(61) In Bezug auf den starken Anstieg der Gaspreise brachte die CCCMC vor, dass die Erdgaspreise gegen Ende des 
Untersuchungszeitraums der Überprüfung gegenüber früheren Höchstständen erheblich gesunken seien. Diese 
Entwicklung zeige, dass Veränderungen der Umstände, in diesem Fall die drastisch gestiegenen Gaspreise, nur 
vorübergehender Natur seien. Darüber hinaus brachte die CCCMC vor, dass die Preise für Erdgas, dem wichtigsten 
Input für die Herstellung von Melamin, auf nahezu das Niveau vor Mitte 2021 gesunken seien.

(62) Gleichfalls erinnerte der EPF daran, dass der Hauptfaktor für die Herstellkosten der Melaminhersteller die 
Erdgaskosten seien. Seit 2023 hätten sich die Erdgaspreise rasch und deutlich erholt. Die Spotpreise für Erdgas in 
Europa hätten im Januar 2024 zwischen 28 EUR und 32 EUR pro MWh und die durchschnittlichen Spotpreise für 
Erdgas in Europa im Jahr 2018 bei etwa 22 EUR bis 23 EUR pro MWh gelegen. Dem EPF zufolge wird auf den 
Finanzmärkten prognostiziert, dass die Gaspreise von 2024 bis 2026 sehr nahe an historischen Niveaus liegen 
werden. Die Gaspreise hätten wieder ein historisches normales Niveau erreicht, und die Antragsteller könnten im 
Rahmen der derzeitigen Form der Maßnahmen wieder konkurrieren.

(63) Der EPLF legte eine ähnliche Prognose zur Entwicklung der Gaspreise vor. Zudem würden die Inflationsraten — 
wenn sich die Gaspreise wie erwartet stabilisieren — wieder sinken, Sollten wiederum die Inflationsraten sinken, 
dürften die wichtigsten Zentralbanken damit beginnen, die Zinsen zu senken. Niedrigere Zinssätze würden 
Hypothekenkredite billiger machen. Dadurch würden Immobilien erschwinglicher, was zu einer erwarteten 
Erholung des Bausektors führen würde, der ein wichtiger Verwender von Melaminprodukten ist.

(64) Die Kommission stimmte keiner der vorstehenden Aussagen zu. Die Kommission ist der Auffassung, dass es sehr 
unwahrscheinlich ist, dass die Erdgaspreise auf die Preisspannen aus der Zeit bis 2020 zurückgehen.
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(65) In Bezug auf das Vorbringen in Erwägungsgrund 62 stellte die Kommission fest, dass die Gaspreise zwischen 28 EUR 
und 32 EUR pro MWh, wie vom EPF im Januar 2024 ermittelt, immer noch deutlich über den vom EPF im Jahr 2019 
ermittelten Preisen, nämlich zwischen 22 EUR und 23 EUR, lagen. Die Kommission stellte fest, dass der 
durchschnittliche TTF-Gaspreis im ersten Halbjahr 2024 bei 29,82 EUR/MWh (28) lag und damit 56 % über dem 
durchschnittlichen TTF-Gaspreis von 19,08 EUR/MWh, dem Durchschnitt im Zeitraum April bis Dezember 2010 
(siehe Fußnote 16), und auch deutlich über dem durchschnittlichen TTF-Gaspreis im Zeitraum 2011-2020. Selbst 
wenn die Gaspreissituation im Untersuchungszeitraum der Überprüfung als außergewöhnlich angesehen würde, 
liegen die Gaspreise bis einschließlich 2020 immer noch deutlich über dem Durchschnittspreis.

(66) Die mutmaßlichen Prognosen der wahrscheinlichen Gaspreise bis 2026 wurden durch den EPF nicht weiter belegt. 
Darüber hinaus ist die Kommission in Bezug auf die in den Erwägungsgründen 61 bis 63 zusammengefassten 
Vorbringen der Auffassung, dass es angesichts der Veränderungen der geopolitischen Lage unwahrscheinlich ist, 
dass sich die Gaspreise auf dem bis Juni 2021 verzeichneten Niveau stabilisieren werden. Seit 2021 haben die 
meisten Mitgliedstaaten, die Erdgas direkt über Pipelines aus Russland beziehen, damit begonnen, diese Einfuhren 
zu reduzieren. Infolge der grundlosen und ungerechtfertigten Aggression Russlands gegen die Ukraine haben die 
Europäische Union und die Mitgliedstaaten die Maßnahmen verstärkt und beschleunigt, um die Abhängigkeit von 
russischem Gas zu verringern. Dazu sind mindestens 17 LNG-Terminals geplant oder befinden sich im Bau (29). 
Angesichts der äußerst wichtigen Investitionen, die für den Bau von LNG-Terminals und der gesamten Versorgungs­
infrastruktur erforderlich sind, und der Zusage der Union, die Abhängigkeit von russischem Gas zu beenden (30), ist 
es äußerst unwahrscheinlich, dass die Union wieder russisches Pipelinegas in den Mengen und zu den Preisen wie in 
der Zeit vor 2021 kaufen wird. Daher dürften die Preise auf dem Markt viel höher sein als bis zur ersten Hälfte des 
Jahres 2021.

(67) Nach der Unterrichtung kritisierte die CCCMC, dass sich die Kommission für den Vergleich auf den Gaspreis des 
letzten Tages des Untersuchungszeitraums der Überprüfung (41,86 EUR/MWh an der TTF) und auf den 
Durchschnittspreis im Untersuchungszeitraum der Überprüfung gestützt habe. Diese Preise seien nicht 
repräsentativ, da sie in diesem Zeitraum außergewöhnlich hoch gewesen seien (am 22. August 2022 wurde ein 
Spitzenwert von 339,20 EUR/MWh erreicht) (siehe Erwägungsgründe 34 und 35). Ferner seien diese Herstellkosten 
angesichts der Korrelation zwischen Erdgaspreisen und den Herstellkosten des Wirtschaftszweigs der Union bereits 
wieder zum „Vorkrisenniveau“ zurückgekehrt bzw. dürften dieses Niveau bald wieder erreichen.

(68) Die Kommission wies diese Vorbringen zurück. Sie wies erneut darauf hin, dass sie zur Beurteilung der 
Dauerhaftigkeit der festgestellten Veränderung der Umstände auch den durchschnittlichen TTF-Gaspreis im ersten 
Halbjahr 2024 herangezogen habe (siehe Erwägungsgrund 65), also in einem Zeitraum, in dem die Preise von 
früheren und außergewöhnlichen Spitzenwerten deutlich zurückgegangen waren, sich aber auf einem Niveau 
stabilisierten, das deutlich über dem Niveau vor dem ersten Halbjahr 2021 lag. Darüber hinaus habe der 
durchschnittliche TTF-Gaspreis in der zweiten Jahreshälfte 2024 bei 29,82 EUR/MWh und damit deutlich über dem 
durchschnittlichen TTF-Gaspreis im Zeitraum 2011-2020 gelegen (siehe Erwägungsgrund 65). Demzufolge gibt es 
keine Anzeichen dafür, dass sich die Herstellkosten des Wirtschaftszweigs der Union voraussichtlich auf einem 
Niveau stabilisieren, das mit demjenigen im Zeitraum von der Einführung der Maßnahmen bis zum ersten Halbjahr 
2021 vergleichbar ist.

(69) Nach der Unterrichtung brachte der EPF erneut vor, dass die für das zweite Halbjahr 2026 prognostizierten 
Erdgaspreise nahe an den tatsächlichen Gaspreisen im Juli 2023 (23-25 EUR/MWh) lägen. Dies sei nicht weit von 
dem Niveau von 2021 entfernt. In diesem Zusammenhang verwies der EPF auf die jüngste Wirtschaftsprognose für 
Europa (European Economic Forecast) vom 15. November 2024 (31).

(70) Die Kommission stellte fest, dass die für den Zeitraum vom zweiten Quartal 2025 bis zum ersten Quartal 2026 
prognostizierten Erdgaspreise zwischen 43,5 EUR und 47,25 EUR pro MWh (32) liegen. Diese Preise liegen 
mindestens 46 % über dem durchschnittlichen TTF-Gaspreis in der ersten Hälfte des Jahres 2024 (siehe 
Erwägungsgrund 65).

DE ABl. L vom 19.2.2025 

10/27 ELI: http://data.europa.eu/eli/reg_impl/2025/325/oj

(28) Durchschnitt der ersten Handelstage jedes Monats zwischen Januar und Juni 2024.
(29) Financial Times, 29. April 2024, https://www.ft.com/content/16031b21-cb2f-40c7-a77d-1ac061196264.
(30) Mitteilung der Kommission an den Rat, das Europäische Parlament, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den 

Ausschuss der Regionen, COM(2022) 360 final vom 20.7.2022.
(31) https://economy-finance.ec.europa.eu/document/download/3b537fad-ad74-419f-8b54-d73553ca7f7f_en?filename=AF2024% 

20PPT_final.pdf.
(32) https://www.ice.com/products/27996665/Dutch-TTF-Natural-Gas-Futures/data?marketId=5786628&span=1, Preise abgerufen am 

8. Januar 2025.
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(71) Auf der Grundlage der vorstehenden Ausführungen bestätigte die Kommission, dass die Veränderung der 
Beschaffungs- und Versorgungsmuster und die daraus resultierenden höheren Erdgaskosten für die Unionshersteller 
als dauerhaft angesehen werden.

(72) In Bezug auf die Kosten, die dem Wirtschaftszweig der Union für die Einhaltung der Umweltvorschriften entstehen 
(siehe Erwägungsgrund 40), gibt es keine Hinweise darauf, dass diese umweltrechtlichen Verpflichtungen in 
nächster Zeit aufgehoben werden. Vielmehr dürfte die stetig zunehmende Konzentration auf ökologische 
Nachhaltigkeit — vor allem im Rahmen des europäischen Grünen Deals — zu immer höheren Kosten für die 
Einhaltung der Vorschriften durch die Industrie für die Unionshersteller führen. Die bisher von den 
Unionsherstellern vorgelegten Prognosen (siehe Erwägungsgrund 42) bestätigen diese Aussage. Die festgestellte 
Veränderung der Umstände dürfte daher dauerhaft sein.

(73) Nach der Unterrichtung bat die CCCMC um eine Information zur relativen Bedeutung der mutmaßlichen 
Befolgungskosten im Verhältnis zu den Gesamtherstellstückkosten für Melamin, die für die Beurteilung der 
tatsächlichen Bedeutung des prozentualen Anstiegs entscheidend sei.

(74) Die Kommission stellte fest, dass die Umweltkosten, mit denen der Wirtschaftszweig der Union konfrontiert war, 
einen geringeren Anteil an den Gesamtkosten der Melaminproduktion ausmachten als die Gaskosten. Dies ändert 
jedoch nichts daran, dass die beobachteten Veränderungen nach wie vor erheblich und dauerhaft sind.

(75) In Bezug auf die Inflation (siehe Erwägungsgrund 46) stellte die Kommission fest, dass der dauerhafte Anstieg der 
Kostenfaktoren (Gas- und Umweltkosten) unweigerlich zu höheren Preisen für das hergestellte Produkt Melamin 
führen wird. Darüber hinaus wird der Wirtschaftszweig der Union die gestiegene Kostenbasis in seine 
Verkaufspreise hineinrechnen wollen, sobald wieder gleiche Wettbewerbsbedingungen hergestellt sind, da er die 
Verluste, die er im Jahr 2022 und im Untersuchungszeitraum der Überprüfung erlitten hat, langfristig nicht tragen 
kann. Ein höheres Melaminpreisniveau als in der Ausgangsuntersuchung dürfte daher dauerhaft sein.

(76) Nach der Unterrichtung widersprach die CCCMC der Auffassung, dass die Herstellkosten des Wirtschaftszweigs der 
Union im Untersuchungszeitraum der Überprüfung höher waren als im Untersuchungszeitraum der Ausgangsun­
tersuchung und dass das höhere Kostenniveau voraussichtlich von Dauer sein wird.

(77) Die Kommission verwies auf die Gegenargumente zur Dauerhaftigkeit der gestiegenen Gaskosten (siehe 
Erwägungsgrund 70), die angesichts des hohen Anteils der Gaskosten an den Gesamtkosten der Melaminproduktion 
voraussichtlich zu ebenso dauerhaften höheren Gesamtkosten führen werden.

3.2.3.2.2. Versorgungslage auf dem Unionsmarkt

(78) Was die erhöhte Produktionskapazität des Wirtschaftszweigs der Union betrifft, so ergab die Untersuchung, dass die 
Unionshersteller nicht planen, die Kapazitäten in naher Zukunft zu verringern. Die erhöhte Gesamtkapazität wird 
daher als dauerhaft angesehen.

(79) Die CCCMC brachte jedoch vor, dass sich die Produktionskapazität oder die Fähigkeit des Wirtschaftszweigs der 
Union, den EU-Markt zu beliefern, nicht wesentlich (oder dauerhaft) verändert habe.

(80) Die Kommission stellte klar, dass der Wirtschaftszweig der Union über ausreichende Kapazitäten verfügt, um den 
Unionsverbrauch zu decken. In diesem Zusammenhang verwies die Kommission auf die im Rahmen dieser 
Untersuchung gesammelten Daten (siehe Tabellen 1 und 5). Während der Verbrauch nie über 427 309 Tonnen pro 
Jahr lag (vgl. 2021), lag die Kapazität bei mindestens 476 874 Tonnen pro Jahr (vgl. Untersuchungszeitraum der 
Überprüfung).

(81) Die CCCMC fügte hinzu, dass der Rückgang des Marktanteils des Wirtschaftszweigs der Union im Zeitraum vom 
1. Juli 2022 bis zum 30. Juni 2023 auf unter 30 % nicht dauerhaft sei, da er auf außergewöhnliche Umstände wie 
Produktionsschwierigkeiten auf der Ebene der Unionshersteller und die gleichzeitig gestiegene Nachfrage der 
Verwender zurückzuführen sei. Um die Versorgungsengpässe auszugleichen, waren die Verwender auf größere 
Einfuhren, vor allem aus China, angewiesen.

(82) Die Kommission stellte fest, dass der erhebliche Rückgang des Marktanteils des Wirtschaftszweigs der Union eine 
Tatsache ist und von der CCCMC nicht bestritten wurde. Nach Auffassung der Kommission ist der Rückgang des 
Marktanteils weitgehend auf den exponentiellen Anstieg der gedumpten Einfuhren aus der VR China 
zurückzuführen, die die Preise des Wirtschaftszweigs der Union unterboten (siehe Erwägungsgrund 102).

(83) Aus diesen Gründen wurden die Stellungnahmen der CCCMC zurückgewiesen.
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(84) Nach der Unterrichtung brachte SGE vor, dass sich die Umstände, die den geltenden Maßnahmen in Form eines 
festen Zolls und eines Mindesteinfuhrpreises zugrunde lägen, nicht wesentlich und dauerhaft geändert hätten. Im 
Hinblick auf die Verfügbarkeit von Melamineinfuhren aus Drittländern merkte SGE an, dass die Preise der Einfuhren 
aus Drittländern zu bestimmten Zeiten niedriger gewesen seien als die Preise der Einfuhren aus der VR China und 
dass die Versorgung aus Drittländern nicht stabil sei und die Einfuhren aus der VR China nicht ersetzen könne.

(85) Die Kommission stellte fest, dass die Preise der Einfuhren aus Drittländern im Bezugszeitraum im Allgemeinen der 
Marktentwicklung folgten. Hinzu kommt, dass sich der Marktanteil der Gesamteinfuhren aus Drittländern im 
Bezugszeitraum in einer relativ engen Spanne zwischen 19,2 % und 22,3 % bewegte (siehe Tabelle 4), d. h., die 
Preise wirkten sich nicht in demselben Maße nachteilig auf die Marktanteile des Wirtschaftszweigs der Union aus 
wie die chinesischen Preise (siehe Tabelle 2). Die Marktanteile, die sich zwischen 19,2 % und 22,3 % bewegten, 
liegen zudem deutlich über den chinesischen Marktanteilen während des gesamten Bezugszeitraums der 
Untersuchung, die zu den überprüften Maßnahmen geführt hatte, sodass die Kommission dem Vorbringen von SGE 
nicht zustimmte. Die Kommission stellte fest, dass die Gesamteinfuhren aus Drittländern einen stabilen alternativen 
Faktor für die Versorgung des Unionsmarkts darstellen.

(86) SGE wiederholte das Vorbringen des Verwenders KRP vom 30. Oktober 2024 (33), wonach die Produktionskapazität 
in Europa die Nachfrage nicht allein decken könne. In ähnlicher Weise stellte der EPF in seiner Stellungnahme zur 
Unterrichtung die von der Kommission ermittelten und in Tabelle 5 aufgeführten Kapazitätszahlen infrage. Der EPF 
brachte vor, dass zwei Melaminwerke der BASF in Ludwigshafen Ende April 2023 endgültig geschlossen worden 
seien. (34) Darüber hinaus berief sich der EPF auf Marktinformationen seiner Mitglieder, wonach nur OCI und LAT 
Nitrogen im Jahr 2024 Melamin hergestellt hätten, und das auch nur mit reduzierter Kapazität. Die volle 
Produktionskapazität dieser Hersteller beläuft sich nach Angaben des EPF auf insgesamt 290 000 Tonnen pro Jahr.

(87) Zum Schutz von Informationen, die als Geschäftsgeheimnisse gelten, konnte die Kommission die Zahlen zur 
Produktionskapazität der einzelnen Unionshersteller nicht offenlegen. Sie bestätigte jedoch, dass die Angaben zur 
Produktionskapazität in Tabelle 5 ordnungsgemäß überprüft wurden. Die Kommission stellte ferner fest, dass die 
betreffenden Werke der BASF nicht wie vom EPF angeführt endgültig geschlossen, sondern auf dem Markt zum 
Verkauf angeboten worden seien. (35) Darüber hinaus widerspricht der Ansatz des EPF, vorübergehend stillgelegte 
oder zum Verkauf angebotene Kapazität nicht zu berücksichtigen, der gängigen Praxis der Kommission. Die 
Tatsache, dass die Unionshersteller ihre Produktion verringerten, weil sie nicht in der Lage waren, sich gegenüber 
den zu unfairen Preisen angebotenen Einfuhren aus der VR China zu behaupten, die in noch nie da gewesenen 
Mengen auf den Unionsmarkt gelangten, sollte nicht mit einer dauerhaften Verringerung der Produktionskapazität 
verwechselt werden. Das Vorbringen von EPF wurde daher zurückgewiesen. Das Vorbringen von KRP wurde nicht 
weiter begründet und daher ebenfalls zurückgewiesen.

3.2.4. Schlussfolgerung

(88) Auf der Grundlage dieser Ausführungen kam die Kommission nach Artikel 11 Absatz 3 der Grundverordnung zu 
dem Schluss, dass sich die in Abschnitt 3.2.2 genannten Umstände seit der Ausgangsuntersuchung verändert haben 
und dass diese Veränderungen dauerhaft sind.

3.3. Schädigung

3.3.1. Definition des Wirtschaftszweigs der Union und der Unionsproduktion

(89) Den im Antrag enthaltenen Informationen zufolge wurde die gleichartige Ware im Untersuchungszeitraum der 
Überprüfung von den drei Antragstellern und zwei weiteren Herstellern hergestellt. Diese Hersteller bilden den 
„Wirtschaftszweig der Union“ im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 der Grundverordnung. Die beiden im Antrag 
genannten nicht in die Stichprobe einbezogenen Hersteller sind die BASF AG, Ludwigshafen (Deutschland), und S.C. 
Azomures, Targu Mures (Rumänien). Als interessierte Partei meldete sich nur BASF. Keiner der beiden betroffenen 
Hersteller übermittelte eine Stellungnahme oder nahm während der Untersuchung Stellung.
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(33) t24.009914.
(34) https://mcgroup.co.uk/news/20230426/melamine-market-challenges-dynamics.html.
(35) BASF Sells Ammonia, Methanol and Melamine Plants - ChemistryViews.
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(90) Die gesamte Unionsproduktion betrug im Untersuchungszeitraum der Überprüfung 175 786 Tonnen. Die Zahl 
wurde anhand der Fragebogenantworten der drei in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller und der von den 
Antragstellern übermittelten Fragebogenantworten zu den Makroindikatoren berechnet.

(91) Wie in Erwägungsgrund 13 erläutert, bildete die Kommission eine endgültige Stichprobe der Unionshersteller, auf 
die etwa 83 % der geschätzten Gesamtproduktion der gleichartigen Ware in der Union entfielen. Bei den drei in die 
Stichprobe einbezogenen Herstellern handelt es sich um die Antragsteller.

3.3.2. Unionsverbrauch

(92) Die Kommission ermittelte den Unionsverbrauch auf der Grundlage der a) Daten der Antragsteller über die Verkäufe 
der gleichartigen Ware durch den Wirtschaftszweig der Union, die teilweise mit den von den Unionsherstellern in der 
Stichprobe gemeldeten Verkaufsmengen abgeglichen wurden, und b) Einfuhren der überprüften Ware aus allen 
Drittländern in die Union gemäß den Angaben in der Comext-Datenbank (Eurostat).

(93) Auf dieser Grundlage ergab sich für den Unionsverbrauch folgende Entwicklung:

Tabelle 1

Unionsverbrauch (in Tonnen)

2020 2021 2022 UZÜ

Verbrauch 364 168 427 309 377 704 339 676

Index (2020 = 100) 100 117 104 93

Quelle: Eurostat.

(94) Die Überprüfung ergab, dass der Unionsverbrauch von 2020 bis 2021 nach einer Erholung im Anschluss an die 
COVID-19-Pandemie um 18 % gestiegen ist. Insgesamt ging der Unionsverbrauch im Untersuchungszeitraum der 
Überprüfung um 7 % zurück.

3.3.3. Einfuhren aus dem betroffenen Land

3.3.3.1. Menge und Marktanteil der Einfuhren aus dem betroffenen Land

(95) Die Kommission ermittelte die Menge der Einfuhren aus dem betroffenen Land auf der Grundlage der Eurostat-Sta­
tistiken. Der chinesische Marktanteil wurde, wie in Tabelle 2 dargestellt, durch den Vergleich der Einfuhren mit dem 
Unionsverbrauch festgestellt.

(96) Die Einfuhren aus der VR China entwickelten sich wie folgt:

Tabelle 2

Einfuhrmenge und Marktanteil

2020 2021 2022 UZÜ

Menge der Einfuhren aus der VR 
China (in Tonnen)

1 222 27 270 107 506 99 112

Index (2020 = 100) 100 2 232 8 800 8 113

Marktanteil der Einfuhren aus 
der VR China (in %)

0,3 6,4 28,5 29,2

Index (2020 = 100) 100 1 902 8 484 8 698

Quelle: Eurostat.
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(97) Die Menge der Einfuhren aus der VR China stieg im Untersuchungszeitraum der Überprüfung auf mehr als das 
Achtzigfache der 2020 eingeführten Menge. Selbst wenn das Jahr 2020 aufgrund des Wirtschaftsabschwungs 
infolge der COVID-19-Pandemie möglicherweise nicht als repräsentativ angesehen werden kann, stiegen die 
Einfuhren aus China von 2021 bis zum Untersuchungszeitraum der Überprüfung immer noch um fast das Vierfache.

(98) In relativen Zahlen (siehe Indizes in Tabelle 2) stieg der Marktanteil der Einfuhren aus der VR China noch stärker an 
als die Menge dieser Einfuhren und lag im Untersuchungszeitraum der Überprüfung bei fast 30 %. Im Vergleich zu 
2021 stieg der Marktanteil um mehr als das Vierfache.

3.3.3.2. Preise der Einfuhren aus China und Preisunterbietung

3.3.3.2.1. Preise

(99) Die Kommission ermittelte die Durchschnittspreise der Einfuhren aus der VR China anhand der Eurostat-Statistiken.

(100) Der gewogene Durchschnittspreis der Einfuhren aus China entwickelte sich wie folgt:

Tabelle 3

Einfuhrpreise (in EUR/Tonne)

2020 2021 2022 UZÜ

China 958 1 627 1 990 1 361

Index (2020 = 100) 100 170 208 142

Quelle: Eurostat.

(101) Die durchschnittlichen Preise für Melamineinfuhren aus der VR China stiegen von 2020 bis 2022 um 108 %. Die 
Preise sanken deutlich von 2022 bis zum Untersuchungszeitraum der Überprüfung um 32 %.

3.3.3.2.2. Preisunterbietung

(102) Die Kommission ermittelte die Preisunterbietung, indem sie Folgendes miteinander verglich: a) die gewogenen 
statistischen Durchschnittspreise der Einfuhren aus der VR China im Untersuchungszeitraum der Überprüfung auf 
der Grundlage des CIF-Preises und mit gebührender Berichtigung für den vertragsmäßigen Zollsatz, den 
Antidumpingzoll (36) und die nach der Einfuhr anfallenden Kosten und b) die gewogenen durchschnittlichen 
Verkaufspreise, die die drei Unionshersteller unabhängigen Abnehmern auf dem Unionsmarkt berechnet haben. Die 
auf diese Weise berechnete Preisunterbietungsspanne betrug 8,5 %.

(103) Die Kommission untersuchte auch andere Preiseffekte, insbesondere das Vorliegen eines beträchtlichen 
Preisrückgangs. Die Kommission stellte fest, dass es zu einem Preisrückgang kam, da der Wirtschaftszweig der 
Union seine Verkaufspreise von 2022 bis zum Untersuchungszeitraum der Überprüfung um rund 53 % senken 
musste (siehe Tabelle 7), sodass diese deutlich unter seinen Herstellkosten lagen. Dies resultierte in einem Verlust 
von 100,1 % im Untersuchungszeitraum der Überprüfung (siehe Tabelle 10).

3.3.4. Mengen und Preise der Einfuhren aus Drittländern

(104) Die Kommission ermittelte die Mengen und Preise der Einfuhren aus Drittländern nach der gleichen Methode wie für 
die VR China (siehe Abschnitt 3.3.3.1).
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(36) Was den hinzugefügten Antidumpingzoll betrifft, so handelte es sich bei den Maßnahmen während des Untersuchungszeitraums der 
Überprüfung um Mindesteinfuhrpreise für drei ausführende Hersteller und einen festgelegten spezifischen Zollsatz für alle anderen 
ausführenden Hersteller. Die Einfuhren von den drei Parteien, für die der Mindesteinfuhrpreis galt, waren, sofern sie über dem 
Mindesteinfuhrpreis lagen, vom Antidumpingzoll befreit, während die für Einfuhren von diesen Parteien, die unter dem Mindestein­
fuhrpreis lagen, geltenden Antidumpingzölle je nach Nettorechnungswert vor der Einfuhr variierten. Darüber hinaus gab es Einfuhren 
von anderen ausführenden Herstellern, für die der festgelegte Residualzoll in Höhe von 415 EUR pro Tonne galt. Angesichts dieses 
gemischten Bilds wurde die Höhe der hinzugefügten Antidumpingzölle auf der Grundlage der von den Mitgliedstaaten nach Artikel 14 
Absatz 6 der Grundverordnung mitgeteilten Daten zu Melamineinfuhren bestimmt, da dieser Datensatz die bezahlten Beträge 
umfasste.



(105) Die Menge der Einfuhren aus Drittländern entwickelte sich im Bezugszeitraum wie folgt:

Tabelle 4

Einfuhren aus Drittländern

Land 2020 2021 2022 UZÜ

Katar Einfuhrmenge (in 
Tonnen)

26 256 35 622 37 809 40 360

Index (2020 = 100) 100 136 144 154

Marktanteil (in %) 7,2 8,3 10,0 11,9

Index (2020 = 100) 100 115 139 165

Durchschnittspreis 
(in EUR/Tonne)

824 1 548 2 459 1 644

Index (2020 = 100) 100 188 298 200

Trinidad und 
Tobago

Einfuhrmenge (in 
Tonnen)

8 370 14 112 11 400 16 320

Index (2020 = 100) 100 169 136 195

Marktanteil (in %) 2,3 3,3 3,0 4,8

Index (2020 = 100) 100 144 131 209

Durchschnittspreis 
(in EUR/Tonne)

850 1 572 2 504 1 379

Index (2019 = 100) 100 185 295 162

Indien Einfuhrmenge (in 
Tonnen)

2 122 5 520 12 848 9 768

Index (2020 = 100) 100 260 605 460

Marktanteil (in %) 0,6 1,3 3,4 2,9

Index (2020 = 100) 100 222 584 493

Durchschnittspreis 
(in EUR/Tonne)

677 1 446 2 219 1 450

Index (2020 = 100) 100 214 328 214
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Land 2020 2021 2022 UZÜ

Andere 
Drittländer

Einfuhrmenge (in 
Tonnen)

35 311 26 652 15 110 9 180

Index (2020 = 100) 100 75 43 26

Marktanteil (in %) 9,7 6,2 4,0 2,7

Index (2020 = 100) 100 64 41 28

Durchschnittspreis 
(in EUR/Tonne)

800 1 570 2 262 1 502

Index (2020 = 100) 100 196 283 188

Gesamteinfuh-
ren ohne China

Einfuhrmenge (in 
Tonnen)

72 059 81 907 77 167 75 629

Index (2020 = 100) 100 114 107 105

Marktanteil (in %) 19,8 19,2 20,4 22,3

Index (2020 = 100) 100 97 103 113

Durchschnittspreis 
(in EUR/Tonne)

835 1 557 2 387 1 544

Index (2020 = 100) 100 186 286 185

Quelle: Eurostat.

(106) Zu den wichtigsten Quellen für Einfuhren außerhalb Chinas zählten Katar, Trinidad und Tobago sowie Indien. Die 
Einfuhren aus jedem dieser Länder stiegen im Bezugszeitraum um 54 % (Katar) bis 360 % (Indien). Das 
Ausgangsniveau war jedoch in Indien im Jahr 2020 deutlich niedriger als in den beiden anderen Ländern. Der 
Marktanteil der Gesamteinfuhren aus allen Drittländern (ohne China) stieg im Bezugszeitraum nur um 5 %.

(107) Im Untersuchungszeitraum der Überprüfung lagen die durchschnittlichen Einfuhrpreise der drei wichtigsten Quellen 
(ohne China) alle über den durchschnittlichen Preisen der Einfuhren aus der VR China. Nur die Preise der Einfuhren 
aus Trinidad und Tobago lagen relativ nahe den Preisen der Einfuhren aus der VR China, wenn auch immer noch 
darüber (1 379 EUR/Tonne gegenüber 1 361 EUR/Tonne). Die Einfuhrmenge aus Trinidad und Tobago betrug 
jedoch im Untersuchungszeitraum der Überprüfung weniger als 20 % der Menge aus der VR China.

(108) Der Anstieg des Marktanteils der Drittländer um 2,5 Prozentpunkte im Bezugszeitraum wird durch den Anstieg des 
Marktanteils der chinesischen Einfuhren um 28,9 Prozentpunkte deutlich in den Schatten gestellt. Der 
Durchschnittspreis der Einfuhren aus Drittländern war im Untersuchungszeitraum der Überprüfung deutlich höher 
als der Verkaufspreis des Wirtschaftszweigs der Union (siehe Tabelle 7) und der durchschnittliche Preis der 
Einfuhren aus der VR China (siehe Tabelle 3).
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3.3.5. Wirtschaftliche Lage des Wirtschaftszweigs der Union

3.3.5.1. Allgemeine Anmerkungen

(109) Für die Zwecke der Beurteilung der Schädigung unterschied die Kommission zwischen makroökonomischen und 
mikroökonomischen Schadensindikatoren. Die Kommission bewertete die makroökonomischen Indikatoren 
anhand der Daten und Informationen in der Fragebogenantwort der Antragsteller, die ordnungsgemäß mit den 
Angaben im Antrag und den Fragebogenantworten der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller sowie mit 
Eurostat-Statistiken abgeglichen wurden. Die mikroökonomischen Indikatoren bewertete die Kommission anhand 
der Daten in den Fragebogenantworten der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller.

(110) Die makroökonomischen Indikatoren sind im vorliegenden Fall folgende: Produktion, Produktionskapazität, 
Kapazitätsauslastung, Verkaufsmenge, Marktanteil, Wachstum, Beschäftigung und Produktivität.

(111) Bei den mikroökonomischen Indikatoren handelt es sich um: durchschnittliche Verkaufsstückpreise, Stückkosten, 
Arbeitskosten, Lagerbestände, Rentabilität, Cashflow, Investitionen, Kapitalrendite und Kapitalbeschaffungsmög­
lichkeit.

3.3.5.2. Produktion, Produktionskapazität und Kapazitätsauslastung

(112) Die gesamte Unionsproduktion, die Produktionskapazität und die Kapazitätsauslastung entwickelten sich im 
Bezugszeitraum wie folgt:

Tabelle 5

Produktion, Produktionskapazität und Kapazitätsauslastung

2020 2021 2022 UZÜ

Produktionsmenge (in 
Tonnen)

401 780 396 575 268 034 175 786

Index (2020 = 100) 100 99 67 44

Produktionskapazität (in 
Tonnen)

480 578 477 621 477 379 476 874

Index (2020 = 100) 100 99 99 99

Kapazitätsauslastung (in %) 83,6 83,0 56,1 36,9

Index (2020 = 100) 100 99 67 44

Quelle: Antragsteller.

(113) Die Produktion des Wirtschaftszweigs der Union sank im Bezugszeitraum um 56 %. Die Produktionskapazität des 
Wirtschaftszweigs der Union blieb im Bezugszeitraum mit einer minimalen Abnahme um 1 % nahezu stabil. Das 
hatte zur Folge, dass die Kapazitätsauslastung um 56 % zurückging.

3.3.5.3. Verkaufsmenge und Marktanteil

(114) Die Verkaufsmenge und der Marktanteil des Wirtschaftszweigs der Union entwickelten sich im Bezugszeitraum wie 
folgt:
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Tabelle 6

Verkaufsmenge und Marktanteil

2020 2021 2022 UZÜ

Gesamtverkaufsmenge auf 
dem Unionsmarkt — 
unabhängige Abnehmer

290 888 318 133 193 031 164 935

Index (2020 = 100) 100 109 66 57

Marktanteil (in %) 79,9 74,5 51,1 48,6

Index (2020 = 100) 100 93 64 61

Quelle: Eurostat, Antragsteller.

(115) Die Verkaufsmenge des Wirtschaftszweigs der Union im Hinblick auf unabhängige Abnehmer stieg von 2020 bis 
2021 um 9 %, fiel aber zwischen 2021 und dem Untersuchungszeitraum der Überprüfung um 52 Prozentpunkte 
auf einen Stand, der 43 % unter dem von 2020 lag.

(116) Der Marktanteil des Wirtschaftszweigs der Union verzeichnete eine ähnliche Entwicklung und ging von 79,9 % auf 
48,6 % zurück.

3.3.5.4. Wachstum

(117) Im Bezugszeitraum nahm der Unionsverbrauch um 7 % ab (siehe Tabelle 1) und die Menge der Verkäufe des 
Wirtschaftszweigs der Union an unabhängige Abnehmer in der Union ging um 43 % zurück (siehe Tabelle 6). 
Infolgedessen verlor der Wirtschaftszweig der Union bedeutende Marktanteile (siehe Tabelle 6) gegenüber den 
Einfuhren aus der VR China (siehe Tabelle 2).

3.3.5.5. Preise und die Preise beeinflussende Faktoren

(118) Die gewogenen durchschnittlichen Verkaufsstückpreise, die die Unionshersteller unabhängigen Abnehmern in der 
Union in Rechnung stellten, und die Herstellstückkosten entwickelten sich im Bezugszeitraum wie folgt:

Tabelle 7

Verkaufspreise in der Union und Herstellkosten

2020 2021 2022 UZÜ

Gewogener durchschnittlicher 
Verkaufsstückpreis in der Union (in EUR/Tonne)

928 1 863 3 196 1 498

Index (2020 = 100) 100 201 344 161

Herstellstückkosten (in EUR/Tonne) 906 1 611 3 173 3 069

Index (2020 = 100) 100 178 350 339

Quelle: In die Stichprobe einbezogene Unionshersteller.

(119) Die Herstellstückkosten stiegen exponentiell an und lagen im Jahr 2022 250 %, im Untersuchungszeitraum der 
Überprüfung immer noch 239 % über dem Niveau von 2020. Dieser dramatische Anstieg bei den Herstellkosten ist 
hauptsächlich auf den starken Anstieg der Gaspreise ab Beginn des Jahres 2021 zurückzuführen.
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(120) Die Verkaufspreise folgten bis 2022 einer ähnlichen Entwicklung und erreichten ein Niveau von 244 % über dem 
Stand von 2020. Im Untersuchungszeitraum der Überprüfung gingen die Verkaufspreise im Vergleich zu 2022 um 
mehr als die Hälfte zurück. In einer am 23. August 2024 eingereichten Stellungnahme (37) hoben die Antragsteller 
hervor, dass die Verkaufsmenge des Wirtschaftszweigs der Union im Untersuchungszeitraum der Überprüfung auf 
ein untragbares Niveau gesunken sei, während gleichzeitig die Kostenbasis erheblich gestiegen sei.

3.3.5.6. Beschäftigung und Produktivität

(121) Beschäftigung, Produktivität und durchschnittliche Arbeitskosten der Unionshersteller entwickelten sich im 
Bezugszeitraum wie folgt:

Tabelle 8

Beschäftigung und Produktivität

2020 2021 2022 UZÜ

Zahl der Beschäftigten 632 642 613 582

Index (2020 = 100) 100 102 97 92

Arbeitsproduktivität (in 
Tonnen je Beschäftigten)

524 508 347 231

Index (2020 = 100) 100 97 66 44

Durchschnittliche 
Arbeitskosten je 
Beschäftigten

73 491 77 431 86 835 90 642

Index (2020 = 100) 100 105 118 123

Quelle: Antragsteller, in die Stichprobe einbezogene Unionshersteller.

(122) Die Zahl der Beschäftigten ging von 2021 bis zum Untersuchungszeitraum der Überprüfung um mehr als 9 % 
zurück, da der Wirtschaftszweig der Union aufgrund der ungünstigen Marktlage Stellen abbaute.

(123) Die Arbeitsproduktivität ging im Bezugszeitraum entsprechend dem drastischen Produktionsrückgang um 56 % 
zurück (siehe Tabelle 5).

(124) Die durchschnittlichen Arbeitskosten stiegen im Bezugszeitraum um 23 %, da die Löhne und Gehälter an die 
Inflation und das frühere Wachstum angepasst wurden.

3.3.5.7. Lagerbestände

(125) Die Lagerbestände der Unionshersteller entwickelten sich im Bezugszeitraum wie folgt:

Tabelle 9

Lagerbestände

2020 2021 2022 UZÜ

Schlussbestände 12 151 5 372 32 163 13 336

Index (2020 = 100) 100 44 265 110

Schlussbestände als 
Prozentsatz der 
Produktion

3,1 1,4 15,1 9,9

Index (2020 = 100) 100 45 488 320

Quelle: In die Stichprobe einbezogene Unionshersteller.
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(126) Die Lagerbestände schwankten über den Bezugszeitraum hinweg erheblich. Im Jahr 2021 lagen sie 56 % unter dem 
Wert von 2020. Im Jahr 2022 lagen sie 165 % über dem Wert von 2020. Der Schlussbestand als Prozentsatz der 
Produktion stieg von 2020 bis 2022 nahezu um das Fünffache und von 2020 bis zum Untersuchungszeitraum der 
Überprüfung um mehr als das Dreifache. Dies ist ein weiteres Indiz dafür, dass der Wirtschaftszweig der Union zum 
Ende des Bezugszeitraums angesichts der dramatisch zunehmenden Einfuhren aus der VR China zunehmend 
Schwierigkeiten hatte, seine Produkte zu verkaufen.

3.3.5.8. Rentabilität, Cashflow, Investitionen, Kapitalrendite und Kapitalbeschaffungsmöglichkeit

(127) Rentabilität, Cashflow, Investitionen und Kapitalrendite der Unionshersteller entwickelten sich im Bezugszeitraum 
wie folgt:

Tabelle 10

Rentabilität, Cashflow, Investitionen und Kapitalrendite

2020 2021 2022 UZÜ

Rentabilität der Verkäufe an 
unabhängige Abnehmer 
in der Union (in %)

– 4,1 12,3 – 5,6 – 100,1

Index (2020 = 100) - 100 298 - 136 - 2 427

Cashflow 12 158 042 95 868 270 - 10 678 921 - 118 092 691

Index (2020 = 100) 100 789 - 88 - 971

Investitionen 25 704 881 32 880 347 46 905 512 75 538 271

Index (2020 = 100) 100 128 182 294

Kapitalrendite (in %) – 10,2 46,2 – 7,4 – 94,6

Index (2020 = 100) - 100 455 - 73 - 930

Quelle: In die Stichprobe einbezogene Unionshersteller.

(128) Die Kommission ermittelte den Gewinn der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller als Nettogewinn vor 
Steuern aus den Melaminverkäufen an unabhängige Abnehmer in der Union in Prozent des mit diesen Verkäufen 
erzielten Umsatzes. Der Wirtschaftszweig der Union erzielte nur im Jahr 2021 einen Gewinn von 12,3 %. In den 
Jahren 2020 und 2022 waren die zugrunde liegenden Verkäufe mit –4,1 % bzw. –5,6 % verlustbringend. Im 
Untersuchungszeitraum der Überprüfung beliefen sich die Verluste auf –100,1 %.

(129) Unter Nettocashflow ist die Fähigkeit der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller zu verstehen, ihre 
Tätigkeiten selbst zu finanzieren. Die Cashflow-Entwicklung war 2021 positiv. Im Jahr 2022 und im Untersuchungs­
zeitraum der Überprüfung verzeichnete der Wirtschaftszweig der Union einen negativen Cashflow, der dem 
negativen Rentabilitätstrend folgte.

(130) Das Investitionsniveau des Wirtschaftszweigs der Union stieg im Bezugszeitraum um 194 %. Den Untersuchungser­
gebnissen zufolge betrafen die Investitionen fast ausschließlich den Ersatz vollständig abgeschriebener und 
abgenutzter Vermögenswerte. Es war eher ein Zufall, dass sich diese Investitionen auf den Untersuchungszeitraum 
der Überprüfung konzentrierten. Darüber hinaus waren die Investitionen im Verhältnis zu anderen Indikatoren, wie 
den Gesamtabsatzzahlen, relativ gering. Daher hält die Kommission diesen Indikator in diesem besonderen Fall nicht 
für sehr aussagekräftig.

(131) Die Kapitalrendite ist der Gewinn in Prozent des Nettobuchwerts der Investitionen, und die Entwicklung folgte 
derjenigen der analysierten Rentabilität.
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3.3.5.9. Schlussfolgerung zur Lage des Wirtschaftszweigs der Union

(132) Vor dem Hintergrund steigender Herstellkosten und zunehmender Preisvolatilität verlor der Wirtschaftszweig der 
Union im Bezugszeitraum erhebliche Marktanteile an die VR China. Die Einfuhrmengen aus der VR China stiegen 
exponentiell an und gelangten zu Preisen auf den Unionsmarkt, die die Preise des Wirtschaftszweigs der Union 
erheblich unterboten. Angesichts dieses Drucks war der Wirtschaftszweig der Union nicht in der Lage, die 
gestiegenen Herstellkosten über seine Verkaufspreise weiterzugeben, und verzeichnete in der Folge beispiellose und 
untragbare Verluste.

(133) Im Wesentlichen wiesen alle Schadensindikatoren — wie Produktion, Kapazitätsauslastung, Verkaufsmengen, 
Verkaufsstückpreise, Marktanteile, Rentabilität und Cashflow — im Bezugszeitraum eine sehr negative 
Entwicklung auf.

(134) Aufgrund dieser Feststellungen gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass der Wirtschaftszweig der Union im 
Bezugszeitraum eine bedeutende Schädigung im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 der Grundverordnung erlitten hat.

3.3.6. Schadensursache

(135) Nachdem die Kommission zu dem Schluss gekommen war, dass der Wirtschaftszweig der Union eine bedeutende 
Schädigung erlitten hat, prüfte sie unter Bezugnahme auf Erwägungsgrund 27, ob der geltende Mindesteinfuhrpreis 
und der feste Zoll für den Wirtschaftszweig der Union eine bedeutende und anhaltende Schädigung zur Folge hatten.

(136) In einem ersten Schritt wies die Kommission erneut darauf hin, dass der Mindesteinfuhrpreis so gestaltet ist, dass 
ausführende Hersteller praktisch unbegrenzte Mengen der betroffenen Ware ausführen können, ohne dass ihnen 
Antidumpingzölle in der Union auferlegt werden, sobald die Preise ein Niveau deutlich über dem Mindestein­
fuhrpreis erreichen. Dieses Szenario trat im Jahr 2022 und im Untersuchungszeitraum der Überprüfung ein, als die 
Marktpreise ein solches Niveau erreichten (siehe Tabelle 2 und Erwägungsgründe 97 und 98).

(137) In einem zweiten Schritt stellte die Kommission fest, dass die Einfuhren aus der VR China eine bedeutende 
Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union verursacht haben. Diese Einfuhren sind exponentiell gestiegen, 
nämlich um 8013 % im Bezugszeitraum (siehe Tabelle 2), was zu einem erheblichen Anstieg der Marktanteile 
führte, nämlich von 0,3 % im Jahr 2020 auf 29,2 % im Untersuchungszeitraum der Überprüfung. Dies ging 
zulasten des Wirtschaftszweigs der Union, der im selben Zeitraum Marktanteile einbüßte (von 79,9 % auf 48,6 %). 
Darüber hinaus erfolgten die Einfuhren aus China zu rückläufigen (siehe Tabelle 3 von 2022 bis zum Untersuchungs­
zeitraum der Überprüfung) und unterbietenden Preisen (siehe Erwägungsgrund 102), wodurch die bedeutende 
Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union verursacht wurde. Ebenfalls übten sie erheblichen Preisdruck auf die 
Preise des Wirtschaftszweigs der Union aus. Ab 2021 lagen sie deutlich unter den Preisen des Wirtschaftszweigs der 
Union und ab 2022 sogar unter den Herstellkosten des Wirtschaftszweigs der Union. Aufgrund des festgestellten 
Preisdrucks war der Wirtschaftszweig der Union nicht in der Lage, seine Preise im Untersuchungszeitraum der 
Überprüfung entsprechend dem Kostenanstieg zu erhöhen, was zu erheblichen Verlusten führte. Andere Faktoren, 
wie z. B. die Gaspreise, die die Hauptursache für einen über die Verkaufspreise hinausgehenden Anstieg der 
Herstellkosten waren (siehe Daten aus Tabelle 7 für 2022 und den Untersuchungszeitraum der Überprüfung), 
trugen ebenfalls zu dieser Schädigung bei, schwächten jedoch den festgestellten ursächlichen Zusammenhang nicht 
ab. Der Marktanteil der gesamten Einfuhren aus Drittländern stieg im Bezugszeitraum um 13 % (siehe Tabelle 4), 
was durch den mehr als achtzigfachen Anstieg der Einfuhren aus der VR China im selben Zeitraum in den Schatten 
gestellt wird (siehe Tabelle 2). Ebenso waren die Gesamteinfuhren aus anderen Drittländern im Untersuchungs­
zeitraum der Überprüfung im Durchschnitt fast 200 EUR/Tonne teurer als die Einfuhren aus der VR China. Folglich 
schwächten die Einfuhren aus Drittländern den festgestellten ursächlichen Zusammenhang zwischen den Einfuhren 
aus der VR China und der bedeutenden Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union nicht ab.

(138) Nach der Unterrichtung brachte die CCCMC vor, dass die außergewöhnlichen Umstände auf dem EU-Binnenmarkt in 
der zweiten Jahreshälfte 2022 und im Jahr 2023 und nicht die chinesischen Einfuhren der Hauptgrund dafür 
gewesen seien, dass die Unionshersteller ihre Preise nicht weiter hätten anheben können, um ihre Herstellkosten zu 
decken und ihre Rentabilität zu erhalten.

(139) Die Kommission wies das Vorbringen zurück. Die Untersuchung ergab, dass der Wirtschaftszweig der Union im Jahr 
2021 und teilweise auch noch im Jahr 2022 in der Lage war, die Preise entsprechend den steigenden Herstellkosten 
anzuheben, als die chinesischen Einfuhren zu Einfuhrpreisen von 1 627 EUR bzw. 1 990 EUR pro Tonne auf den 
Markt kamen. Erst im Untersuchungszeitraum der Überprüfung, als die Einfuhrpreise auf 1 361 EUR/Tonne fielen, 
war der Wirtschaftszweig der Union nicht mehr in der Lage, zu kostendeckenden Preisen zu verkaufen. Dies zeigt 
eindeutig, dass die Maßnahmen ihre beabsichtigte Wirkung nicht entfalteten, da die größeren Mengen an 
Billigeinfuhren aus der VR China die Hauptursache für die Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union waren.
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(140) Demzufolge kam die Kommission zu dem Schluss, dass der Mindesteinfuhrpreis so gestaltet war, dass die 
chinesischen Hersteller im Wesentlichen die Möglichkeit hatten, die Ausfuhrmengen zu niedrigeren Preisen zu 
erhöhen, was wiederum eine bedeutende Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union verursachte.

3.4. Interesse der unabhängigen Einführer und der Verwender

(141) Alle der Kommission bekannten unabhängigen Einführer und Verwender wurden von der Einleitung der 
Überprüfung in Kenntnis gesetzt.

(142) Die Kommission erhielt von einem unabhängigen Einführer eine Antwort auf den Fragebogen; diese Partei lehnte es 
jedoch ab, eine nichtvertrauliche Fassung ihrer Antwort vorzulegen. Daher konnten die vorgelegten Informationen 
nicht analysiert werden.

(143) Drei Verwender und die Unilin Group (bestehend aus zwei Verwendern) übermittelten einen ausgefüllten 
Fragebogen. Da die drei Verwender keine aussagekräftigen offenen Fassungen ihrer Fragebogenantworten 
übermittelten, konnten diese Beiträge nicht analysiert werden. Nur die Unilin Group arbeitete während der 
gesamten Untersuchung weiter mit und gestattete auch einen Kontrollbesuch vor Ort in ihren Betrieben (siehe 
Erwägungsgrund 18).

(144) Die Unilin Group brachte jedoch vor, sie könne keine vollständige nichtvertrauliche Fassung ihrer Stellungnahmen 
einreichen, da sie es aus wettbewerbsrechtlicher Sicht für bedenklich halte, bestimmte Informationen einem 
breiteren Publikum zugänglich zu machen. Die Unilin Group berief sich daher auf „besondere Umstände“ im Sinne 
des Artikels 19 Absatz 2 der Grundverordnung. Die Kommission nahm das Vorbringen der Unilin Group zur 
Kenntnis. Auf der Grundlage der vorgelegten Informationen konnte sie lediglich feststellen, dass die Einkäufe der 
Unilin Group vom Wirtschaftszweig der Union wie auch ihre Einfuhren aus der VR China für den Verwendersektor 
insgesamt nicht repräsentativ waren und dass eine Änderung der Form der Maßnahmen die betroffene Partei nicht 
unverhältnismäßig schädigen würde.

(145) Nach der Unterrichtung äußerte der EPF Bedenken hinsichtlich der Bewertung des Interesses der Verwender durch 
die Kommission, da sie sich offenbar nur auf die beiden von der Unilin Group übermittelten Fragebogenantworten 
gestützt habe. Zudem hätten die steigenden Melaminkosten zwischen November 2022 und November 2023 zu 
einem enormen Anstieg des Preisunterschieds zwischen Rohplatten und beschichteten Platten geführt, von 
durchschnittlich 30-50 % auf 60-124 %.

(146) Die Kommission stellte klar, dass sie sich bei ihrer Bewertung nur auf überprüfbare Daten stützen kann, die von 
mitarbeitenden interessierten Parteien vorgelegt wurden. Etwa 80 Verwender wurden kontaktiert und im Rahmen 
der Einleitung von der Überprüfung in Kenntnis gesetzt. Letztendlich waren die von der Unilin Group vorgelegten 
Daten die einzigen nachprüfbaren Angaben, die der Kommission zur Verfügung standen. Die Kommission weitete 
ihre Schlussfolgerung in Bezug auf Unilin nicht auf alle Verwender aus, doch in Ermangelung anderer 
mitarbeitender Verwender lagen ihr keine anderen Informationen für die Analyse vor.

(147) Darüber hinaus wird der Ansatz des EPF, die Melamin-Inputkosten aus einem Preisunterschied bei den hergestellten 
Erzeugnissen herzuleiten, als fehlerhaft angesehen. Preisunterschiede können auf verschiedene andere Gründe, wie 
z. B. die Wahrnehmung durch die Kunden, zurückgehen, müssen aber nicht notwendigerweise und nicht 
ausschließlich auf einen Anstieg des Kostenelements zurückzuführen sein.

(148) Nach der Einleitung des Verfahrens brachte der EPF vor, dass die europäische holzverarbeitende Industrie einen 
Jahresumsatz von mehr als 500 Mrd. EUR erwirtschafte und 4 Mio. direkte Arbeitsplätze in der Union geschaffen 
habe. Mit einem Anteil von 9 % an diesem Umsatz spiele die Holzwerkstoffplattenindustrie eine Schlüsselrolle, da 
sie Nebenprodukten aus der Holzernte und -verarbeitung einen Wert verleihe, weil daraus hochwertige, leichte und 
erschwingliche Produkte für den Möbel- und den Bausektor entstünden. Folglich würde jede Änderung der Form der 
Maßnahmen viel mehr Beschäftigten (der Hersteller von Holzwerkstoffplatten in der EU und in der Wertschöp­
fungskette der nachgeschalteten Verwender) schaden als Beschäftigten der Melaminhersteller in der Union 
zugutekommen.

(149) Nach Auffassung der Kommission hat der EPF nicht nachgewiesen, welcher Teil des vorgeblichen Jahresumsatzes auf 
den Verkauf von Melamin enthaltenden Produkten entfällt, wie relevant die Melaminkosten bei diesen Produkten 
waren und wie viele Arbeitsplätze zur Herstellung und zum Verkauf solcher Produkte beigetragen haben. Folglich 
konnten die Auswirkungen der Änderung der Form der Maßnahme nicht bestimmt werden. Das Vorbringen wurde 
daher zurückgewiesen.
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(150) Nach der Unterrichtung berechnete der EPF, dass rund 650 000 Arbeitsplätze in der Holzwerkstoffplattenindustrie 
und den damit zusammenhängenden Sektoren in der Lieferkette mit der Verwendung von Melamin 
zusammenhingen und dass all diese Arbeitsplätze erheblich gefährdet wären, wenn die Form der Maßnahmen 
geändert würde. Die Kommission wies das Vorbringen zurück, da der EPF nicht begründete, warum Wertzölle auf 
einen Rohstoff aus einem bestimmten Land im Gegensatz zu einem festen Zoll und einem Mindesteinfuhrpreis für 
diese Wirtschaftszweige nachteilig wären.

(151) Der EPLF brachte vor, dass chinesische ausführende Hersteller, für die ein fester Zoll von 415 EUR/Tonne gelte, nicht 
in die Union ausführen könnten, da dieser Zoll unerschwinglich sei, und dass die Gesamtkapazität der drei 
chinesischen Hersteller, für die ein Mindesteinfuhrpreis gelte, nicht mehr als 300 000 Tonnen betrage, was nicht 
ausreiche, um den europäischen Markt zu versorgen. Ferner könnten sich die Verwender in der Union nicht 
ausschließlich auf die europäische Melaminproduktion verlassen, insbesondere wenn der Markt wieder anziehe.

(152) Die Kommission wies diese Vorbringen des EPLF zurück. Der Verbrauch lag nie über ca. 430 000 Tonnen pro Jahr. 
Im Jahr 2021 beispielsweise belief er sich auf 427 185 Tonnen. Mit einer Kapazität von über 476 000 Tonnen (im 
Untersuchungszeitraum der Überprüfung, siehe Tabelle 5) wäre der Wirtschaftszweig der Union sicherlich in der 
Lage, diesen Verbrauch allein zu decken.

(153) Der EPLF brachte weiter vor, dass seine Mitglieder einem zunehmend stärkeren Wettbewerb aus der Türkei ausgesetzt 
seien, da türkische Laminathersteller weiterhin Melamin aus der VR China einführen könnten, ohne 
Antidumpingzölle zu zahlen, und ihre Kosten somit niedriger seien als die der Laminathersteller in der Union.

(154) Der EPLF legte keine Beweise zur Untermauerung der Vorbringen zur Zunahme des Wettbewerbs aus der Türkei vor. 
Darüber hinaus gibt es keine Anhaltspunkte dafür, dass die Verwender allgemein durch eine Änderung der Form der 
Maßnahmen unverhältnismäßig geschädigt würden (siehe auch Erwägungsgrund 144). Daher wies die Kommission 
das Vorbringen zurück.

(155) SGE brachte vor, dass im Falle einer Änderung der Form der Antidumpingmaßnahme in Wertzölle die sich daraus 
ergebenden Zollsätze die Kosten für die Einfuhr der überprüften Ware aus der VR China erheblich erhöhen würden. 
Schlimmer noch, derart hohe Sätze könnten die Wettbewerbsfähigkeit der chinesischen Ausführer beeinträchtigen 
und sie möglicherweise dazu zwingen, sich vom Unionsmarkt zurückzuziehen. Die Einführer und Verwender in der 
Union hätten dann nur begrenzte Beschaffungsmöglichkeiten (im Wesentlichen bei den Antragstellern), was zu 
geringerem Wettbewerb auf dem EU-Markt führen würde. Die Lieferkette würde ins Ungleichgewicht geraten, und 
die Einkaufspreise für Melamin würden wahrscheinlich erheblich steigen.

(156) Die Kommission wies dieses Vorbringen zurück. Die Kommission räumte ein, dass die Marktpreise für Melamin 
wahrscheinlich steigen werden, da die im Untersuchungszeitraum der Überprüfung beobachteten Preise für den 
Wirtschaftszweig der Union nicht tragbar waren und die Maßnahmen in Form eines Mindesteinfuhrpreises und 
eines festen Zolls den Wirtschaftszweig der Union nicht ausreichend vor den unlauteren Handelspraktiken der 
ausführenden Hersteller schützten, wodurch seine Verkaufspreise stark fielen (siehe Tabelle 7). Allerdings vertrat die 
Kommission auch die Auffassung, dass die Verwender bei Wertzöllen zwischen 12 % und 65,2 % je nach Ausmaß 
des festgestellten Dumpings chinesisches Melamin insgesamt zu Preisen einschließlich Zöllen kaufen können, die 
den Verkaufspreisen der Unionshersteller entsprechen. Darüber hinaus können Verwender ihre Ware auch aus 
anderen Ländern außerhalb der Union beziehen, was sie im Bezugszeitraum auch getan haben (siehe Tabelle 4).

(157) Nach der Unterrichtung wies der EPF auf die begrenzten Produktionskapazitäten in China hin. Nach Angaben des 
EPF erreichten die chinesischen Ausfuhren in die Union im Jahr 2022 einen Höchststand, sodass sie also 
wahrscheinlich nicht über die in diesem Jahr festgestellte Menge hinausgehen werden.

(158) Die Kommission stellte fest, dass der EPF keine fundierten Daten zu den tatsächlichen Kapazitäten und den 
Kapazitätsreserven in China vorgelegt hat. In jedem Fall war die Menge der chinesischen Ausfuhren in die Union im 
Jahr 2022 und im Untersuchungszeitraum der Überprüfung bereits sehr schädlich für den Wirtschaftszweig der 
Union, was die Rentabilitätszahlen in Tabelle 10 klar belegen.

(159) Nach der Unterrichtung gingen bei der Kommission auch Stellungnahmen von KRP, einem Verwender von Melamin, 
ein, der sich als interessierte Partei registrieren ließ, aber keine Fragebogenantwort einreichte.
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(160) KRP brachte vor, der Mindesteinfuhrpreis sorge für einen fairen Wettbewerb, da er eine Preisuntergrenze festlege. 
Dies ermögliche es den Unionsherstellern, Gewinne zu erzielen und gleichzeitig sicherzustellen, dass die Verwender 
Zugang zu einer stabilen und bezahlbaren Versorgung hätten. Die Beibehaltung des Mindesteinfuhrpreises läge 
somit im Interesse der Union. KRP brachte ferner vor, dass das Unternehmen — würde die geltende Maßnahme 
durch Wertzölle ersetzt — mit wesentlich höheren Melaminkosten konfrontiert wäre, was zu einem erheblichen 
Anstieg der Herstellkosten führen würde. Dies würde seine Wettbewerbsfähigkeit nicht nur auf dem Inlandsmarkt, 
sondern auch auf den internationalen Märkten beeinträchtigen und sein Geschäft gefährden.

(161) KPR konnte keines seiner Vorbringen belegen, daher wurden beide zurückgewiesen.

(162) Da die Verwender und die Verwenderverbände nicht weiter mitarbeiteten, kam die Kommission zu dem Schluss, dass 
eine Änderung der Form der Maßnahmen den Verwendern nicht unverhältnismäßig schaden würde.

(163) Somit zog die Kommission den Schluss, dass kein Hinweis darauf vorlag, dass die beantragte Änderung der Form der 
Maßnahmen negative Auswirkungen auf die Verwender und/oder Einführer hätte, die schwerer wögen als die 
positiven Auswirkungen der Maßnahmen.

3.5. Schlussfolgerung zum Unionsinteresse

(164) Auf der Grundlage der vorstehenden Ausführungen gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass es keine 
zwingenden Gründe für die Annahme gibt, dass die Änderung der Form der Maßnahmen gegenüber den Einfuhren 
von Melamin mit Ursprung in der VR China dem Interesse der Union zuwiderliefe.

(165) Wie aus Erwägungsgrund 134 hervorgeht, hat der Wirtschaftszweig der Union im Untersuchungszeitraum der 
Überprüfung eine bedeutende Schädigung erlitten. Folglich ist die derzeitige Form der Maßnahmen nicht mehr 
geeignet, den Wirtschaftszweig der Union vor Einfuhren aus der VR China zu schützen, die in beispiellosen Mengen 
und zu Unterbietungspreisen auf den Unionsmarkt gelangen.

4. ANTIDUMPINGMAẞNAHMEN

4.1. Zusammenhang zwischen Schädigung und veränderten Umständen

(166) Angesichts der ermittelten Veränderungen der Umstände kann die derzeitige Form der Maßnahmen, die für mehr als 
80 % aller Einfuhren aus der VR China im UZÜ in einem auf dem Mindesteinfuhrpreis von 1 153 EUR/Tonne 
basierenden Zoll (d. h. es wurde kein Zoll erhoben) und für die übrigen Einfuhren in einem festen Zoll von 
415 EUR/Tonne besteht, nicht mehr als geeignete Abhilfe für die festgestellte bedeutende Schädigung des 
Wirtschaftszweigs der Union durch die Einfuhren aus der VR China angesehen werden. Insbesondere konnten die 
im Untersuchungszeitraum der Überprüfung festgestellte erhebliche Preisunterbietung (siehe Erwägungsgrund 102) 
und der Preisdruck nicht durch den Mindesteinfuhrpreis beseitigt werden.

(167) Beide vorausgegangenen Auslaufüberprüfungen ergaben, dass der Wirtschaftszweig der Union angesichts des durch 
die geltenden Maßnahmen gebotenen wirksamen Schutzes keine Schädigung mehr erlitten hat (siehe 
Erwägungsgrund 128 der Durchführungsverordnung (EU) 2017/1171 und Erwägungsgrund 277 der 
Durchführungsverordnung (EU) 2023/1776). Im Rahmen der gegenwärtigen teilweisen Interimsüberprüfung kam 
die Kommission hingegen zu dem Schluss, dass die Maßnahmen in ihrer derzeitigen Form nicht länger ausreichen, 
um das schadenverursachende Dumping zu beseitigen.

(168) Seit 2020 hat die Volatilität der Melaminpreise und der Preise für Gas, den wichtigsten Input für die Herstellung von 
Melamin, erheblich zugenommen. Zu bestimmten Zeitpunkten erreichten die Melaminpreise ein nie da gewesenes 
Niveau, das zumindest seit der Ausgangsuntersuchung noch nicht beobachtet worden war. Nachdem sie dieses hohe 
Niveau erreicht hatten, brachen die Preise kurz danach angesichts der drastisch gestiegenen Einfuhrmengen zu 
niedrigeren Preisen aus der VR China ein. Dadurch war der Wirtschaftszweig der Union gezwungen, seine Ware zu 
Preisen zu verkaufen, die deutlich unter seinen Kosten lagen.

(169) Somit konnte die Form der Maßnahmen, die sich damals als geeignet erwiesen hatte, den Wirtschaftszweig der 
Union vor einer Schädigung zu schützen, nicht mehr den Schutz bieten wie in den in früheren Auslaufüber­
prüfungen untersuchten Zeiträumen. Chinesische Hersteller verkauften Ausfuhren in die Union zu Preisen, die 
zugleich die Verkaufspreise des Wirtschaftszweigs der Union unterboten, aber den geltenden Mindesteinfuhrpreis 
überstiegen und daher keinen Antidumpingzöllen unterlagen.

(170) Daraus folgt, dass die veränderten Umstände eine erneute Schädigung bewirken und die Form der Maßnahmen nicht 
länger ausreichend ist, um den Wirtschaftszweig der Union vor Einfuhren zu Unterbietungspreisen zu schützen.
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4.2. Änderung der Form der Maßnahme

(171) Auf der Grundlage der vorstehenden Schlussfolgerungen, insbesondere der Schlussfolgerungen zum Vorliegen einer 
bedeutenden Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union, der gegenüber der Ausgangsuntersuchung veränderten 
Umstände und der Dauerhaftigkeit dieser Veränderungen sowie des Unionsinteresses vertrat die Kommission die 
Auffassung, dass die derzeitige Form der Antidumpingmaßnahmen gegenüber Melamin mit Ursprung in der 
Volksrepublik China nicht länger geeignet ist, die durch die gedumpten Einfuhren verursachte Schädigung zu 
beseitigen.

(172) Folglich beschloss die Kommission, für alle Unternehmen wieder die Wertzölle einzuführen.

(173) Nach der Unterrichtung brachten SGE und KRP vor, dass die Wiedereinführung der vor mehr als zehn Jahren 
festgesetzten Wertzölle ungerecht sei. Sie waren der Ansicht, dass, wenn sich die Umstände, unter denen ein MEP 
ursprünglich eingeführt worden sei, geändert hätten, diese ursprünglichen Umstände für die Einführung der 
Wertzölle gleichermaßen überholt seien. Darüber hinaus seien einige der wiedereinzusetzenden Wertzölle auf der 
Grundlage von Daten aus dem Jahr 2009 und nur einer auf der Grundlage von Daten aus dem Jahr 2022 berechnet 
worden. Daher sei die Wiedereinführung der Wertzölle ungerecht gegenüber chinesischen ausführenden Herstellern, 
deren Zollsätze auf der Grundlage von Daten aus der Ausgangsuntersuchung berechnet worden seien, die veraltet 
seien und nicht mehr den aktuellen Marktbedingungen entsprächen.

(174) Die Kommission hielt die Einwände für unbegründet. Wertzölle stellen die gängige Form der Antidumping­
maßnahme dar, auf die die Kommission bei der Einführung von Maßnahmen im Anschluss an eine Untersuchung 
zurückgreift. Die Einführung anderer Formen von Maßnahmen erfordert in der Regel eine besondere Begründung in 
den jeweiligen Durchführungsverordnungen, die Einführung von Wertzöllen nicht. In der vorliegenden Verordnung 
hat die Kommission hinreichend begründet, dass die Umstände, die in der ursprünglichen Verordnung zur 
ausnahmsweisen Einführung von Zöllen auf der Grundlage von Mindestpreisen führten, nicht mehr gegeben sind.

(175) Ebenso wies die Kommission erneut darauf hin, dass mit der Durchführungsverordnung (EU) 2023/2653, mit der 
ein Antidumpingzoll in Form eines Wertzolls von 12 % für Xinjiang eingeführt wurde, die geltenden Maßnahmen 
geändert worden seien. Im Rahmen dieser Interimsüberprüfung ist die Kommission rechtlich verpflichtet, alle 
geltenden Maßnahmen, einschließlich etwaiger Änderungen, wie die im Rahmen der Durchführungsverordnung 
(EU) 2023/2653 vorgenommene, zu überprüfen. Die Kommission kann daher die mit der Durchführungs­
verordnung (EU) 2023/2653 eingeführte geänderte Maßnahme nicht anders behandeln als die ursprünglichen 
Maßnahmen.

(176) SGE und KRP schlugen vor, den Mindesteinfuhrpreis von 1 153 EUR/Tonne auf eine Spanne von 
1 300-1 400 EUR/Tonne zu ändern, und zwar auf der Grundlage der jüngsten von Independent Commodity 
Intelligence Services (ICIS (38)) ermittelten und veröffentlichten Spotpreisdaten. Diese vorgeschlagene Preisspanne 
ergäbe sich aus dem von ICIS gemeldeten durchschnittlichen Melaminpreis für den Zeitraum von Juli 2024 bis 
Dezember 2024. In einer Anhörung nach der Unterrichtung präzisierte SGE, dass die Preise im Rahmen der 
vorgeschlagenen Mindesteinfuhrpreis-Regelung kontinuierlich auf der Grundlage der genannten Daten von ICIS 
angepasst würden. In diesem Zusammenhang betrachtete SGE die Durchführungsverordnung (EU) 2015/82 der 
Kommission (39) als Präzedenzregelung für diese Untersuchung.

(177) Die Kommission wies erneut darauf hin, dass diese Interimsüberprüfung auf die Form der Maßnahmen beschränkt 
ist. Der Vorschlag von SGE und KRP umfasste jedoch eine Änderung der Höhe der Maßnahmen, nämlich von einem 
Mindesteinfuhrpreis von 1 153 EUR/Tonne auf mindestens 1 300 EUR/Tonne. Darüber hinaus erachtete die 
Kommission den Verweis von SGE auf die Durchführungsverordnung (EU) 2015/82 als fehlerhaft, da es in dieser 
Verordnung nicht nur um eine teilweise Interimsüberprüfung ging, die sich auf die Prüfung der Form der 
Maßnahmen beschränkte (siehe Erwägungsgrund 8 dritter Gedankenstrich der genannten Verordnung), sondern 
auch um eine teilweise Interimsüberprüfung, die sich auf die Schädigung beschränkte (siehe Erwägungsgrund 8 
vierter Gedankenstrich der genannten Verordnung). Wie in Erwägungsgrund 181 der genannten Verordnung 
dargelegt, ermittelte die Kommission im Rahmen der teilweisen auf die Untersuchung der Schädigung beschränkten 
Interimsüberprüfung einen neuen nicht schädigenden Preis für den Wirtschaftszweig der Union und auf dieser 
Grundlage einen neuen Mindesteinfuhrpreis (da die Maßnahmen auf der Schädigung beruhten). Da sich diese 
teilweise Interimsüberprüfung auf die Form der Maßnahmen beschränkt, ist eine Änderung der Höhe der 
Maßnahmen nicht möglich. Daher mussten die Vorschläge von SGE und KRP zurückgewiesen werden.
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(38) Laut SGE ist ICIS ein unabhängiger globaler Anbieter von Informationen über den Rohstoffmarkt. ICIS sei eine gängige 
Informationsquelle für die globale Melaminindustrie und bilde den Melaminmarkt in Echtzeit vollständig ab, einschließlich 
Preisentwicklungen, Entwicklungen im Güterverkehr usw. Website von ICIS: https://www.icis.com.

(39) Durchführungsverordnung (EU) 2015/82 der Kommission vom 21. Januar 2015 zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls 
auf die Einfuhren von Zitronensäure mit Ursprung in der Volksrepublik China im Anschluss an eine Auslaufüberprüfung nach 
Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates und an teilweise Interimsüberprüfungen nach Artikel 11 Absatz 3 
der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 (ABl. L 15 vom 22.1.2015, S. 8, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg_impl/2015/82/oj).
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(178) Zur Minimierung des Umgehungsrisikos, das aufgrund der unterschiedlichen Zollsätze besteht, sind besondere 
Vorkehrungen zur Sicherstellung der Anwendung der unternehmensspezifischen Zollsätze erforderlich. Die 
Unternehmen, für die unternehmensspezifische Zollsätze gelten, müssen den Zollbehörden der Mitgliedstaaten eine 
gültige Handelsrechnung vorlegen. Die Rechnung muss den Vorgaben in Artikel 1 Absatz 3 entsprechen. Auf 
Einfuhren, für die keine solche Rechnung vorgelegt wird, sollte der für „alle übrigen Unternehmen“ geltende 
Antidumpingzoll erhoben werden.

(179) Auch wenn die Vorlage dieser Rechnung erforderlich ist, damit die Zollbehörden der Mitgliedstaaten die 
unternehmensspezifischen Zollsätze auf die Einfuhren anwenden können, stellt diese Rechnung nicht das einzige 
von den Zollbehörden zu berücksichtigende Element dar. So müssen die Zollbehörden der Mitgliedstaaten — auch 
wenn ihnen eine Rechnung vorgelegt wird, die alle in Artikel 1 Absatz 3 dieser Verordnung dargelegten 
Anforderungen erfüllt — ihre üblichen Prüfungen durchführen und können, wie in allen anderen Fällen, zusätzliche 
Dokumente (Versandpapiere usw.) verlangen, um die Richtigkeit der Angaben in der Erklärung zu überprüfen und 
sicherzustellen, dass die anschließende Anwendung der unternehmensspezifischen Zollsätze unter Einhaltung der 
Zollvorschriften gerechtfertigt ist.

(180) Sollten sich die Ausfuhren eines der Unternehmen, die in den Genuss unternehmensspezifischer Zollsätze gelangen, 
nach der Einführung der betreffenden Maßnahmen beträchtlich erhöhen, so könnte allein schon der mengenmäßige 
Anstieg als Veränderung des Handelsgefüges aufgrund der Einführung von Maßnahmen im Sinne des Artikels 13 
Absatz 1 der Grundverordnung oder als Veränderung der Umstände im Sinne des Artikels 11 Absatz 3 der 
Grundverordnung interpretiert werden. Unter diesen Umständen kann, sofern die Voraussetzungen dafür erfüllt 
sind, eine Umgehungsuntersuchung oder eine Interimsüberprüfung eingeleitet werden. Im Rahmen einer solchen 
Untersuchung kann unter anderem geprüft werden, ob es notwendig ist, die unternehmensspezifischen Zollsätze 
aufzuheben und stattdessen einen landesweiten Zoll einzuführen.

(181) Die in Artikel 1 Absatz 2 dieser Verordnung aufgeführten Zollsätze gelten ausschließlich für die Einfuhren der 
überprüften Ware mit Ursprung in der VR China, die von den namentlich genannten juristischen Personen 
hergestellt werden. Einfuhren der überprüften Ware, die von anderen, nicht im verfügenden Teil dieser Verordnung 
ausdrücklich genannten Unternehmen (einschließlich der mit den ausdrücklich genannten Unternehmen 
verbundenen Unternehmen) hergestellt werden, sollten dem für „alle übrigen Unternehmen“ geltenden Zollsatz 
unterliegen.

(182) Ein Unternehmen kann die Anwendung dieser unternehmensspezifischen Zollsätze beantragen, falls es später 
umfirmiert. Der Antrag ist an die Kommission (40) zu richten. Er muss alle sachdienlichen Informationen enthalten, 
aus denen hervorgeht, dass die Umfirmierung nicht das Recht des Unternehmens berührt, in den Genuss des für es 
geltenden Zollsatzes zu kommen. Wenn die Namensänderung des Unternehmens dieses Recht nicht berührt, wird 
eine Verordnung über die Namensänderung im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht.

(183) Alle interessierten Parteien wurden über die wesentlichen Tatsachen und Erwägungen unterrichtet, auf deren 
Grundlage beabsichtigt wurde, die Form der Maßnahmen zu ändern. Allen Parteien wurde nach dieser 
Unterrichtung ferner eine Frist eingeräumt, um eine Stellungnahme abzugeben und eine Anhörung durch die 
Kommission und/oder die Anhörungsbeauftragte in Handelsverfahren zu beantragen. Die Beiträge und 
Stellungnahmen wurden gebührend berücksichtigt.

(184) Nach Artikel 109 der Verordnung (EU, Euratom) 2024/2509 des Europäischen Parlaments und des Rates (41) wird, 
wenn ein Betrag infolge einer Entscheidung des Gerichtshofes der Europäischen Union erstattet werden muss, der 
von der Europäischen Zentralbank für ihre Hauptrefinanzierungsgeschäfte zugrunde gelegte Zinssatz angewandt, 
der am ersten Kalendertag jedes Monats im Amtsblatt der Europäischen Union, Reihe C, veröffentlicht wird.

(185) Der mit Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/1036 eingerichtete Ausschuss hat eine positive 
Stellungnahme abgegeben —
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(40) Europäische Kommission, Generaldirektion Handel, Direktion G, Rue de la Loi 170, 1040 Brüssel, Belgien.
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Auf die Einfuhren von Melamin, derzeit unter dem KN-Code 
2933 61 00 eingereiht, mit Ursprung in der Volksrepublik China, wird ein endgültiger Antidumpingzoll eingeführt.

(2) Für die in Absatz 1 beschriebene und von den nachstehend aufgeführten Unternehmen hergestellte Ware gelten 
folgende endgültige Antidumpingzollsätze auf den Nettopreis frei Grenze der Union, unverzollt:

Unternehmen
Endgültiger 

Antidumping-
zoll (in %)

TARIC-Zusatzcode

Xinjiang Xinlianxin Energy Chemical Co., Ltd 12,0 8 99B

Sichuan Golden-Elephant Sincerity Chemical Co., Ltd 44,9 A 986

Shandong Holitech Chemical Industry Co., Ltd 47,6 A 987

Henan Junhua Development Company, Ltd 49,0 A 988

Alle übrigen Einfuhren mit Ursprung in China 65,2 A 999

(3) Die Anwendung der unternehmensspezifischen Zollsätze für die in Absatz 2 genannten Unternehmen setzt voraus, 
dass den Zollbehörden der Mitgliedstaaten eine gültige Handelsrechnung vorgelegt wird; diese muss eine Erklärung 
enthalten, die von einer dafür zuständigen, mit Name und Funktion ausgewiesenen Person des rechnungsstellenden 
Unternehmens datiert und unterzeichnet wurde und deren Wortlaut wie folgt lautet: „Der Unterzeichnete versichert, dass 
die auf dieser Rechnung aufgeführten und zur Ausfuhr in die Europäische Union verkauften [Mengenangabe] [betroffene 
Ware] von [Name und Anschrift des Unternehmens] ([TARIC-Zusatzcode]) in [betroffenes Land] hergestellt wurden und 
dass die Angaben auf dieser Rechnung vollständig und richtig sind.“ Wird keine solche Handelsrechnung vorgelegt, findet 
der für alle übrigen Unternehmen geltende Zollsatz Anwendung.

Artikel 2

Sofern nichts anderes bestimmt ist, finden die geltenden Zollvorschriften Anwendung.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 18. Februar 2025

Für die Kommission
Die Präsidentin

Ursula VON DER LEYEN
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2025/326 DER KOMMISSION 

vom 18. Februar 2025

zur zollamtlichen Erfassung der Einfuhren von Valin mit Ursprung in der Volksrepublik China 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) 2016/1036 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 über den 
Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Union gehörenden Ländern (1) (im Folgenden 
„Grundverordnung“), insbesondere auf Artikel 14 Absatz 5,

nach Unterrichtung der Mitgliedstaaten,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Am 19. Dezember 2024 veröffentlichte die Europäische Kommission (im Folgenden „Kommission“) im Amtsblatt der 
Europäischen Union eine Bekanntmachung über die Einleitung eines Antidumpingverfahrens betreffend die Einfuhren 
von Valin mit Ursprung in der Volksrepublik China in die Union (2).

(2) Dieses Verfahren wurde auf einen Antrag hin eingeleitet, der am 5. November 2024 von Eurolysine SAS im Namen 
von Herstellern eingereicht wurde, auf die mehr als 25 % der gesamten Unionsproduktion von Valin entfallen.

1. ZOLLAMTLICH ZU ERFASSENDE WARE

(3) Bei der zollamtlich zu erfassenden Ware handelt es sich um Valin und seine Ester, Salze dieser Erzeugnisse, als 
isolierte chemisch einheitliche organische Verbindungen, auch wenn sie Verunreinigungen enthalten (im Folgenden 
„betroffene Ware“).

(4) Die betroffene Ware wird derzeit unter dem KN-Code 2922 49 85 (TARIC-Code 2922 49 85 87) eingereiht und hat 
ihren Ursprung in der Volksrepublik China. Die KN- und TARIC-Codes werden nur informationshalber und 
unbeschadet einer späteren Änderung der zolltariflichen Einreihung angegeben.

2. ZOLLAMTLICHE ERFASSUNG

(5) Nach Artikel 14 Absatz 5 der Grundverordnung können die Einfuhren der betroffenen Ware zollamtlich erfasst 
werden, damit, falls die Untersuchungsergebnisse zur Einführung von Antidumpingzöllen führen, diese Zölle bei 
Erfüllung der nötigen Voraussetzungen nach Maßgabe der geltenden Rechtsvorschriften rückwirkend auf die 
zollamtlich erfassten Einfuhren erhoben werden können.

(6) Die Kommission hat nach Artikel 14 Absatz 5 der Grundverordnung auf eigene Initiative beschlossen, die Einfuhren 
der betroffenen Ware zollamtlich zu erfassen. Die Voraussetzungen für die rückwirkende Erhebung von Zöllen 
werden in der etwaigen Verordnung zur Einführung endgültiger Zölle geprüft.

(7) Eine etwaige künftige Zollschuld ergäbe sich aus den Feststellungen der Antidumpinguntersuchung.

(8) Im Antrag auf Einleitung einer Antidumpinguntersuchung werden bei der betroffenen Ware für den Zeitraum vom 
1. Juli 2023 bis zum 30. Juni 2024 die Dumpingspanne auf 65 % und die Schadensbeseitigungsschwelle auf [150 % 
bis 250 %] (3) geschätzt. Der Betrag der möglichen künftigen Zollschuld würde nach Artikel 7 Absatz 2 der 
Grundverordnung üblicherweise in Höhe des jeweils niedrigeren der beiden genannten Werte festgesetzt.
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(9) Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist die Kommission jedoch nicht in der Lage, den Betrag der möglichen zukünftigen 
Zollschuld zu schätzen. Die im Antrag genannten Beträge dienen somit nur Informationszwecken und können 
keine Erwartungen hinsichtlich der tatsächlichen Höhe der Zollschuld begründen, die sich aus der Untersuchung 
ergeben wird.

3. VERARBEITUNG PERSONENBEZOGENER DATEN

(10) Alle im Rahmen dieser zollamtlichen Erfassung erhobenen personenbezogenen Daten werden nach der Verordnung 
(EU) 2018/1725 des Europäischen Parlaments und des Rates (4) zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union und zum 
freien Datenverkehr verarbeitet —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die Zollbehörden werden nach Artikel 14 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2016/1036 angewiesen, geeignete Schritte 
zu unternehmen, um die Einfuhren von Valin und seinen Estern, Salzen dieser Erzeugnisse, als isolierte chemisch 
einheitliche organische Verbindungen, auch wenn sie Verunreinigungen enthalten, die derzeit unter dem KN-Code 
2922 49 85 (TARIC-Code 2922 49 85 87) eingereiht werden und ihren Ursprung in der Volksrepublik China haben, in die 
Union zollamtlich zu erfassen.

(2) Die zollamtliche Erfassung endet neun Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 18. Februar 2025

Für die Kommission
Die Präsidentin

Ursula VON DER LEYEN
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BESCHLUSS (GASP) 2025/336 DES RATES

vom 18. Februar 2025

zur Änderung des Beschlusses (GASP) 2016/1693 betreffend restriktive Maßnahmen gegen ISIL 
(Da’esh) und Al-Qaida und mit ihnen verbündete Personen, Gruppen, Unternehmen und 

Einrichtungen

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 29,

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat am 20. September 2016 den Beschluss (GASP) 2016/1693 (1) angenommen.

(2) Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen (im Folgenden „VN-Sicherheitsrat“) hat am 9. Dezember 2022 die 
Resolution 2664 (2022) verabschiedet. In dieser Resolution hat der VN-Sicherheitsrat beschlossen, dass die 
Bereitstellung, der Einsatz oder die Zahlung von Geldern, anderen finanziellen Vermögenswerten oder wirtschaft-
lichen Ressourcen oder die Bereitstellung von Gütern und Dienstleistungen, die notwendig sind, um die rasche 
Bereitstellung humanitärer Hilfe oder die Unterstützung anderer Tätigkeiten zur Deckung grundlegender 
menschlicher Bedürfnisse zu gewährleisten, erlaubt sind und keinen Verstoß gegen das vom VN-Sicherheitsrat 
oder seinen Sanktionsausschüssen verhängte Einfrieren von Vermögenswerten darstellen. In der Resolution 2664 
(2022) hat der VN-Sicherheitsrat auch beschlossen, dass die Ausnahme für humanitäre Zwecke für einen Zeitraum 
von zwei Jahren ab dem Datum der Annahme dieser Resolution für die Sanktionsregelung gegen ISIL (Da’esh) und 
Al-Qaida gilt.

(3) Der Rat hat am 31. März 2023 den Beschluss (GASP) 2023/726 (2) angenommen, mit dem der Beschluss (GASP) 
2016/1693 geändert wurde, um die vom VN-Sicherheitsrat in der Resolution 2664 (2022) festgelegte Ausnahme für 
humanitäre Zwecke aufzunehmen, die bis zum 9. Dezember 2024 gelten soll, es sei denn, der VN-Sicherheitsrat 
beschließt, ihre Anwendung über diesen Zeitpunkt hinaus zu verlängern.

(4) Der VN-Sicherheitsrat hat am 6. Dezember 2024 die Resolution 2761 (2024) angenommen und beschlossen, dass 
die in der Resolution 2664 (2022) eingeführte Ausnahme für humanitäre Zwecke weiterhin für die Sanktions-
regelung gegen ISIL (Da’esh) und Al-Qaida gilt.

(5) Der Beschluss (GASP) 2016/1693 sollte daher entsprechend geändert werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

In Artikel 6 des Beschlusses (GASP) 2016/1693 wird Absatz 2 gestrichen.

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 18. Februar 2025.

Im Namen des Rates

Der Präsident

A. DOMAŃSKI 
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BESCHLUSS (GASP) 2025/338 DES RATES

vom 18. Februar 2025

zur Änderung des Beschlusses (GASP) 2022/266 über restriktive Maßnahmen als Reaktion auf die 
illegale Anerkennung, Besetzung oder Annexion bestimmter nicht von der Regierung kontrollierter 

ukrainischer Gebiete durch die Russische Föderation

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 29,

auf Vorschlag des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Am 23. Februar 2022 hat der Rat den Beschluss (GASP) 2022/266 (1) angenommen.

(2) In seinen Schlussfolgerungen vom 19. Dezember 2024 hat der Europäische Rat Russlands Angriffskrieg gegen die 
Ukraine, der eine offenkundige Verletzung der Charta der Vereinten Nationen darstellt, erneut entschieden verurteilt 
und hat seine Entschlossenheit bekräftigt, der Ukraine und ihrer Bevölkerung weiterhin so lange und so intensiv wie 
nötig politische, finanzielle, wirtschaftliche, humanitäre, militärische und diplomatische Hilfe zu leisten.

(3) Solange die rechtswidrigen Handlungen der Russischen Föderation weiterhin gegen grundlegende Regeln des 
Völkerrechts, insbesondere gegen das in Artikel 2 Absatz 4 der Charta der Vereinten Nationen verankerte Verbot der 
Anwendung von Gewalt, oder gegen das humanitäre Völkerrecht verstoßen, ist es angezeigt, alle von der Union 
verhängten Maßnahmen aufrechtzuerhalten.

(4) Der Beschluss (GASP) 2022/266 sollte auf Grundlage einer Überprüfung bis zum 24. Februar 2026 verlängert 
werden.

(5) Der Beschluss (GASP) 2022/266 sollte daher entsprechend geändert werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

In Artikel 10 Absatz 2 des Beschlusses (GASP) 2022/266 wird das Datum „24. Februar 2025“ durch das Datum 
„24. Februar 2026“ ersetzt.

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 18. Februar 2025.

Im Namen des Rates

Der Präsident

A. DOMAŃSKI 
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BESCHLUSS (GASP) 2025/344 DES RATES

vom 18. Februar 2025

zur Änderung des Beschlusses (GASP) 2024/3097 zur Unterstützung des umfassenden Programms 
für die Unterstützung der Anstrengungen zur Verhütung und Bekämpfung des unerlaubten Handels 

mit Kleinwaffen und leichten Waffen und konventioneller Munition in Südosteuropa

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 28 Absatz 1 und Artikel 31 Absatz 1,

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Am 5. Dezember 2024 hat der Rat den Beschluss (GASP) 2024/3097 (1) zur Unterstützung des umfassenden 
Programms für die Unterstützung der Anstrengungen zur Verhütung und Bekämpfung des unerlaubten Handels mit 
Kleinwaffen und leichten Waffen und konventioneller Munition in Südosteuropa angenommen, um die Phase II des 
durch das Sekretariat der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) durchgeführten 
Projekts zu unterstützen (im Folgenden „Projekt“).

(2) Zum Zeitpunkt der Annahme des Beschlusses (GASP) 2024/3097 hatte dieser keinen Anhang. Eine ausführliche 
Beschreibung des durchzuführenden Projekts ist nun im Anhang des vorliegenden Beschlusses enthalten.

(3) Der Beschluss (GASP) 2024/3097 muss daher entsprechend geändert werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der Text im Anhang des vorliegenden Beschlusses wird dem Beschluss (GASP) 2024/3097 als Anhang angefügt.

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 18. Februar 2025.

Im Namen des Rates

Der Präsident

A. DOMAŃSKI 
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ANHANG

UMFASSENDES PROGRAMM DER OSZE FÜR DIE UNTERSTÜTZUNG DER ANSTRENGUNGEN ZUR 
VERHÜTUNG UND BEKÄMPFUNG DES UNERLAUBTEN HANDELS MIT SALW UND KONVENTIONELLER 

MUNITION IN SÜDOSTEUROPA

Phase II

1. Hintergrund

Die OSZE-Teilnehmerländer in Südosteuropa ergreifen seit längerem Maßnahmen gegen die erheblichen Risiken und 
Herausforderungen im Zusammenhang mit der destabilisierenden Anhäufung und unkontrollierten Verbreitung 
unerlaubter Kleinwaffen und leichter Waffen (im Folgenden „SALW“) sowie konventioneller Munition. Es ist allgemein 
anerkannt, dass sich diese Risiken nicht nur auf die Sicherheit Südosteuropas, sondern auch der Europäischen Union (EU) 
auswirken.

Der unerlaubte Handel mit SALW und konventioneller Munition aus und durch Südosteuropa stellt in der Strategie der EU 
gegen unerlaubte Feuerwaffen, Kleinwaffen und leichte Waffen (SALW) sowie zugehörige Munition (im Folgenden 
„SALW-Strategie der EU“) (1) eine strategische Herausforderung dar. Er wurde durch mehrere Aktionspläne in Angriff 
genommen, etwa durch den EU-Aktionsplan gegen den unerlaubten Handel mit Feuerwaffen (2020-2025) (2) und den 
Fahrplan für eine dauerhafte Lösung in Bezug auf den illegalen Besitz und den Missbrauch von Kleinwaffen und leichten 
Waffen (SALW) und dazugehöriger Munition sowie den unerlaubten Handel damit im Westbalkan bis 2024 (3). Um diesen 
Herausforderungen gerecht zu werden, haben die zuständigen Behörden der südosteuropäischen Länder die OSZE offiziell 
um Unterstützung im Bereich der Kontrolle von SALW und zugehöriger Munition ersucht. (4) Die beantragte Hilfe trägt zur 
Verwirklichung der oben genannten strategischen und operativen Ziele bei und unterstützt die südosteuropäischen Länder 
gleichzeitig bei der Erfüllung der Verpflichtungen aus den OSZE-Dokumenten zu SALW (FSC.DOC/1/00/Rev.1) und zu 
Beständen konventioneller Munition (FSC.DOC/1/03/Rev.1). Vor diesem Hintergrund hat die OSZE ein umfassendes 
Programm für die Unterstützung der Anstrengungen zur Verhütung und Bekämpfung des unerlaubten Handels mit SALW 
und konventioneller Munition in Südosteuropa (im Folgenden „das Programm“) entwickelt.

Das Programm ist mit dem „Fahrplan für eine dauerhafte Lösung in Bezug auf den illegalen Besitz und den Missbrauch von SALW 
und dazugehöriger Munition sowie den unerlaubten Handel damit im Westbalkan bis 2024“ (5) (im Folgenden „der Fahrplan“) und 
der darauf folgenden aktualisierten Fassung des Fahrplans, der für den Zeitraum 2025 bis 2030 gelten soll, abgestimmt. 
Daher wird die gesamte Maßnahme eng mit den südosteuropäischen Interessenträgern und internationalen Partnern, die 
zum Fahrplan beitragen, abgestimmt. In diesem Zusammenhang hat die EU beschlossen, die Anstrengungen des 
Programms mit dem Beschluss (GASP) 2021/2133 des Rates vom 2. Dezember 2021 zur Unterstützung des umfassenden 
Programms für die Unterstützung der Anstrengungen zur Verhütung und Bekämpfung des unerlaubten Handels mit 
Kleinwaffen und leichten Waffen (SALW) und konventioneller Munition in Südosteuropa zu unterstützen. Zusätzlich zur 
politischen und finanziellen Unterstützung der EU wird das Programm auch von fünfzehn weiteren Geber-Teilnehmer-
staaten unterstützt.

Die vorgeschlagene Maßnahme stellt Phase 2 der mit dem oben genannten Ratsbeschluss eingeleiteten Unterstützung dar 
und unterstützt die südosteuropäischen Behörden weiterhin bei der Erfüllung der Anforderungen des überarbeiteten 
Fahrplans, der von 2025 bis 2030 umgesetzt werden soll, und bei der Fortsetzung der Bekämpfung illegaler Kleinwaffen 
und leichter Waffen.

Indem diese Maßnahme die negativen Auswirkungen des unerlaubten Handels mit SALW und dazugehöriger Munition auf 
die nachhaltige Entwicklung abmildert und verhindert, trägt sie auch zur Verwirklichung der Ziele der Vereinten Nationen 
für nachhaltige Entwicklung bei, insbesondere:

— Ziel 5: Geschlechtergleichstellung erreichen und alle Frauen und Mädchen zur Selbstbestimmung befähigen (d. h. 
Ziel 5.2 über die Beseitigung aller Formen von Gewalt gegen Frauen und Mädchen) und
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(1) Europäische Kommission, EU-Strategie für eine Sicherheitsunion, COM(2020) 605 final, 24. Juli 2020.
(2) Europäische Kommission, EU-Aktionsplan gegen den unerlaubten Handel mit Feuerwaffen (2020-2025) und Anhänge, COM 

(2020) 608 final, 24. Juli 2020.
(3) Zentralstelle Südost- und Osteuropa für die Kontrolle von Kleinwaffen und leichten Waffen (SEESAC), Regional-Roadmap-for-a- 

sustainable-solution-to-the.pdf (seesac.org).
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(5) Der Fahrplan wurde von den Behörden des Westbalkans mit technischer Unterstützung der SEESAC unter der Schirmherrschaft 
Frankreichs und Deutschlands und in Absprache mit der EU sowie allen anderen zuständigen Akteuren ausgearbeitet und auf dem 
Gipfeltreffen EU-Westbalkan am 10. Juli 2018 in London angenommen.

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1596452256370&uri=CELEX:52020DC0605
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52020DC0608
https://www.seesac.org/f/docs/publications-salw-control-roadmap/Regional-Roadmap-for-a-sustainable-solution-to-the.pdf
https://www.seesac.org/f/docs/publications-salw-control-roadmap/Regional-Roadmap-for-a-sustainable-solution-to-the.pdf


— Ziel 16: friedliche und inklusive Gesellschaften für eine nachhaltige Entwicklung fördern, allen Menschen Zugang zur 
Justiz ermöglichen und leistungsfähige, rechenschaftspflichtige und inklusive Institutionen auf allen Ebenen aufbauen 
(d. h. Zielvorgaben 16.1, 16.4 und 16.a).

2. Gesamtziel

Weitere Verringerung der Risiken des unerlaubten Handels mit SALW und ihrer unkontrollierten Verbreitung in, nach und 
aus Südosteuropa, die die Sicherheit untergraben, die nachhaltige Friedenskonsolidierung und die sozioökonomische 
Entwicklung behindern, zu einem Zusammenbruch der Ordnung beitragen, Terrorismus und kriminelle Gewalt schüren 
oder zu einem Wiederaufflammen des Konflikts führen könnten.

3. Beschreibung der Maßnahme

Die Maßnahme beruht auf systematischen Bedarfsermittlungen, insbesondere auf Expertenbewertungen, die 
von 2022 bis 2024 durchgeführt wurden.

Auf der Grundlage dieser Bewertungen und der bisher geleisteten Unterstützung besteht die Notwendigkeit,

— die internationale Zertifizierung von Spürhunde-Kapazitäten für das Aufspüren und die Beschlagnahme unerlaubter 
SALW und konventioneller Munition sicherzustellen sowie

— für eine internationale Zertifizierung des Rechtsrahmens und des operativen Rahmens für die Deaktivierung von SALW 
durch eine europäische Prüfstelle für Feuerwaffen zu sorgen.

Die Maßnahme besteht aus sieben OSZE-Projektkomponenten, die in der gesamten Region durchgeführt werden. 
Dementsprechend sorgt dieser Ansatz für den Kapazitätsaufbau und die Standardisierung in jedem Land und Gebiet und 
gewährleistet gleichzeitig die Schaffung interoperabler, homogener und zuverlässiger Prozesse und Ergebnisse in der 
gesamten Region. Mit der vorgeschlagenen Maßnahme werden Fähigkeiten und Prozesse aufgebaut, die sowohl für 
Präventions- als auch für Durchsetzungskapazitäten in jedem Land und Gebiet und regional sowie darüber hinaus genutzt 
werden können. Alle Tätigkeiten wurden in enger Zusammenarbeit zwischen den beauftragten Behörden/Einrichtungen, 
dem OSZE-Konfliktpräventionszentrum und den OSZE-Feldmissionen in Südosteuropa konzipiert.

Die Fortschritte bei der Durchführung dieser Maßnahme werden weiterhin auf lokalen und regionalen Koordinierungs-
sitzungen zur Unterstützung des aktualisierten „Fahrplans für eine dauerhafte Lösung in Bezug auf den illegalen Besitz und 
den Missbrauch von SALW und dazugehöriger Munition sowie den unerlaubten Handel damit im Westbalkan bis 2030“ 
vorgestellt und gemeldet. In diesem Zusammenhang wird die Überwachung der Durchführung mit allen süd-
osteuropäischen SALW-Ausschüssen, internationalen Partnern und der SEESAC koordiniert.

3.1. Projektkomponente 1: Unterstützung der nationalen Behörden der Republik Albanien bei der Verringerung 
des Risikos der Verbreitung und des Missbrauchs von SALW

3.1.1. Projektziel:

Verringerung des Risikos der Verbreitung und des Missbrauchs von SALW in der Republik Albanien.

3.1.2. Projektbeschreibung

Die Folgen der unkontrollierten Verbreitung und des unkontrollierten Besitzes von SALW, Munition und Explosivstoffen 
stellen nach wie vor eine große Gefahr für die öffentliche Sicherheit und die soziale und wirtschaftliche Entwicklung in 
Albanien dar. Schlecht kontrollierte und unerlaubte SALW führen zu Gewalt und Unsicherheit und begünstigen dadurch 
kriminelle Elemente und die organisierte Kriminalität. Diese Aspekte wirken sich nachteilig auf die Maßnahmen zum 
Aufbau von Sicherheit und zur Vertrauensbildung im Land und in der Region aus. Im Oktober 2019 hat Albanien das 
OSZE-Forum für Sicherheitskooperation um Unterstützung ersucht.

Die OSZE hat in folgenden Bereichen Defizite festgestellt:

a) beim Rechts- und Regelungsrahmen für die Deaktivierung von Feuerwaffen und dessen ordnungsgemäße Durchführung 
mit einer Verbesserung der Infrastruktur, der Ausrüstung und der Ausbildungsinhalte,

b) beim Einsatz von Spürhunden durch die albanische Staatspolizei zum Aufspüren von SALW, Munition und 
Explosivstoffen,

c) bei der Sensibilisierung der Öffentlichkeit für die Gefahren des Missbrauchs und der Verbreitung von SALW.

Zu den Begünstigten des Projekts zählen neben der Bevölkerung Albaniens zahlreiche nationale Behörden, die für den 
Bereich der SALW-Kontrolle zuständig sind, insbesondere der nationale SALW-Ausschuss, das Innenministerium der 
Republik Albanien und die albanische Staatspolizei.
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3.1.3. Voraussichtliche Projektergebnisse

Projektergebnis 1: Der Rechtsrahmen für die Deaktivierung von SALW und die Mechanismen für seine Durchführung und 
Überwachung werden verbessert.

Projektergebnis 2: Die Infrastruktur, die Kapazitäten und die Ressourcen der Spürhunde-Einheit der albanischen 
Staatspolizei für das Aufspüren illegaler SALW, Munition und Explosivstoffe werden gestärkt.

3.1.4. Projektmaßnahmen

3.1.4.1. Maßnahme zur Verbesserung des Rechtsrahmens der Republik Albanien für SALW und deren Deaktivierung.

Die Maßnahme umfasst Folgendes:

— Internationale Zertifizierung der für die Deaktivierung geltenden Rechtsvorschriften durch die europäische 
SALW-Prüfstelle

— Bewertung der in der Republik Albanien für die Deaktivierung verwendeten Infrastruktur und Maschinen

— Durchführung von Schulungen zur Deaktivierung und deren Überwachung durch eine europäische SALW-Prüfstelle

3.1.4.2. Maßnahme zum Ausbau der Kapazitäten der albanischen Polizei für das Aufspüren von unerlaubten Waffen und 
Explosivstoffen.

Die Maßnahme umfasst Folgendes:

— Veranstaltung eines Schulungsprogramms über die Frontex-Methodik für das Aufspüren von SALW und Munition

— Veranstaltung eines Schulungsprogramms über europäische bewährte Verfahren für das Aufspüren von SALW und 
Munition

— Beschaffung von Konzepten und Arbeiten für die Modernisierungen der Hundezwinger- und der Büroinfrastruktur und 
des Perimeters für die Spürhunde an den Grenzübergängen zur Unterstützung der Fähigkeiten der Spürhunde-Einheiten 
für das Aufspüren von SALW und Munition

3.2. Projektkomponente 2: Bewältigung von Sicherheitsrisiken durch den unerlaubten Besitz und den Missbrauch 
von SALW und der zugehörigen Munition sowie den unerlaubten Handel damit in Bosnien und Herzegowina

3.2.1. Projektziel

Unterstützung von Bosnien und Herzegowina bei der Minderung von Sicherheitsrisiken infolge des unerlaubten Besitzes 
und des Missbrauchs von SALW und der zugehörigen Munition sowie des unerlaubten Handels damit.

3.2.2. Projektbeschreibung

Mit dem Projekt wird dem im Unterstützungsersuchen des Ministeriums für Sicherheit (2019) genannten vorrangigen 
Bedarf entsprochen und Bosnien und Herzegowina bei der Minderung der Sicherheitsrisiken infolge des unerlaubten 
Besitzes oder des Missbrauchs von SALW, Munition und Explosivstoffen sowie des unerlaubten Handels damit unterstützt; 
so wird ein Beitrag zur Sicherheit und Stabilität im Land und in der gesamten Region geleistet.

Die OSZE wird weiterhin die folgenden Defizite angehen:

a) bei den Spürhunde-Fähigkeiten der Strafverfolgungsbehörden für das Aufspüren von SALW und Munition, einschließlich 
bei deren Infrastruktur und Ausbildungsinhalten,

b) beim Zugriff auf die Daten im Zusammenhang mit SALW, die für die wirksame Politikgestaltung und das operative 
Eingreifen erforderlich sind, und deren Vergleichbarkeit,

c) bei der Deaktivierung von SALW, einschließlich der Rechts- und Regelungsrahmen, der Ausbildung sowie 
Verbesserungen der Ausrüstung und Infrastruktur.

Zu den Begünstigten des Projekts zählen neben der Bevölkerung von Bosnien und Herzegowina zahlreiche nationale, für 
den Bereich der Kontrolle von SALW zuständige Behörden wie die Strafverfolgungsbehörden, einschließlich der 
Innenministerien bzw. Polizeidienststellen auf Ebene der Gebietskörperschaften und der Kantone, des Koordinierungs-
ausschusses für die Kontrolle von SALW in Bosnien und Herzegowina, des Ministeriums für Sicherheit von Bosnien und 
Herzegowina sowie der Staatsanwaltschaften, Gerichte und Strafvollzugsbehörden.
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3.2.3. Voraussichtliche Projektergebnisse

Projektergebnis 1: Verstärkung der Spürhundefähigkeiten der Strafverfolgungsbehörden für das Aufspüren von SALW, 
Munition und Explosivstoffen.

Projektergebnis 2: Entwicklung einer integrierten, interinstitutionellen Falldatenbank und eines entsprechenden 
Rückverfolgungssystems für SALW und Munition.

Projektergebnis 3: Entwicklung eines einsatzbereiten Rechts- und Regelungsrahmens für die Deaktivierung von SALW.

3.2.4. Projektmaßnahmen

3.2.4.1. Maßnahmen zur Verstärkung der Spürhundefähigkeiten der Strafverfolgungsbehörden für das Aufspüren von 
SALW, Munition und Explosivstoffen.

Die Maßnahme umfasst Folgendes:

— Die Modernisierung der Spürhunde-Infrastruktur

— Ein Schulungsprogramm über die Frontex-Methodik für das Aufspüren von SALW und Munition

— Ein Schulungsprogramm über europäische bewährte Verfahren für das Aufspüren von SALW und Munition

3.2.4.2. Maßnahme für die Entwicklung einer integrierten, interinstitutionellen Falldatenbank und eines entsprechenden 
Registers für SALW und Munition.

Die Maßnahme umfasst Folgendes:

— Unterstützung bei der Einrichtung des SALW-Registers in Bosnien und Herzegowina

— Organisation von Schulungen für die Nutzer des SALW-Registers bei Justiz und Strafverfolgung

3.2.4.3. Maßnahme zur Verbesserung des Rechtsrahmens Bosniens und Herzegowinas für SALW und deren Deaktivierung

Die Maßnahme umfasst Folgendes:

— Internationale Zertifizierung der für die Deaktivierung geltenden Rechtsvorschriften durch die europäische 
SALW-Prüfstelle

— Bewertung der an zwei Standorten in Bosnien und Herzegowina für die Deaktivierung verwendeten Infrastruktur und 
Maschinen

— Durchführung von Schulungen zur Deaktivierung und deren Überwachung durch die europäische SALW-Prüfstelle

3.3. Projektkomponente 3: Unterstützung bei der Verstärkung der Spürhunde-Fähigkeiten der Polizei im 
Kosovo (6) für das Aufspüren und die Beschlagnahme von SALW, Munition und Explosivstoffen

3.3.1. Projektziel

Unterstützung des Ausbaus der bestehenden Spürhunde-Fähigkeiten der Polizei im Kosovo und ihres direkten Beitrags zur 
Prävention, Unterbindung und Ermittlung des Missbrauchs von SALW, Munition und Explosivstoffen und des unerlaubten 
Handels damit im Westbalkan.

3.3.2. Projektbeschreibung

Das Projekt unterstützt den Ausbau der bestehenden Spürhunde-Fähigkeiten der Polizei im Kosovo und ihres direkten 
Beitrags zur Prävention, Unterbindung und Ermittlung des Missbrauchs von SALW, Munition und Explosivstoffen und des 
unerlaubten Handels damit im Westbalkan.

Mit dem Projekt werden festgestellte Defizite der Spürhunde-Einheit bei der Prävention, Unterbindung und Ermittlung des 
Missbrauchs von SALW und des unerlaubten Handels damit angegangen. Begünstigte des Projekts ist neben der Bevölkerung 
des Kosovos die kosovarische Polizei.
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3.3.3. Voraussichtliches Projektergebnis

Projektergebnis 1: Verbesserung des Rechts- und Ausbildungsrahmens sowie der Infrastruktur und Ausrüstung der 
Spürhunde-Einheit für eine effizientere und wirksamere Prävention, Unterbindung und Ermittlung des Missbrauchs von 
SALW, Munition und Explosivstoffen und des unerlaubten Handels damit.

3.3.4. Projektmaßnahmen

3.3.4.1. Maßnahme zur Verbesserung des Rechts- und des Ausbildungsrahmens sowie der Infrastruktur und der 
Ausrüstung der Spürhunde-Einheit für eine effizientere und wirksamere Prävention, Unterbindung und Ermittlung des 
Missbrauchs von SALW, Munition und Explosivstoffen und des unerlaubten Handels damit.

Die Maßnahme umfasst Folgendes:

— Ein Schulungsprogramm über die Frontex-Methodik für das Aufspüren von SALW und Munition

— Ein Schulungsprogramm über europäische bewährte Verfahren für das Aufspüren von SALW und Munition

— Die Durchführung der Modernisierung der Infrastruktur des Veterinärgebäudes und der benötigten Ausrüstung, sowie 
der Anlage für die Simulation verschiedener Durchsuchungs-Szenarien in Innenräumen

— Förderung der Inklusion von Frauen in Schlüsselpositionen in den Spürhunde-Einheiten (Hundeführerinnen, 
Ausbilderinnen, Verwalterinnen) als Voraussetzung für eine verbesserte operative Wirksamkeit

3.4. Projektkomponente 4: Unterstützung der nationalen Behörden der Republik Nordmazedonien bei der 
Verringerung des Risikos der Verbreitung und des Missbrauchs von SALW

3.4.1. Projektziel

Verringerung des Risikos der Verbreitung von Waffen und des Missbrauchs von SALW in der Republik Nordmazedonien 
durch den Ausbau der Präventions-, Aufdeckungs-, Analyse- und Ermittlungskapazitäten des Innenministeriums und 
anderer Regierungseinrichtungen.

3.4.2. Projektbeschreibung

Das Projekt wurde ausgearbeitet, um dem Ersuchen der Regierung der Republik Nordmazedonien um Unterstützung (2019) 
bei der Stärkung der Kapazitäten des nationalen SALW-Ausschusses und beim Kompetenzausbau der Spürhunde-Einheit der 
Polizei zum Aufspüren von Waffen und Explosivstoffen nachzukommen.

Die OSZE hat in folgenden Bereichen Defizite festgestellt:

a) Bei den operativen Spürhunde-Fähigkeiten des Innenministeriums zur Aufdeckung der unerlaubten Verbreitung von 
SALW

b) Bei der ausstehenden Durchführung der Deaktivierung von Feuerwaffen, einschließlich mangelhafte Infrastruktur, 
Ausrüstung und Ausbildung

c) Bei der Analyse der Probleme bei der Kontrolle von SALW auf strategischer und operativer Ebene

d) Bei der koordinierten Öffentlichkeitsarbeit und Sensibilisierung der Öffentlichkeit für Risiken im Zusammenhang mit 
dem Missbrauch von SALW in der Republik Nordmazedonien, einschließlich der Bemühungen des nationalen 
SALW-Ausschusses

Zu den Begünstigten des Projekts zählen neben der Bevölkerung der Republik Nordmazedonien auch nationale Behörden 
mit Zuständigkeiten im Bereich der SALW-Kontrolle, insbesondere der nationale SALW-Ausschuss, das Innenministerium 
und die Polizei.

3.4.3. Voraussichtliches Projektergebnis

Projektergebnis 1: Kapazitätsausbau beim Innenministerium und dem SALW-Ausschuss der Republik Nordmazedonien in 
Bezug auf den Erlass von Rechtsvorschriften sowie die operative und behördenübergreifende Zusammenarbeit zur 
Bekämpfung der Verbreitung von SALW.

Projektergebnis 2: Verbesserte Kapazitäten für die Kontrolle der Vernichtung und Deaktivierung von SALW und verbesserte 
Verwaltung des Lebenszyklus von SALW.
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3.4.4. Projektmaßnahmen

3.4.4.1. Unterstützung beim Kapazitätsausbau im Innenministerium für das Aufspüren unerlaubter SALW durch den 
effizienten Einsatz von Spürhunden.

Die Maßnahme umfasst Folgendes:

— Modernisierung der Infrastruktur der Spürhunde-Einheiten des Innenministeriums der Republik Nordmazedonien auf 
regionaler Ebene

— Ein Schulungsprogramm über die Frontex-Methodik für das Aufspüren von SALW und Munition

— Ein Schulungsprogramm über europäische bewährte Verfahren für das Aufspüren von SALW und Munition

3.4.4.2. Verringerung illegaler Waffen, Munition und Explosivstoffe durch Vernichtung und Deaktivierung.

Die Maßnahme umfasst Folgendes:

— Internationale Zertifizierung der für die Deaktivierung geltenden Rechtsvorschriften durch die europäische 
SALW-Prüfstelle

— Bewertung der in der Republik Albanien für die Deaktivierung verwendeten Infrastruktur und Maschinen

— Durchführung von Schulungen zur Deaktivierung und deren Überwachung durch die europäische SALW-Prüfstelle

3.5. Projektkomponente 5: Stärkung der Kapazitäten des Innenministeriums Montenegros zur wirksameren 
Verringerung, Verhütung und Bekämpfung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen 
(SALW), Munition und Explosivstoffen sowie deren Missbrauch

3.5.1. Projektziel

Unterstützung der Verbesserung der bestehenden Spürhunde-Fähigkeiten für das Aufspüren von SALW, Munition und 
Explosivstoffen sowie der Weiterentwicklung von Verfahren zur Deaktivierung von Kleinwaffen und leichten Waffen, 
wodurch die Fähigkeiten des Innenministeriums, den unerlaubten Handel mit SALW, Munition und Explosivstoffen und 
deren Missbrauch zu verringern, zu verhüten und zu bekämpfen, gestärkt werden.

3.5.2. Projektbeschreibung

Das vorgeschlagene Projekt stützt sich auf das Ersuchen der montenegrinischen SALW-Kommission sowie auf die Einladung 
des Innenministeriums an die OSZE-Mission in Montenegro, technische Hilfe in diesem Bereich zu leisten. Es wurden 
ausführliche Konsultationen mit internationalen und regionalen Partnern durchgeführt, um die Bemühungen zu 
koordinieren und mögliche Überschneidungen festzustellen. Dieses Projekt ist auf die nationalen, regionalen und 
internationalen SALW-Kontrollrahmen abgestimmt und leistet direkte Unterstützung dafür.

In den Jahren 2022 und 2023 wurden von den unabhängigen Experten der OSZE sowie der Hundestaffel der französischen 
Gendarmerie systematische Bedarfsanalysen durchgeführt, die praktische Orientierungshilfe bieten, um

— bestehende Spürhunde-Fähigkeiten der montenegrinischen Polizei zum Aufspüren und zur Beschlagnahme unerlaubter 
SALW und konventioneller Munition zu fördern sowie um

— den bestehenden Rechtsrahmen und den operativen Rahmen für die Deaktivierung von SALW zu stärken.

3.5.3. Voraussichtliche Projektergebnisse

Projektergebnis 1: Stärkung der Kapazitäten der Spürhunde-Einheiten der Strafverfolgungsbehörden unter der Sachleitung 
des Innenministeriums für das Aufspüren illegaler SALW, Munition und Explosivstoffe durch die Verbesserung ihrer 
Infrastruktur-, Operativ- und Ausbildungskapazitäten.

Projektergebnis 2: Der Rechtsrahmen für die Deaktivierung von Feuerwaffen wird verbessert und an internationale 
Standards angepasst, während die Kapazitäten für seine wirksame Durchführung und Überwachung verstärkt werden.

3.5.4. Projektmaßnahmen

3.5.4.1. Maßnahme zur Unterstützung der Änderungen und Ergänzungen des Rechts- und Regulierungsrahmens, zur 
Aktualisierung der Standardarbeitsanweisungen für die Nutzung von Spürhunde-Kapazitäten sowie der Entwicklung eines 
Spürhunde-Masterplans für die Modernisierung dieser Fähigkeit.
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Die Maßnahme umfasst Folgendes:

— Änderung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften im Einklang mit den bewährten europäischen Verfahren des 
Innenministeriums und der Polizei

— Entwicklung eines Masterplans für die Modernisierung der Spürhunde-Fähigkeiten

— Unterstützung der Arbeitsgruppen bei der Aktualisierung der Rechtsvorschriften und der strategischen Planung

3.5.4.2. Maßnahme im Zusammenhang mit verbesserten Schulungsmethoden und operativen Fähigkeiten für eine 
effizientere und wirksamere Prävention, Unterbindung und Ermittlung des Missbrauchs von SALW, Munition und 
Explosivstoffen und des unerlaubten Handels damit.

Die Maßnahme umfasst Folgendes:

— Entwicklung eines zur Verteilung bestimmten Schulungshandbuchs mit Übersetzung

— Schulungen für das Personal des Innenministeriums in den einschlägigen Bildungs- und Ausbildungseinrichtungen 
gemäß den bewährten Verfahren von Frontex und bewährten europäischen Verfahren für das Aufspüren von SALW und 
Munition

3.5.4.3. Maßnahme zur Verbesserung von Schulungsmethoden und Trainingsausrüstung sowie zur Aufrüstung von 
Infrastruktur und Logistikressourcen für eine effizientere und wirksamere Prävention, Unterbindung und Ermittlung des 
Missbrauchs von SALW, Munition und Explosivstoffen und des unerlaubten Handels damit.

Die Maßnahme umfasst Folgendes:

— Modernisierung der Hundezwinger- und der Büroinfrastruktur und des Perimeters für die Spürhunde im Hauptquartier 
der Spürhunde-Einheiten und an Grenzübergängen zur Unterstützung der Fähigkeiten der Spürhunde-Einheiten für das 
Aufspüren von SALW und Munition

— Unterstützung bei der Verbesserung der sicheren Lagerung von Ausbildungsexemplaren, insbesondere von 
Explosivstoffen und Munition, SALW, Drogen und Bargeld

— Beschaffung von Transportfahrzeugen für Spürhunde

3.5.4.4. Maßnahme im Zusammenhang mit der Unterstützung der Entwicklung des rechtlichen und institutionellen 
Rahmens für die Deaktivierung von Kleinwaffen und leichten Waffen, einschließlich Mechanismen für ihre wirksame 
Durchführung und Überwachung.

Die Maßnahme umfasst Folgendes:

— Unterstützung der Arbeitsgruppe für Änderungen und Ergänzungen der für die Deaktivierung geltenden Rechtsvor-
schriften

— Erbringung von Dienstleistungen der europäischen Prüfstelle zur Beratung, Anleitung, Schulung und Zertifizierung der 
Fachleute für Infrastruktur und Deaktivierung

— Organisation von Koordinierungssitzungen, die für den Informationsaustausch und die praktische Anleitung zur 
Entwicklung und Institutionalisierung der notwendigen personellen, ausbildungsbezogenen, technischen und 
infrastrukturellen Voraussetzungen für die ordnungsgemäße Durchführung und Überwachung der Deaktivierung von 
SALW erforderlich sind

3.5.4.5. Maßnahme zur Unterstützung der Entwicklung und Institutionalisierung der Fähigkeiten zur Deaktivierung von 
SALW.

Die Maßnahme umfasst Folgendes:

— Entwicklung von Infrastrukturkonzepten und der Beschaffung von Arbeiten zur Modernisierung von Einrichtungen und 
Verfahren zur Deaktivierung von SALW im Einklang mit den Empfehlungen der europäischen SALW-Prüfstelle

— Beschaffung von Ausrüstung und Material, die für die ordnungsgemäße Deaktivierung erforderlich sind
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3.5.4.6. Maßnahme zur Unterstützung der Ausarbeitung eines Schulungshandbuchs über die Deaktivierung von SALW und 
das Anbieten von nationalen und internationalen Schulungen für die Ausführenden vor Ort.

Die Maßnahme umfasst Folgendes:

— Organisation von Fachschulungen, die von der europäischen Prüfstelle für Büchsenmacher und Inspektoren 
durchgeführt werden

— Zertifizierung von Büchsenmachern und Inspektoren für die Deaktivierung, durchgeführt von der europäischen 
Prüfstelle

— Ausarbeitung eines Schulungshandbuchs über Rechtsvorschriften über die Deaktivierung von SALW

3.6. Projektkomponente 6: Bewältigung der Sicherheitsrisiken im Zusammenhang mit dem unerlaubten Besitz 
und dem Missbrauch von SALW sowie dem unerlaubten Handel damit in Serbien

3.6.1. Projektziel

Verringerung der Sicherheitsrisiken im Zusammenhang mit in unerlaubtem Besitz befindlichen SALW, dem Missbrauch 
legaler SALW und dem unerlaubten Handel mit SALW in Serbien.

3.6.2. Projektbeschreibung

Das Projekt wurde nach dem Unterstützungsersuchen des serbischen Innenministeriums von 2019 entwickelt, um die 
Herausforderungen der unkontrollierten Verbreitung und des unerlaubten Besitzes von SALW zu bewältigen, die für die 
Sicherheit in Serbien eine große Bedrohung darstellen. Diese Herausforderungen ebnen der Gewalt, der Bedrohung und dem 
Terrorismus den Weg und tragen so zur Ausbreitung von Kriminalität und schwerer organisierter Kriminalität bei. Darüber 
hinaus wirken sie sich negativ auf vertrauensbildende Maßnahmen im Land aus und stellen auch im Zusammenhang mit 
geschlechtsspezifischer Gewalt eine Bedrohung dar.

Die OSZE hat den folgenden Bedarf für die Bekämpfung des unerlaubten Handels mit SALW festgestellt:

a) Stärkung der Spürhunde-Fähigkeiten des Innenministeriums zum Aufspüren von Waffen und Explosivstoffen, durch 
i) Schaffung des erforderlichen Rechtsrahmens, ii) Bewertung und Entwicklung von Kapazitäten und iii) Beschaffung von 
Spezialausrüstung und Aufbau der Infrastruktur,

b) Änderungen des Gesetzes über Waffen und Munition sowie des Regelwerks über die Deaktivierung von Waffen durch 
a) Bewertung der Kapazitäten und technischen Möglichkeiten und b) fachliche Unterstützung bei der Erstellung des 
Regelwerks.

Begünstigte des Projekts sind neben der Bevölkerung Serbiens das Innenministerium, die Polizei und die serbische 
SALW-Prüfstelle in Kragujevac.

3.6.3. Voraussichtliche Projektergebnisse

Projektergebnis 1: Verbesserung des Rechtsrahmens für die Deaktivierung und seine Anpassung an internationale Standards 
und bewährte Verfahren.

Projektergebnis 2: Verstärkung der Spürhunde-Fähigkeiten des Innenministeriums zum Aufspüren von SALW, Munition 
und Explosivstoffen im Einklang mit den Menschenrechtsstandards.

3.6.4. Projektmaßnahmen

3.6.4.1. Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Rechtsrahmen für die Deaktivierung werden verbessert und an 
internationale Standards und bewährte Verfahren angepasst.

Die Maßnahme umfasst Folgendes:

— Fachliche Beratung für die Arbeitsgruppensitzungen über die Deaktivierung durch eine europäische SALW-Prüfstelle

— Internationale Zertifizierung der für die Deaktivierung geltenden Rechtsvorschriften durch die europäische 
SALW-Prüfstelle

— Bereitstellung der für die Deaktivierung nötigen Infrastruktur und Maschinen

— Durchführung von Schulungen über die Deaktivierung und deren Überwachung durch die europäische SALW-Prüfstelle
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3.6.4.2. Maßnahmen im Zusammenhang mit den Spürhunde-Fähigkeiten des Innenministeriums zum Aufspüren von 
SALW, Munition und Explosivstoffen gemäß Menschenrechtsstandards.

Die Maßnahme umfasst Folgendes:

— Beschaffung und Lieferung von Bauarbeiten, Ausrüstung und Fahrzeugen für Spürhunde-Einheiten

— Kapazitätsaufbau für die Nutzung und den Einsatz von Spürhunde-Einheiten zur Verhütung und Ermittlung des 
unerlaubten Handels mit SALW, Munition und Explosivstoffen durch unterstützende Beratung, ein Austauschprogramm 
und die Entwicklung von Schulungsmethoden

— Schulungsprogramm über die Frontex-Methodik für das Aufspüren von SALW und Munition

— Veranstaltung eines Schulungsprogramms über europäische bewährte Verfahren für das Aufspüren von SALW und 
Munition

3.7. Projektkomponente 7: Verstärkung der OSZE-Maßnahmen zur Bekämpfung der unerlaubten Verbreitung 
und von Lagerbeständen konventioneller Munition (SCA) – Phase 3

3.7.1. Projektziel

Unterstützung der Teilnehmerstaaten beim Aufbau von Vertrauen und bei der Stärkung der Sicherheit sowie bei der 
Reaktion auf politische und sicherheitspolitische Entwicklungen im OSZE-Raum und bei der Gewährleistung einer 
wirksamen Zusammenarbeit mit externen Interessenträgern.

3.7.2. Projektbeschreibung

Das Projekt wurde zur Unterstützung der OSZE-Teilnehmerstaaten entwickelt, damit diese ihre Zusagen zur Bekämpfung 
der unerlaubten Verbreitung von SALW/SCA besser planen, umsetzen und – falls erforderlich – verstärken können. Dieses 
Projekt ist Teil eines abgestuften Ansatzes zur kontinuierlichen und detaillierten Analyse der Bedrohung und des Risikos der 
Verbreitung und des unerlaubten Handels mit SALW/SCA, zum Überblick über die Bedürfnisse und Erfordernisse und zu 
Prognosen darüber sowie zum Einsatz praktischer Instrumente im Bereich SALW und SCA. Diese Grundlage ist von 
entscheidender Bedeutung für alle Akteure, die daran interessiert sind, den normativen Rahmen voranzubringen, den 
Unterstützungsmechanismus zu stärken sowie den Bedarf an technischer Hilfe und entsprechende Anträge zu ermitteln.

Der Einsatz, der Missbrauch und die Auswirkungen von SALW und SCA betreffen Frauen und Männer, Mädchen und Jungen 
unterschiedlich. Um diese unterschiedlichen Auswirkungen zu bewältigen, müssen Hilfsprojekte so konzipiert und 
durchgeführt werden, dass die sehr unterschiedlichen Auswirkungen von SALW auf die Geschlechter berücksichtigt werden 
und die Gleichstellung der Geschlechter gefördert wird. Dieses Projekt unterstützt politische und praktische Beratung 
darüber, wie solche gezielten Maßnahmen im Rahmen von OSZE-Projekten zur praktischen Unterstützung im Bereich 
SALW und SCA entwickelt und durchgeführt werden können.

3.7.3. Voraussichtliches Projektergebnis

Projektergebnis 1: Verbesserung der Kapazität der OSZE-Teilnehmerstaaten, der OSZE-Exekutivstrukturen und deren 
Feldmissionen, um angemessen auf das Problem der Verbreitung und Kontrolle von SALW/SCA in jeder Phase ihres 
Lebenszyklus angemessen zu reagieren.

Projektergebnis 2: Steigerung der Nutzung des SALW-Portals und von Wissensprodukten und -instrumenten, um die 
Überwachung, den Überblick und die Umsetzung von Projekten zur praktischen Unterstützung von SALW/SCA zu fördern.

3.7.4. Projektmaßnahmen

3.7.4.1. Beratung und Unterstützung der anfordernden OSZE-Teilnehmerstaaten, um den Unterstützungsmechanismus 
wirksamen zu nutzen.

Die Maßnahme umfasst Folgendes:

— Jährlich durchgeführte gezielte Besuche und Outreach-Veranstaltungen für jene Teilnehmerstaaten, die um 
Unterstützung ansuchen, um ihre spezifischen Bedürfnisse und Anforderungen im Bereich SALW und SCA zu 
bewerten und/oder zu aktualisieren

— Entwicklung nationaler strategischer Dokumente und Aktionspläne zur SALW-Kontrolle im Einklang mit den 
OSZE-Standards und anderen einschlägigen internationalen Standards
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3.7.4.2. Bereitstellung maßgeschneiderter Unterstützung für die rechtzeitige und wirksame Beschlussfassung und die 
Planung der Ressourcenverteilung für den SALW/SCA-Unterstützungsmechanismus für jene OSZE-Staaten, die Unter-
stützung leisten.

Die Maßnahme umfasst Folgendes:

— Organisation regelmäßiger/jährlicher Geberkonsultationen in Wien, den Hauptstädten der Teilnehmerstaaten oder über 
Online-Plattformen, um einen Überblick über die Wirkung und Ergebnisse der Hilfsprojekte zu gewähren.

3.7.4.3. Förderung der Nutzung, der Funktionen und der Inhalte des SALW-Portals.

Die Maßnahme umfasst Folgendes:

— Organisation von Sensibilisierungsveranstaltungen zur Förderung der Nutzung, der Funktionen und der verfügbaren 
Inhalte des SALW-Portals

3.7.4.4. Entwicklung von SALW-Fachschulungen und deren Eingliederung in das SALW-Portal.

Die Maßnahme umfasst Folgendes:

— Hochladen von Online-Schulungen zu SALW-spezifischen Themen in das Portal

3.7.4.5. Gewährleistung des reibungslosen Betriebs und der laufenden Unterstützung des SALW-Portals.

Die Maßnahme umfasst Folgendes:

— Einführung neuer Inhalte, die von den Nutzern vorgeschlagen werden, um die Funktionen des Portals zu optimieren

4. Geschlechterperspektive

Die Gleichstellungsfrage wurde in allen Phasen der Gestaltung, Ausarbeitung und Umsetzung der Projekte durchgängig 
berücksichtigt. Als wichtigster Grundsatz galt, dass der Einsatz, der Missbrauch und die Auswirkungen von SALW und 
konventioneller Munition Frauen und Männer, Mädchen und Jungen unterschiedlich betreffen. Um diese Auswirkungen zu 
bewältigen, wird diese Maßnahme die Einbeziehung von Frauen in Beschlussfassungsprozesse sowie in die Durchführung 
der SALW-Kontrolle fördern.

Die durchgängige Berücksichtigung geschlechtsspezifischer Bedürfnisse wurde jeweils an den besonderen Kontext und die 
geplante Art der Unterstützung für die Projekte angepasst und beruhte auf einer Situationsanalyse, bei der den 
Geschlechterperspektiven Rechnung getragen wurde.

Der „Geschlechtergleichstellungsmarker“ der OSZE wurde bei der Konzeption der Projekte, aber auch bei der Überwachung 
der Fortschritte der Umsetzung des Gendermainstreaming im Projektmanagementzyklus angewandt. Bei jedem in dieser 
Maßnahme enthaltenen Projekte ist die Gleichstellung der Geschlechter ein wichtiges Ziel oder wird durchgängig 
berücksichtigt.

5. Begünstigte

Unmittelbar Begünstigte der Maßnahme werden die für die Verhütung und Bekämpfung des unerlaubten Handels mit SALW 
und konventioneller Munition zuständigen Behörden in Südosteuropa sein. Dabei handelt es sich in erster Linie um 
folgende Behörden: die Innenministerien und Strafverfolgungsbehörden sowie die Polizei.

Mittelbar Begünstigter der Maßnahme ist die Bevölkerung der Länder in Südosteuropa und ihren europäischen 
Nachbarländern, die durch den Einsatz unerlaubter SALW und konventioneller Munition bei kriminellen Aktivitäten, 
Terrorismus und deren gewalttätigem Missbrauch gefährdet ist.

Die EU und die beauftragten Behörden ihrer Mitgliedstaaten werden ebenfalls mittelbar Begünstigte sein, da ihnen verstärkte 
Kontrollkapazitäten für SALW und zugehörige Munition in Südosteuropa zugutekommen, unter anderem durch einen 
besseren Informationsaustausch sowie Koordinierungs- und Kooperationsmaßnahmen wie Risikoermittlung, Ermittlung 
und Rückverfolgung, Aufspüren und Beschlagnahme von unerlaubten SALW und zugehöriger Munition.

6. Außenwirkung der Union

Die OSZE ergreift alle zweckdienlichen Maßnahmen, um allgemein bekannt zu machen, dass die Europäische Union die 
Maßnahme im jeweiligen südosteuropäischen Land und Gebiet finanziert hat. Diese Maßnahmen werden im Einklang mit 
den Leitlinien der Kommission für die Kommunikation und die Sichtbarkeit des auswärtigen Handelns der Europäischen 
Union durchgeführt. Die OSZE wird somit durch entsprechende Imagepflege und Öffentlichkeitsarbeit dafür sorgen, dass 
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der Beitrag der Union in der Öffentlichkeit wahrgenommen wird, und dabei die Rolle der Union herausstellen, die 
Transparenz ihres Handelns gewährleisten und der Öffentlichkeit vermitteln, warum der Beschluss gefasst wurde und 
warum und mit welchem Ergebnis er von der Union unterstützt wird. In den Materialien, die im Zuge des Projekts erstellt 
werden, wird die Flagge der Union entsprechend den Leitlinien der Europäischen Union für die korrekte Verwendung und 
Abbildung dieser Flagge an gut sichtbarer Stelle eingefügt.

Da die beabsichtigten Tätigkeiten nach ihrer Art und Tragweite stark variieren, wird eine ganze Bandbreite von 
Werbeinstrumenten eingesetzt, die auch Folgendes einschließen: traditionelle Medien, Websites, soziale Medien und 
Informations- und Werbematerial wie etwa Infografiken, Prospekte, Newsletters, Pressemitteilungen und gegebenenfalls 
weitere Instrumente. Im Rahmen jedes Projekts in Auftrag gegebene Veröffentlichungen, öffentliche Veranstaltungen, 
Kampagnen, Ausrüstungslieferungen und Bauarbeiten werden entsprechend sichtbar gekennzeichnet. Um die Wirkung der 
Sensibilisierung der verschiedenen Länder und Gebiete und ihrer Bevölkerung, der internationalen Gemeinschaft sowie 
lokaler und internationaler Medien noch zu verstärken, wird jede der Zielgruppen des Projekts zielgruppengerecht 
angesprochen.

7. Dauer

Die Gesamtlaufzeit dieser Maßnahme beträgt voraussichtlich 36 Monate.

8. Für die technische Durchführung zuständige Stelle

Mit der technischen Durchführung dieses Programms werden das Konfliktpräventionszentrum des OSZE-Sekretariats / die 
Unterstützungseinheit des Forums für Sicherheitskooperation und sechs OSZE-Feldmissionen in Südosteuropa betraut; 
ersteres ist auch für die Koordinierung zuständig.

9. Lenkungsausschuss

Der Lenkungsausschuss für diese Maßnahme setzt sich aus Vertretern des Hohen Vertreters, den EU-Delegationen in den 
jeweiligen Ländern und Gebieten Südosteuropas, dem Konfliktpräventionszentrum des OSZE-Sekretariats / der 
Unterstützungseinheit des Forums für Sicherheitskooperation und sechs OSZE-Feldmissionen in Südosteuropa zusammen.

Die durchführende Stelle wird mit Unterstützung des Lenkungsausschusses sicherstellen, dass das Projekt in Abstimmung 
mit anderweitiger einschlägiger Unterstützung der EU für Länder und Gebiete in Südosteuropa durchgeführt wird.

Der Lenkungsausschuss wird regelmäßig Vertreter der Partnerländer und -gebiete Südosteuropas einladen. Der 
Lenkungsausschuss kann auch Vertreter von Einrichtungen einladen, die an Projekten in Südosteuropa beteiligt sind, die 
ein ähnliches oder damit zusammenhängendes Ziel verfolgen. Der Lenkungsausschuss überprüft die Durchführung dieses 
Beschlusses in regelmäßigen Abständen, mindestens aber einmal pro Halbjahr, wobei er auch elektronische Kommunika-
tionsmittel einsetzt. 
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2025/345 DES RATES

vom 18. Februar 2025

zur Durchführung der Verordnung (EU) 2020/1998 über restriktive Maßnahmen gegen schwere 
Menschenrechtsverletzungen und -verstöße

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) 2020/1998 des Rates vom 7. Dezember 2020 über restriktive Maßnahmen gegen schwere 
Menschenrechtsverletzungen und -verstöße (1), insbesondere auf Artikel 14 Absatz 4,

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Am 7. Dezember 2020 hat der Rat die Verordnung (EU) 2020/1998 angenommen.

(2) Die Angaben zu zwei in Anhang I der Verordnung (EU) 2020/1998 aufgeführten Person sollten aktualisiert werden.

(3) Anhang I der Verordnung (EU) 2020/1998 sollte daher entsprechend geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang I der Verordnung (EU) 2020/1998 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 18. Februar 2025.

Im Namen des Rates

Der Präsident

A. DOMAŃSKI 

Amtsblatt 
der Europäischen Union
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ANHANG

In Anhang I der Verordnung (EU) 2020/1998 erhalten die Einträge 80 und 105 in Abschnitt A („Natürliche Personen“) folgende Fassung:

Namen (Transliteration in das 
lateinische Alphabet) Namen Angaben zur Identität Gründe für die Aufnahme in die Liste

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste

„80. Alexander Valerievich 
OBRAZTSOV*

Александр Валерьевич 
ОБРАЗЦОВ

(russische Schreibweise)

Position(en): Stellvertretender 
Leiter der Strafkolonie IK-3

Geburtsdatum: 1980-1990

Geburtsort: Russland

Staatsangehörigkeit: russisch

Geschlecht: männlich

Anschrift: Priuralisky District, 
Yamalo-Nenets Autonomous 
Okrug, Russia, 629420

Alexander Valerievich Obraztsov ist stellvertretender Leiter der 
Strafkolonie IK-3.

In dieser Position ist er unmittelbar für die Haftbedingungen in der 
Strafkolonie IK-3 verantwortlich. Die Strafkolonie IK-3, gemeinhin als 
‚Polarwolf‘ bekannt, ist der Ort, an dem der inhaftierte 
Oppositionspolitiker Alexej Nawalny unter unbekannten Umständen 
starb. Zu den Bedingungen einer Inhaftierung in der Strafkolonie IK-3 
gehörten körperliche Gewalt wie etwa Folter und das Vorenthalten von 
warmem Wasser und angemessener Kleidung im Winter, von 
medizinischer Versorgung sowie von Nahrung und Wasser.

Daher ist Alexander Valerievich Obraztsov verantwortlich für schwere 
Menschenrechtsverletzungen in Russland, darunter Folter und andere 
grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe, 
willkürliche Inhaftierungen sowie die systematische Verletzung des Rechts 
auf Meinungsfreiheit und freie Meinungsäußerung.
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Namen (Transliteration in das 
lateinische Alphabet) Namen Angaben zur Identität Gründe für die Aufnahme in die Liste

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste

105. Vladimir Sergeevich 
SHVEDOV*

Владимир Сергеевич 
ШВЕДОВ

(russische Schreibweise)

Position(en): Leiter der 
Abteilung für Staatspolitik im 
Bereich der Vollstreckung 
strafrechtlicher Urteile im 
russischen Justizministerium

Geburtsdatum: 26.10.1980

Geburtsort: Moskau, Russland

Reisepass-Nr.: 4506085659

Steuer-Identifikationsnummer: 
773320017740

Staatsangehörigkeit: russisch

Geschlecht: männlich

Anschrift: Moscow City, Russian 
Federation

Verbundene Personen: Vsevolod 
Lvovich Vukolov

Verbundene Organisationen: 
Russisches Justizministerium

Vladimir Sergeevich Shvedov ist ein hochrangiger russischer Beamter. Er 
ist Leiter der Abteilung für Staatspolitik im Bereich der Vollstreckung 
strafrechtlicher Urteile im russischen Justizministerium.

In dieser Position ist er für die Vollstreckung von Haftstrafen des 
russischen Oppositionspolitikers Alexej Nawalny verantwortlich, da er die 
staatliche Politik im Bereich der Vollstreckung strafrechtlicher Urteile lenkt 
und Berufungen von Bürgern prüft.

Daher ist Vladimir Sergeevich Shvedov verantwortlich für schwere 
Menschenrechtsverletzungen in Russland, darunter Folter und andere 
grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe, 
willkürliche Inhaftierungen sowie die systematische Verletzung des Rechts 
auf Meinungsfreiheit und freie Meinungsäußerung.

22.3.2024“

A
Bl. L vom

 19.2.2025
D

E

ELI: http://data.europa.eu/eli/reg_im
pl/2025/345/oj
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BESCHLUSS (GASP) 2025/346 DES RATES

vom 18. Februar 2025

zur Änderung des Beschlusses (GASP) 2020/1999 über restriktive Maßnahmen gegen schwere 
Menschenrechtsverletzungen und -verstöße

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 29,

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat am 7. Dezember 2020 den Beschluss (GASP) 2020/1999 (1) angenommen.

(2) Die Angaben zu zwei im Anhang des Beschlusses (GASP) 2020/1999 aufgeführten Person sollten aktualisiert 
werden.

(3) Der Beschluss (GASP) 2020/1999 sollte daher entsprechend geändert werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang des Beschlusses (GASP) 2020/1999 wird gemäß dem Anhang des vorliegenden Beschlusses geändert.

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Geschehen zu 18. Februar 2025

Im Namen des Rates

Der Präsident

A. DOMAŃSKI 

Amtsblatt 
der Europäischen Union

DE 
Reihe L

2025/346 19.2.2025
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(1) Beschluss (GASP) 2020/1999 des Rates vom 7. Dezember 2020 über restriktive Maßnahmen gegen schwere Menschen-
rechtsverletzungen und -verstöße (ABl. L 410 I vom 7.12.2020, S. 13. ELI: http://data.europa.eu/eli/dec/2020/1999/oj).



ANHANG

Im Anhang des Beschlusses (GASP) 2020/1999 erhalten die Einträge 80 und 105 in Abschnitt A („Natürliche Personen“) folgende Fassung:

Namen (Transliteration in das 
lateinische Alphabet) Namen Angaben zur Identität Gründe für die Aufnahme in die Liste

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste

„80. Alexander Valerievich 
OBRAZTSOV*

Александр Валерьевич 
ОБРАЗЦОВ

(russische Schreibweise)

Position(en): Stellvertretender 
Leiter der Strafkolonie IK-3

Geburtsdatum: 1980-1990

Geburtsort: Russland

Staatsangehörigkeit: russisch

Geschlecht: männlich

Anschrift: Priuralisky District, 
Yamalo-Nenets Autonomous 
Okrug, Russia, 629420

Alexander Valerievich Obraztsov ist stellvertretender Leiter der 
Strafkolonie IK-3.

In dieser Position ist er unmittelbar für die Haftbedingungen in der 
Strafkolonie IK-3 verantwortlich. Die Strafkolonie IK-3, gemeinhin als 
‚Polarwolf‘ bekannt, ist der Ort, an dem der inhaftierte 
Oppositionspolitiker Alexej Nawalny unter unbekannten Umständen 
starb. Zu den Bedingungen einer Inhaftierung in der Strafkolonie IK-3 
gehörten körperliche Gewalt wie etwa Folter und das Vorenthalten von 
warmem Wasser und angemessener Kleidung im Winter, von 
medizinischer Versorgung sowie von Nahrung und Wasser.

Daher ist Alexander Valerievich Obraztsov verantwortlich für schwere 
Menschenrechtsverletzungen in Russland, darunter Folter und andere 
grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe, 
willkürliche Inhaftierungen sowie die systematische Verletzung des Rechts 
auf Meinungsfreiheit und freie Meinungsäußerung.

22.3.2024

D
E

A
Bl. L vom

 19.2.2025

2/3
ELI: http://data.europa.eu/eli/dec/2025/346/oj



Namen (Transliteration in das 
lateinische Alphabet) Namen Angaben zur Identität Gründe für die Aufnahme in die Liste

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste

105. Vladimir Sergeevich 
SHVEDOV*

Владимир Сергеевич 
ШВЕДОВ

(russische Schreibweise)

Position(en): Leiter der 
Abteilung für Staatspolitik im 
Bereich der Vollstreckung 
strafrechtlicher Urteile im 
russischen Justizministerium

Geburtsdatum: 26.10.1980

Geburtsort: Moskau, Russland

Reisepass-Nr.: 4506085659

Steuer-Identifikationsnummer: 
773320017740

Staatsangehörigkeit: russisch

Geschlecht: männlich

Anschrift: Moscow City, Russian 
Federation

Verbundene Personen: Vsevolod 
Lvovich Vukolov

Verbundene Organisationen: 
Russisches Justizministerium

Vladimir Sergeevich Shvedov ist ein hochrangiger russischer Beamter. Er 
ist Leiter der Abteilung für Staatspolitik im Bereich der Vollstreckung 
strafrechtlicher Urteile im russischen Justizministerium.

In dieser Position ist er für die Vollstreckung von Haftstrafen des 
russischen Oppositionspolitikers Alexej Nawalny verantwortlich, da er die 
staatliche Politik im Bereich der Vollstreckung strafrechtlicher Urteile lenkt 
und Berufungen von Bürgern prüft.

Daher ist Vladimir Sergeevich Shvedov verantwortlich für schwere 
Menschenrechtsverletzungen in Russland, darunter Folter und andere 
grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe, 
willkürliche Inhaftierungen sowie die systematische Verletzung des Rechts 
auf Meinungsfreiheit und freie Meinungsäußerung.

22.3.2024“

A
Bl. L vom

 19.2.2025
D

E

ELI: http://data.europa.eu/eli/dec/2025/346/oj
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Bekanntmachung zur Änderung der Geschäftsordnung und des Verhaltenskodex der Mitglieder des 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses (Mai 2022) 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 149 vom 31. Mai 2022) 

Seite 51, Artikel 11 Absatz 1, Unterabsatz 1:

Anstatt: „1. Jede Person — Mitglied oder Bediensteter — kann beim Ethikbeirat eine Beschwerde über das 
Verhalten eines Mitglieds einreichen.“

muss es heißen: „1. Jede Person — Mitglied oder Bediensteter — kann beim Ethikbeirat eine Beschwerde über das 
Verhalten eines Mitglieds einreichen (siehe Addendum).“

Das folgende Addendum wird dem Rechtsakt hinzugefügt.

„ADDENDUM

BESCHLUSS DES PRÄSIDIUMS 

vom 22. Oktober 2024 zum Ersuchen um Auslegung von Artikel 11 Absatz 1 in Teil III des 
Verhaltenskodex 

Das Präsidium hat im Einklang mit Artikel 12 Absatz 8 der Geschäftsordnung des Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschusses folgende Auslegung von Artikel 11 Absatz 1 in Teil III des Verhaltenskodex festgelegt: Nur Mitglieder 
und Bedienstete des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses können eine Beschwerde beim Ethikbeirat 
einreichen.“

Amtsblatt 
der Europäischen Union 

DE 
Reihe L 

2025/347 19.2.2025
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BESCHLUSS (GASP) 2025/365 DES POLITISCHEN UND SICHERHEITSPOLITISCHEN KOMITEES

vom 18. Februar 2025

zur Ernennung des Befehlshabers der EU-Einsatzkräfte für die Militäroperation der Europäischen 
Union als Beitrag zur maritimen Sicherheit im westlichen Indischen Ozean und im Roten Meer 
(EUNAVFOR ATALANTA) und zur Aufhebung des Beschlusses (GASP) 2024/2983 (EUNAVFOR 

ATALANTA/1/2025)

DAS POLITISCHE UND SICHERHEITSPOLITISCHE KOMITEE —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 38,

gestützt auf die Gemeinsame Aktion 2008/851/GASP des Rates vom 10. November 2008 über die Militäroperation der 
Europäischen Union als Beitrag zur maritimen Sicherheit im westlichen Indischen Ozean und im Roten Meer (EUNAVFOR 
ATALANTA) (1), insbesondere auf Artikel 6 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Am 10. November 2008 hat der Rat die Gemeinsame Aktion 2008/851/GASP angenommen, die eine 
Militäroperation der Europäischen Union als Beitrag zur maritimen Sicherheit im westlichen Indischen Ozean 
und im Roten Meer (EUNAVFOR ATALANTA) vorsieht.

(2) Gemäß Artikel 6 Absatz 1 der Gemeinsamen Aktion 2008/851/GASP hat der Rat das Politische und 
Sicherheitspolitische Komitee (PSK) ermächtigt, die Beschlüsse zur Ernennung des Befehlshabers der EU-Einsatzkräfte 
für die EUNAVFOR ATALANTA (im Folgenden „Befehlshaber der EU-Einsatzkräfte“) zu fassen.

(3) Das PSK hat am 28. November 2024 den Beschluss (GASP) 2024/2983 (2) angenommen, mit dem Flottillenadmiral 
Alexandre Joaquim GAMURÇA SERRANO zum Befehlshaber der EU-Einsatzkräfte ernannt wurde.

(4) Am 28. Januar 2025 haben die italienischen Militärbehörden die Ernennung von Kapitän Davide DA POZZO als 
Nachfolger von Flottillenadmiral Alexandre Joaquim GAMURÇA SERRANO zum Befehlshaber der EU-Einsatzkräfte 
vorgeschlagen (im Folgenden „vorgeschlagene Ernennung“). Die italienischen Militärbehörden wiesen darauf hin, 
dass Kapitän Davide DA POZZO mit seiner Ernennung zum Befehlshaber der EU-Einsatzkräfte zum Konteradmiral 
befördert werden würde.

(5) Am 28. Januar 2025 hat der EU-Operationsbefehlshaber der EUNAVFOR ATALANTA die vorgeschlagene 
Ernennung unterstützt.

(6) Am 6. Februar 2025 hat der EU-Militärausschuss die vorgeschlagene Ernennung unterstützt und vereinbart, 
Konteradmiral Davide DA POZZO mit Wirkung vom 20. Februar 2025 zum Befehlshaber der EU-Einsatzkräfte zu 
ernennen.

(7) Es sollte ein Beschluss zur Ernennung von Konteradmiral Davide DA POZZO zum Befehlshaber der EU-Einsatzkräfte 
gefasst werden.

(8) Der Beschluss (GASP) 2024/2983 sollte daher aufgehoben werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Konteradmiral Davide DA POZZO wird mit Wirkung vom 20. Februar 2025 zum Befehlshaber der EU-Einsatzkräfte für die 
Militäroperation der Europäischen Union als Beitrag zur maritimen Sicherheit im westlichen Indischen Ozean und im Roten 
Meer (EUNAVFOR ATALANTA) ernannt.

Artikel 2

Der Beschluss (GASP) 2024/2983 wird aufgehoben.

Amtsblatt 
der Europäischen Union

DE 
Reihe L
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(1) ABl. L 301 vom 12.11.2008, S. 33, ELI: http://data.europa.eu/eli/joint_action/2008/851/oj.
(2) Beschluss (GASP) 2024/2983 des Politischen und Sicherheitspolitischen Komitees vom 28. November 2024 zur Ernennung des 

Befehlshabers der EU-Einsatzkräfte für die Militäroperation der Europäischen Union als Beitrag zur maritimen Sicherheit im 
westlichen Indischen Ozean und im Roten Meer (EUNAVFOR ATALANTA) und zur Aufhebung des Beschlusses (GASP) 2024/2676 
(ATALANTA/4/2024) (ABl. L, 2024/2983, 29.11.2024, ELI: http://data.europa.eu/eli/dec/2024/2983/oj).

http://data.europa.eu/eli/dec/2024/2983/oj


Artikel 3

Dieser Beschluss tritt am 20. Februar 2025 in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 18. Februar 2025.

Im Namen des Politischen und Sicherheitspolitischen 
Komitees

Die Vorsitzende

D. PRONK 

DE ABl. L vom 19.2.2025

2/2 ELI: http://data.europa.eu/eli/dec/2025/365/oj



Berichtigung der Verordnung (EU) 2024/2597 der Kommission vom 4. Oktober 2024 zur Änderung 
des Anhangs II der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates 

hinsichtlich der Verwendung von Sorbinsäure (E 200) und Kaliumsorbat (E 202) sowie des Anhangs 
der Verordnung (EU) Nr. 231/2012 der Kommission in Bezug auf die Spezifikationen für Sorbinsäure 

(E 200), Kaliumsorbat (E 202) und Propylgallat (E 310) 

(Amtsblatt der Europäischen Union L, 2024/2597, 7. Oktober 2024) 

Seite 3, Erwägungsgrund 18:

Anstatt: „(18) Aus denselben Gründen sollte für Lebensmittel, die Sorbinsäure (E 200), Kaliumsorbat (E 202) oder 
Propylgallat (E 310) enthalten und die vor dem Geltungsbeginn rechtmäßig in Verkehr gebracht 
wurden, eine Übergangsfrist vorgesehen werden.“

muss es heißen: „(18) Aus denselben Gründen sollte für Lebensmittel, die Sorbinsäure (E 200), Kaliumsorbat (E 202) oder 
Propylgallat (E 310) enthalten, die bzw. das vor dem Geltungsbeginn rechtmäßig in Verkehr 
gebracht wurde, eine Übergangsfrist vorgesehen werden.“

Seite 3, Artikel 3 Absatz 2:

Anstatt: „Lebensmittel, die Sorbinsäure (E 200), Kaliumsorbat (E 202) oder Propylgallat (E 310) enthalten und vor 
dem 27. April 2025 rechtmäßig in Verkehr gebracht wurden, dürfen bis zu ihrem Mindesthaltbarkeits- 
oder Verbrauchsdatum in Verkehr gebracht werden.“

muss es heißen: „Lebensmittel, die Sorbinsäure (E 200), Kaliumsorbat (E 202) oder Propylgallat (E 310) enthalten, die bzw. 
das vor dem 27. April 2025 rechtmäßig in Verkehr gebracht wurde, dürfen bis zu ihrem Mindesthalt­
barkeits- oder Verbrauchsdatum in Verkehr gebracht werden.“

Amtsblatt 
der Europäischen Union 

DE 
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